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PRINZIPIEN DES PROPHYLAKTISCHEN IMMISSIONSSCHUTZES

Dr. Eckehard Koch und Peter Altenbeck

Zusammenfassung

Der prophylaktische (vorbeugende) Immissionsschutz, dessen Anf&nge schon bis
ins Mittelalter zuriickreichen, ist Ausdruck des Vorsorgeprinzips, wie es auch
im Bundes-Immissionsschutzgesetz formuliert ist. Die Arbeit behandelt Basis und
Instrumentarien des prophylaktischen Immissionsschutzes, der auf 2zwei Prin-
zipien beruht: Emissionsminderung an der Quelle sowie Emissionsvermeidung und
Immissionsschutz durch raumordnerische MaBnahmen. Dabei wird deutlich, daB
Vorsorge, so lange sie auf naturwissenschaftlich-technischen Grundlagen steht,
eine erweiterte Gefahrenabwehr darstellt; auch fiir sie gilt, daB ihre Erkennt-
nisquellen in schon eingetretenen Ereignissen oder in simulierten oder vermu-

teten Zusammenhdngen bestehen.

Weiterhin diskutiert die Arbeit aus naturwissenschaftlicher Sicht die Zusammen-
hdnge 2zwischen Immissionsschutz und Planung, die dafilr infrage kommenden
BewertungsmaBstdbe einschlieBlich der Aussagekraft von Gesamt-Belastungsindices
und fl&chenbezogenen Emissionsraten, die Nutzbarmachung von Immissionsdaten aus
MeBprogrammen und speziellen Gutachten in den einzelnen Planungsebenen und
einige andere wesentliche Bereiche wie den prophylaktischen Immissionsschutz
aus internationaler Sicht. AbschlieBend werden die engen Zusammenhlénge 2zwischen
Vorsorge, prophylaktischem Immissionsschutz und Uffentlichkeitsinformation

umrissen.

Summary

The principle of prophylaxis being also formulated in the Federal Air Quality
Protection Law finds one expression in the prophylactic air quality protection.
Its beginnings date back to the Middle Ages. The report describes foundations
and methods of the prophylactic air quality protection that is based on two
principles: emission reduction at the sources and emission avoidance and air
quality protection by means of area planning. The considerations show that
prophylaxis is an extended averting of risks and hazards, as far as it is
based on natural sciences and technology. As is valid for the avertings of
hazards, this kind of prophylaxis is based on the knowledge cf events that
did happen or the knowledge about simulated or supposed relations.

Furthermore the report considers - on the base of a natural scientific view -
the connections of air quality protection and area planning, the air quality
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standards referring to these problems (including the sense of criteria that
characterize the total load of an area or the sense of emission rates above
areas), the use of air-quality-data and of special assessments as for different
levels of landplanning, and some other important fields as the prophylactic
air pollution control from an international view. Concluding the relations
between prophylaxis, prophylactic air quality protection and informing the
public about air pollution problems are outlined.
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1. Einleitung

Der Gedanke der Vorbeugung in der Luftreinhaltung ist nicht neu. Schon im
Mittelalter wurde die Notwendigkeit vorbeugender LuftreinhaltemaBnahmen ge-
sehen. Anfang der 70er Jahre entstand der Begriff des prophylaktischen Immis-
sionsschutzes in Abgrenzung zum pr3ventiven und korrigierenden, und im Bundes-
Immissionsschutzgesetz von 1974 [1] wurde das Ziel der Vorsorge im Immissions-
schutz verankert. Aber erst in den letzten Jahren - wohl aufgrund von Phé&no-
menen wie den neuartigen Waldschdden oder der Bedrohung des globalen Klimas
durch COZ-Zunahme - hat sich in der Politik und in der &ffentlichen Diskussion
das Schwergewicht von einem sanierenden, korrigierenden, reaktiven Umwelt-
schutz (d.h. auch Immissionsschutz) hin verlagert 2zu einem vorbeugenden Kon-
zept, das vom Grundcharakter her aktiv, prognostisch, planungsverbunden ist.
Heutzutage ist der Begriff der Vorsorge und des vorsorgenden Umweltschutzes
in aller Munde; und Vorbeugung und Friherkennung heiBt die Devise.

Diese Entwicklung ist natlirlich zu begriiBen und 2zu unterstiitzen. Auch die
vorliegende Arbeit will dazu einen Beitrag leisten. Bei aller grunds8tzlichen
Ubereinstimmung mit dem Gedanken, daB vorbeugender Umweltschutz unbedingt
notwendig ist;, bleiben aber doch verschjedene Fragen zu beantworten: Fragen
nach den Erkenntnisquellen filir die Prophylaxe und den methodischen Instru-
mentarien dafilir, nicht zuletzt nach den Begrenzungen und Beschridnkungen vor-
sorgender MaBnahmen.

Die vorliegende Arbeit behandelt aus dem Bereich des gesamten Umweltschutzes
nur einen kleinen Ausschnitt, n#mlich den vorbeugenden Immissionsschutz (spe-
ziell Luftreinhaltung). Die mit dem Begriff der Vorsorge verbundenen Probleme
und Fragen, die z.T. auch erkenntnistheoretischer Natur sind, k&nnen in dem
hier gegebenen Rahmen nicht ersch&pfend behandelt werden. Es ist vielmehr
Anliegen des Berichtes, zundchst einmal die grundlegenden Prinzipien zu be-
schreiben. Im Vordergrund der Darstellung steht aufgrund der T#tigkeit der
Verfasser die naturwissenschaftlich-technische Seite der Problematik. DaB damit
auch eine Fiille von juristischen Fragestellungen verbunden ist, ist den Verfas-
sern natlirlich bewuBt; hierzu muB jedoch auf weiterfiihrende Literatur verwiesen
werden., Die Sachverhalte, um die es hier geht, sind allerdings primdr naturwis-
senschaftlich-technischer Art; ihre Ordnung mit Hilfe von Rechtsbegriffen ist
erst der sekunddre Schritt; von daher ist die Hervorhebung der naturwissen-
schaftlich-technischen Perspektive zu verstehen.

Die Arbeit stellt, wie gesagt, ein Grundsatz- und Diskussionspapier dar. Es
versteht sich von selbst, daB bei einer Entwicklung, die ihren HBhepunkt noch
lange nicht erreicht hat, die Sachverhalte nicht abschlieBend beurteilt werden
kénnen. Deshalb 1ddt die vorliegende Arbeit ein zur Diskussion, zur n#&heren
Beschdftigung mit dem Thema, und 2zu weiteren gemeinsamen Bemlihungen um die
Durchsetzung eines wirkungsvollen vorbeugenden Umweltschutzes.
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2. Prophylaktischer Immissionsschutz -

Definition und Erl&uterungen
2.1. Historische Ubersicht

Schon 1343 kamen in England die ersten Vorschriften zur Kontrolle der Kohlever-
brennvrg heraus; eine 1661 erlassene k&nigliche Anordnung enthielt Abhilfe-
maBnahmen zur Verminderung der Luftverschmutzung in England. In Deutschland
wurde bereits 1348 den Zwickauer Schmieden die Verwendung von Steinkohle
innerhalb der Stadt untersagt, und rund 200 Jahre sp4ter wurden bei den Jo-
achimsthaler Hiitten in B&hmen Rauch- und Staubkammern sowie Flugstaubkammern
eingebaut.

Darmseidenfabriken, Leimkochereien und Gerbereien wurden schon relativ friih
in Gebiete verwiesen, wo es keine enge Bebauung gab, sondern der ungehinderte
Luftzug die Geruchsschwaden davontrug. 1796 z.B. wies das preuBische General-
direktorium alle zusténdigen BehO6rden an, Gerbereien und &hnliche Anlager
nur an flieBenden Gewdssern und an solchen Orten der Stadt, die weniger dicht
bebaut und bewohnt sind, betreiben zu lassen, das es andernfalls den Anwohnern
"nicht nur hé&chst unbequem, sondern auch ihrer Gesundheit &uBerst nachteilig
ist, hinfolglich die Mortalitdt dadurch vermehrt wird".

Vielerorts wurden Fabriken veranlaBt, sich auBerhalb der Stiddte anzusiedeln;
z.B. ist die Griindung von Ludwigshafen auf solche MaBnahmen =zurlickzuftihren.
In einem Edikt von 1810, mit dem er auch die deutsche Verwaltungspraxis be-
einfluBte, hat Napoleon I. die Industriebetriebe in drei Gruppen eingeteilt.
Die eine durfte nur fern von Siedlungen entstehen; flr die 2zweite war eine
Genehmigung durch den Préfekten obligatorisch, und die dritte schlieBlich
durfte auch in den Stddten ohne weitere Uberwachung angelegt werden.

Noch viele andere Beispiele k&nnten hierzu aufgefihrt werden (vgl. z.B. [2, 3,
4, 5, 6]). Sie belegen, daB schon friihzeitig versucht wurde, Beldstigungen
und Beeintréchtigungen durch Luftverunreinigungen mittels vorbeugender MaB-
nahmen zu verhindern, und zwar einerseits durch emissionsmindernde (technische)
Ma8nahmen, zum anderen durch MaBnahmen der (Raum-)Planung, der gegenseitigen
Zuordnung unterschiedlicher Nutzungen. Die Idee des Abstandserlasses in Nord-
rhein-Westfalen [7] ist also schon relativ alt; die Notwendigkeit, prophylak-
tischen Immissionsschutz durch RaumordnungsmaBnahmen zu betreiben, wurde
schon verhdltnismdBig frih erkannt.

Die Quelle der Erkenntnis fir die zu ergreifenden MaBnahmen war die Erfahrung
mit eingetretenen Schdden und Beldstiqungen sowie - mit Beginn des Industrie-
zeitalters - in zunehmendem MaB die wissenschaftliche und technologische
Forschung. Daran und an den beiden Pfeilern des vorbeugenden Immissionsschutzes
-~ einerseits die Emissionsminderung, andererseits die Raum- und Strukturpla-
nung - hat sich bis heute nichts getlindert.

Auf die Einzelheiten wird weiter unten noch n8her eingegangen. An dieser Stelle
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sei nur erwdhnt, daB schon bei den Grundsdtzen im Raumordnungsgesetz der
Bundesrepublik [8] von 1965 auch Umwelterfordernisse festgelegt wurden. Und
auch die Bundesldnder haben in ihre Programme und Pldne der Raumordnung die
Beriicksichtiqung von Umweltbelangen als Forderung mit aufgenommen. Konkret fiir
den Immissionsschutz haben das Bundes-Immissionsschutzgesetz von 1974 und die
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (zuletzt 1986, [9]) die Vorsorge
in der Luftreinhaltung als Ziel herausgestellt. Schon vorher hat STRATMANN
[10] den Bereich des prophylaktischen Immissionsschutzes abgegrenzt gegen den
Immissionsschutz, der durch Genehmigungsverfahren und nachfrégliche MaBnahmen
charakterisiert ist. Darauf aufbauend sind in der Landesanstalt fir Immissions-
schutz Uberlegungen zu den allgemeinen Aufgaben des prophylaktischen Immis-
sionsschutzes angestellt und ver&ffentlicht worden, die von Modellen fiir den
Immissionsschutz in Verdichtungsr&umen bis zu Empfehlungen fiir die problem-
gerechte Erstellung von Immissionsschutzgutachten in Bauleitplanverfahren
reichen (vgl, [11, 12, 13, 14, 15, 1l61).

Weniger unter naturwissenschaftlichen, als viel mehr unter juristischen Aspek-
ten ist mittlerweile eine Fiille von Arbeiten erschienen, die sich mit dem
Begriff der Vorsorge {(z.B. [17]) oder der Verbindung von Immissionsschutz und
Planung (z.B. [18, 19]) befassen. Ein ausfiilhrliches Literaturverzeichnis
findet sich in der Arbeit von KUHLING [20], der juristische und naturwissen-
schaftliche Aspekte bei seinem Vorschlag fiir Planungsrichtwerte beziiglich der
Luftqualitdt behandelt.

Die Zunahme der Bedeutung des Vorsorgegedankens im Umweltschutz =zeigte sich
auch darin, daf 1984 das Umweltbundesamt das Symposium anldBlich seines 10j&h-
rigen Bestehens unter das Thema "Das Vorsorgeprinzip im Umweltschutz" stellte
[21]. 1986 sind die Leitlinien der Bundesregierung zur Umweltvorsorge heraus-
gegeben worden [22]. Und 1988 soll die Umweltvertrdglichkeitspriifungrichtlinie
der EG [23] in nationales Recht umgesetzt sein. Der Gedanke des technology
assessments (vgl. z.B. {24]), der "Technikfolgenabschdtzung", und der Umwelt-
vertriglichkeitspriifung (z.B. [(25] mit ausfiihrlichem Literaturverzeichnis,
[26, 27, 28]) greift auch in der O&6ffentlichen Diskussion und in der Politik
immer mehr um sich, eine Entwicklung, mit der die Entstehung von Datenbanken
und Dateninformationssystemen einhergeht - bis hin zur Ausarbeitung von Kon-
zepten zur Frilherkennung und Beurteilung von Umweltverdnderungen, wie sie in
jlingerer Zeit vorgelegt wurden [29]. Tiefergehende Uberlegungen mehr erkennt-
nistheoretischer Art {ber die Moglichkeiten und Grenzen der Prophylaxe sind
allerdings, soweit den Verfassern bekannt, zumindest, was den Immissionsschutz
betrifft, bislang nur spdrlich vorhanden ([30, 31] und darauf fuBend (321]),
wenn auch natiirlich solche Fragen in einzelnen Publikationen immer wieder ange-

schnitten werden (vor allem in [211]).

2.2, Das dreistufige Immissionsschutzsystem

Es braucht in diesem Rahmen nicht n&dher begriindet zu werden, daB trotz zahl-

reicher VerbesserungsmaBnahmen und einer starken Abnahme der Konzentration
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vieler luftverunreinigender Komponenten seit den 50er und 6&0er Jahren der
Immissionsschutz nicht an Wichtigkeit verloren hat. Im Gegenteil, Phénomene
wie die neuartigen Waldsch&éden, die Zunahme von CO,- und Ozon-Konzentration
in der Troposphlire, die Verbreitung von Spurenstoffen wie Dioxin u.v.a. zeigen,
daB nach wie vor dem Immissionsschutz und seinen MaS8nahmen groBe Bedeutung
zukommt. Diese MafSnahmen lassen sich in zwei Gruppen einteilen, und zwar in

solche des passiven und solche des aktiven Immissionsschutzes.

Beide Gruppen unterscheiden sich deutlich durch die dahinterstehende "Philoso-
phie". Der passive Immissionsschutz bezieht sich auf den Schutz am betroffenen
Objekt. Hierzu zdhlen 2.B. das Imprédgnieren von Steinen, um ihre Resistenz
gegen Luftverunreinigungen zu erhbdhen, der Anbau resistenter Pflanzen oder der
Einbau von Schallschutzfenstern. Diese "Philosophie", konsequent 2zu Ende ge-
dacht, wlirde zu einem hermetischen AbschluB der Schutzobjekte flihren; am Ende
stiinde die beklemmende Vision einer Kunstwelt, in die sich der Mensch vor

einer mehr und mehr zu Grunde gehenden natlirlichen Umwelt zurilickziehen wiirde.

Demgegeniiber versucht der aktive Immissionsschutz, die Probleme von ihrer
Ursache her anzugehen und Wirkungen an Akzeptoren nicht durch MaSnahmen an den
Schutzobjekten zu vermeiden, sondern durch MaBnahmen, die die Entstehung und
Ausbreitung von Luftverunreinigungen betreffen (vgl. dazu auch [10]). Hierzu
gehdrt z.B. die Verminderung der Emissionen, die zu Immissionen flihren, durch
Auflagen vor oder nach der Inbetriebnahme einer 2Anlage, durch den Einsatz
emissionsarmer Technologien und schadstoffarmer Brennstoffe, aber auch die
Reduzierung der Immissionen beim Transportvorgang in der Atmosphdre (Schall-
schutzwidnde, Abstidnde zwischen emittierenden und zu schlitzenden Fl&chen etc.).
Bei diesem zuletzt genannten Bereich werden indes die Ubergdnge zum passiven
Immissionsschutz an manchen Stellen flieBend (z.B. Anlage von Immissionsschutz-

wédllen).

Die passiven ImmissionsschutzmaBnahmen werden im folgenden nicht weiter be-
handelt, auch wenn natiirlich "Vorsorge” (z.B. "vorsorgliches" Imprdgnieren
gegen Steinzerfall) auch in diesem Bereich denkbar ist. Am Ende kann nur der
aktive Immissionsschutz auf Dauer wirksam sein.

GemdB der Einteilung von STRATMANN (1973, [10]) kann man den aktiven Immis-
sionsschutz einteilen in die prophylaktische, prédventive und korrigierende
Phase. Erst alle drei Phasen oder Stufen zusammen k&nnen einen wirksamen
Immissionsschutz bewirken. Wenn auch die Begriffe Prophlyaxe und Prdvention,
die urspriinglich aus dem medizinischen Bereich kommen, denselben Sachverhalt,
ndmlich die Vorsorge, betreffen, so ist es dennoch sinnvoll, ihnen beziiglich
des Immissionsschutzes unterschiedliche Bedeutung zu geben.

Der prdventive und der korrigierende Immissionsschutz beziehen sich auf das Ge-
nehmigungsver fahren nach BImSchG bzw. TA Luft; beide Stufen betreffen Einzel-
anlagen. Bekanntlich hat der Betreiber einer Anlage ein Anrecht auf Genehmigung
zur. Betrieb, wenn er bestimmte, durch BImSchG und TA Luft n&her definierte

Grundpflichten und Voraussetzungen erfiillt, Dazu gehdSrt in erster Linie der
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Nachweis, daB mit dem Betrieb der Anlage nicht schddliche Umwelteinwirkungen
fiir die Nachbarschaft und die Allgemeinheit entstehen k&nnen. Dieser Nachweis
wird nach den Regeln der TA Luft geflihrt, Die damit verbundenen Ausnahmerege-
lungen und auch Unsicherheiten (vgl. [15]) flihren dazu, daB schddliche Umwelt-
einwirkungen nach Inbetriebnahme der Anlage aufgrund neuer Erkenntnisse nicht
v&llig ausgeschlossen sind; daher hat sich der Gesetzgeber die Mdglichkeit
korrigierender MaBnahmen offengehalten, eine M6glichkeit, die ja nicht nur die
Sanierung von Altanlagen betrifft. Aber die Erwartungen an die Durchfihrbarkeit
korrigierender MaBnahmen scllten, auch wenn mit der Novelle des BImSchG nicht
mehr der Grundsatz ihrer wirtschaftlichen Vertretbarkeit, sondern ihrer Ver-
hiltnismdBigkeit gilt, aus sachlichen, rechtlichen und kostenm&Bigen Griinden
nicht zu hoch geschraubt werden. Zudem greifen, wie schon friiher [33] ausge-
fiihrt, nachtr@igliche MaBnahmen i.d.R. nur begrenzt, zum einen, weil die Kosten
daflir nur bis zu einer bestimmten wirtschaftlichen Grenze ansteigen k&nnen, zum
anderen, weil die Zunahme des technischen Wirkungsgrades auch begrenzt ist und
durch singuldre MaBnahmen an einzelnen Emittenten Immissionswirkungen ohnehin
nur teilweise vermieden werden kdnnen. Es ist von daher sinnvoll und notwendigq,
den beiden Stufen des Immissionsschutzes noch eine dritte vorzuschalten,
nédmlich die des prophylaktischen Immissionsschutzes, die im folgenden né&her

erértert wird.

2.3. Der Bereich prophylaktischer Immissionsschutz

STRATMANN formulierte 1973 [10], was noch heute giiltig ist: "Die prophylak-
tische Arbeitsphase ist darauf gerichtet, die Ursachen der Emission zu be-
ké&mpfen, also erst gar keine Emission entstehen 2zu lassen." Und weiter:
"Limitierung des Massenstromes der Emission in Abhédngigkeit von der Gr&Be der
Emissionskdrper.... Aufteilung der Landfldche in EmissionskSrper mit ver-
schiedenen Emissionsmassenstr&men.... Wechsel zwischen belasteten Gebieten
und unbelasteten Gebieten zur Schaffuhg von Austauschrdumen. Der Immissions-

schutz im nationalen Bereich beginnt also bei der Raum~ und Strukturplanung.”

Wenn man vom prophylaktischen Immissionsschutz spricht, muB man sich darfiber
im Klaren sein, was man meint, n&mlich entweder die Bekémpfung der Emissionen
an der Quelle oder die Vorbeugung vor Schddigungen durch Luftverunreinigungen
mittels planerischer, raumordnerischer MaB8nahmen. DaB beide MaBnahmen Hand in

Hand gehen sollten, bedarf keiner besonderen Betonung.

Speziell der prophylaktische Immissionsschutz in der Raumplanung hat allgemein
das Ziel, unerwlinschte Wirkungen durch Luftverunreiniqungen, L&rm, Erschiit-
terungen etc. bei zu schiitzenden Objekten durch vorbeugende MaBnahmen im
behdérdlichen Entscheidungsbereich Raumordnung, Landes- und Gebietsentwick-
lungsplanung sowie Bauleitplanung zu vermeiden. In der Raum~ und Struktur-
planung sollte vorbeugend die Modglichkeit ausgeschlossen werden, daB in der
Nachbarschaft schutzbediirftiger Fldchen {iberhaupt Anlagen oder emittierende
Fldchen entstehen k®dnnen, die ggf. schddliche Umwelteinwirkungen in den schutz-

bediirftigen Fl&chen hervorrufen; bestimmte Nutzungsarten sollten in der Pla-
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nungsphase einander so zugeordnet werden, daB8 nach aller Wahrscheinlichkeit
konkurrierende Nutzungsanspriliche an ein und denselben Raum nicht entstehen.
Im Gegensatz zur préventiven und korrigierenden Phase des Immissionsschutzes

bezieht sich demnach der prophylaktische Immissionsschutz auf das "Gesamt-

System"” emittierender und nichtemittierender Fl&chen. Je nach der Planungs-
ebene kann das "Gesamt-System”™ sich auf ein ganzes Gemeindegebiet, gemeinde-
ibergreifende Regionen usf. beziehen. Im Prinzip miiBte es sich sogar auf
internationale Bereiche erstrecken, was aber in der Praxis - trotz mannigfacher
grenziilberschreitender Z%usammenarbeit -~ sehr schnell auf Grenzen stéBt. Dabei
schliefit das "Gesamt-System" auch die mdglichen Anderungen mit ein, also etwa
die Auswirkung nachtréglicher MaBnahmen oder die Entstehung weiterer Emitten-
ten, ist also aufgrund der zugrundeliegenden Planungen zukunftsorientiert.

Das Verh8ltnis von Planung und Immissionsschutz wird weiter unten noch ndher
betrachtet. Hier sei schon angedeutet, daB die Beitrdge des Immissionsschutzes
zu Planungsverfahren mannigfaltig sind; sie reichen von einer Standortauswahl
oder der Beantwortung der Frage, wie nahe ein Wohngebiet an einen schon vor-
handenen Emittenten heranriicken darf, ohne daB es z.B. zu erheblichen Beli-
stigungen kommen wird, iiber die Lijeferung von Kriterien flir die Abgrenzung
von Verdichtungsrdumen bis zu den raumstrukturellen Mafnahmen eines gebiets-
bezogenen Immissionsschutzes, mit denen die Emissionsvermeidung oder -minderung
tlber spezielle Verkehrsfilhrungs- oder Energieversorgungskonzepte u.&. erreicht
werden soll. Hier zeigt sich noch einmal deutlich der prinzipielle Unterschied
zwischen préventivem und prophylaktischem Immissionsschutz, von denen ersterer
das einzelne Detail, letzterer die Gesamtheit im Uberblick betrifft., Diesen
Unterschied kann man vielleicht mit Hilfe der Medizin veranschaulichen. Pré-
ventive Mafnahmen beziehen sich auf den AusschluB einzelner Krankheiten, auf
die Bekdmpfung einzelner Symptome, prophylaktische allgemein auf die Gesund-
erhaltung des Organismus (durch gesunde Erndhrung, "Trimmen", etc.]).

Aus dem Gesagten folgt, daB8 der prophylaktische Immissionsschutz, da er
raumbezogen und fachilbergreifend agiert, durchaus Elemente einer Umweltver-
trédglichkeitsprifung enthélt. Andererseits ist die vorhandene Information lber
eine emittierende Nutzung beim prophylaktischen Immissionsschutz i.d.R. gerin-
ger als beim prdventiven (Ausnahme: Planung eines Wohngebietes neben einem
schon realisierten Emittenten). Das bedeutet aber natlirlich, 4aB der prophylak-
tische Immissionsschutz flir sich allein keinen ausreichenden Immissionsschutz
gewdhrleisten konnte. Die Konkretisierung und damit der Informationsgehalt
bei einem Vorhaben nimmt im allgemeinen von der Ebene der Bundesplanung iber
die Ebene der Landes- und Gebietsentwicklungsplanung bis hin zur Ebene der
Bauleitplanung zu. Und auch bei den meist schon konkreten Planungen der Bau-
leitplanung kann die immissionsschutzrelevante Information sehr unterschied-
lich sein. Es kann im Rahmen eines Bebauungsplanes eine industriell zu nutzen-
den Fldche - z.B. ein GI-Gebiet -~ festzusetzen sein, ohne daB bekannt ist,
welche Branche angesiedelt werden soll, cder ohne daB die Emissionsbedingungen
und ~parameter eines in Aussicht genommenen Emittenten bekannt sind., In diesen
Fdllen kénnte im Rahmen des prophylaktischen Immissionsschutzes nur entschieden
werden, welche Anlagentypen in dem konkreten Fall zuldssig widren, etwa dadurch,
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daB man die Regelungen des Abstandserlasses [7] heranzieht. Daher ist es er-
forderlich, eine konkrete emittierende Anlage, die spdter einmal auf der G1-
Fldche angesiedelt wird, im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG
detailliert auf ihre Immissionsschutzvertrdglichkeit hin zu begutachten. Das

aber entspricht der Phase des prdventiven Immissionsschutzes.

‘Hier wird noch einmal deutlich, daB8 nur durch das Zusammenwirken von prophylak-
tischem, pr&ventivem und korrigierendem Immissionsschutz ein wirksamer lmmis-
sionsschutz betrieben werden kann, da damit 2u verschiedenen Zeitpunkten
zwischen Fixierung und Realisierung einer Planungsabsicht EinfluB auf die

Immissionssituation genommen werden kann.

Die Frage nach der immissionsschutzrelevanten Information im Rahmen des pro-
phylaktischen Immissionsschutzes, aber auch das Problem, daB es trotz des
dreistufigen Immissionsschutzsystems z.B. neuartige Waldschiden gibt, filhrt
uns zum Problem der naturwissenschaftlichen Erkenntnisquellen fir die Vor-

beugung.

3. Mbglichkeiten und Grenzen der Vorsorge
3.1. Naturwissenschaftliche Grundlagen der Prophylaxe

Vorsorge im Bereich des Immissionsschutzes ist eine naturwissenschaftlich-
technische Angelegenheit. Die Frage, was Vorsorge zu leisten vermag und was
nicht, h4ngt daher eng zusammen mit erkenntnistheoretischen Fragen im Bereich
der Naturwissenschaft. DaB solche Fragestellungen in der vorliegenden Arbeit

nur angerissen werden k&nnen, bedarf keiner besonderen Betonung.

Filr die Naturwissenschaften hat Heinrich HERTZ in seinen "Prinzipien der
Mechanik" schon im vorigen Jahrhundert formuliert: "Es ist die n8chste und in
gewissem Sinne wichtigste Aufgabe unserer bewuBten Naturerkenntnis, da8 sie
uns bef&hige, zukinftige Erfahrungen vorauszusehen, um nach dieser Voraussicht
unser gegenwdrtiges Handeln einrichten zu k®bnnen" (zit. in [34], S§. 15}). 1In
seinem Buch "Der Aufstieg der wissenschaftlichen Philosophie™ [35] geht Hans
REICHENBACH sogar so weit, 2zu schreiben, daB ein wissenschaftlich brauchbarer
Erkenntnisbegriff erst entstanden sei, als man die Erkenntnis als "funktionelle
Erkenntnis, nach der unser Wissen ein Werkzeugqg flir Voraussagen" sei, aufgefafit
habe (zit. in [34], 5. 15). Und von Auguste COMTE stammt der berllhmte Satz:
"Wir wollen sehen, um vorauszusehen, und voraussehen, um (dem Unheil) zuvor-
zukommen" (zit. in [36], S. 38). Hier drlickt sich der Grundgedanke der Vorsorge
aus: die Dinge mit Hilfe naturwissenschaftlicher Erkenntnismethoden vorauszu-
sehen, um gegeniiber schddlichen Entwicklungen oder Einwirkungen Vorsorge be-
treiben zu kdnnen. So wie der Begriff Prophylaxe, so stammt offenbar auch der
Begriff Prognose urspriinglich aus der Medizin ([36], S. 60); hier soll die
Diagnose des Patientenzustandes zu einer Prognose {lber bestimmte Heilungs-

oder Krankheitsprozesse fillhren.
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Wenn wir bei unserer frilheren Unterscheidung von Prdvention und Prophylaxe
bleiben, so bedeutet das mit den Worten STRATMANNs ([30], S. 35) fiir die Vor-
sorge: "Fir den Bereich der Vorsorge ist von unserer Seite aus 2u unterschei-
den zwischen PrdventivmaBnahmen und prophylaktischen MaBnahmen. PrdventivmaB-
maBnahmen setzen eine konkrete Definition des auszuschlieBenden Ereignisses,
des Schadensereignisses, voraus. Wir wollen mit PrdventivmaBnahmen ... defi-
nierte, erkannte Ereignisse ausschliefen. Prophylaktische MaB8nahmen beziehen
sich demgegeniiber auf Ereignisse, die noch nicht untersucht worden sind und die
in ihren Beziehungen, im ProzeB der Entstehung noch nicht eindeutig erkannt

wurden”.

Mit anderen Worten: Im Bereich des Umweltschutzes (und natilirlich Uberhaupt
im Bereich der Naturwissenschaft) ist zu unterscheiden zwischen Sachverhalten,
dije erforscht und eindeutiqg erkannt sind, Sachverhalten, die noch gar nicht
erfaBt sind, und schlieBlich Sachverhalten, flir die qualitatives Wissen oder
begriindete Vermutungen vorliegen.

Sind z.B. Schiddigungen und Schidigungsabliéufe durch eine luftverunreinigende
Komponente eindeutig erkannt, lassen sie sich, jedenfalls prinzipiell, durch
entsprechende PrdventivmaBnahmen vermeiden. Werden solche Schddigungen flr
eine bestimmte Komponente vermutet, ohne daf die Details exakt bekannt sind,
s0 lassen sie sich durch prophylaktische MaB8nahmen ebenfalls (vermutlichl)
ausschlieflen. Wie aber soll Varsorge im Bereich des Nicht-Wissens funktio-
nieren? Kdnnen uns hier die Naturwissenschaften mit ihren PrognosemBglichkeiten
im Sinne von HERTZ oder COMTE helfen?

Wenn die Frage so einfach gestellt wird, ist die Antwort auch klar: Die Natur-
wissenschaften k&nnen uns dabei {iberhaupt nicht helfen. Was nicht erforscht
ist und worlber auch keine gqualitativen Informationen oder begriindete Ver-
mutungen vorliegen, kann auch nicht Gegenstand einer naturwissenschaftlich
begriindeten Vorsorge sein. Flr Einzelheiten der Begriindung dafiir sei auf die
Einfihrung in die Naturphilosophie von SACHSSE [34] verwiesenjy in der Haupt-
sache sind zwei Grinde dafiir maBgeblich:

1,

Das "eigentlich Neue" wird von der wissenschaftlichen Prognose ohnehin nicht
erfaft. Auch die Naturwissenschaften k&énnen nicht im eigentlichen Sinne vor-
hersagen, was noch nicht ist, denn das wissenschaftliche Denken, auch wenn es
zukunftsorientiert ist, "arbeitet immer mit bekannten Strukturen, es befaft
sich immer nur mit dem schon Dagewesenen" ([34], S. 206), Auch beim induk-
tiven SchluBi, der angeblich vom Besonderen zum Allgemeinen, vom Einzelfall
zum Gesetz flihrt, zeigt sich bei kritischer Durchleuchtung, daB die induk-
tive Logik "als lLogik ... eine Analyse der durch Induktion gewonnenen Hypo-
thesen, eine saubere Bestandsaufnahme des Wissens (ist), und sie flihrt keinen
Schritt iiber das hinaus, was bekannt war" ([34], S. 167).
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Der Glaube, da8 durch die Naturwissenschaften alle Strukturen der Wirklichkeit
erkennbar sind, daB das, was heute noch nicht erkannt ist, morgen erkannt sein
wird, ist auch unter Naturwissenschaftlern weit verbreitet. Doch selbst dieser
so nahe liegende Glaube ist als logischer FehlschluB erwiesen worden. Abge-
sehen davon, daB neue Erkenntnisgebiete nicht erschlossen werden, wenn nicht
die Blickrichturg darauf f&l1lt und die entsprechenden Begriffe dafiir konzi-
piert werden, daB es aber auch keine Sicherheit dafiir gibt, da8 wir alle noch
unerschlossenen Erkenntnisgebiete unbedingt treffen miissen, "wird die Moéglich-
keit einer dimensiocnalen Mannigfaltigkeit von Mengen Ubersehen. Die Menge der
positiven ganzen Zahlen erlaubt auch einen unendlichen Fortschritt, aber durch
weiteres Fortschreiten kommt man nie zu negativen oder gebrochenen oder irra-
tionalen oder komplexen Zahlen. Jeder Fortschritt bleibt an sein Strukturgesetz
gebunden ..." ([34], S. 199f). Aus der Erkenntnistheorie 1l&8t sich mithin lo-

gisch ableiten, was Martin LUTHER schon ein paar hundert Jahre frilher intuitiv
formulierte: "Der Mensch ist kein Vorbedenker, sondern ein Nachbedenker, nur
aus Schaden wird er klug" (zit. in [31], 5. 64). Dieser Satz gilt im Prinzip
auch fiir die Prophylaxe. Sie ist, wie es STRATMANN formulierte, "eine aufge-
weichte Spielart der Prédvention", wobei "an die Stelle der eindeutigen Erken-
nung ... die Vermutung gesetzt" wird ({31], S. 65). Die Quelle der Erkenntnis
fir die Prophylaxe ist somit keine andere als wie filir die Prévention; sie
lebt von der Kenntnis {iiber schon eingetretene oder auch simulierte Schédden
und Schadensabldufe; ihr geniigen allerdings vielfach schon vermutete Ursache-
Wirkungs-Zusammenhédnge, gualitative Informationen, Risikoverdachtsmomente,
"Besorgnispotentiale”. Werden darauf Entscheidungen gebaut, so koOnnen sie

natiirlich auch falsch sein.

Vorsorge, die erfahrungsorientiert ist, sich also auf bekannte oder vermutete
Fakten stiitzt, 1ist eine weiterentwickelte Gefahrenabwehr. In diesem Sinne
ist auch, pauschal gesagt, der prophylaktische Immissionsschutz, der die
Emissionen an der Quelle beseitigen mdchte, der also aufgrund von Kenntnissen
aus der Analyse und Kausalabhingigkeit eingetretener Ereignisse die Wieder-
kehr unliebsamer Ereignisse verhindern mdchte, eine naturwissenschaftlich
begriindete, weiterentwickelte Gefahrenabwehr. Da aber unser naturwissenschaft-
lich-technisches Wissen nicht abgeschlossen oder absolut ist, wird man auch
in Zukunft auf Prévention und Korrektur im Immissionsschutz nicht verzichten
k6bnnen, wie man ja auch Katastrophenpldne nicht vergi8t, wenn man "erdbeben-
sicher" gebaut hat. Es gibt keine naturwissenschaftlich begriindbaren Aussagen,
die sich auf das Ausbleiben eines Ereignisses beziehen; denn eine solche
Aussage wiirde ein abgeschlossenes Wissen voraussetzen. So ist auch, wie STRAT-
MANN ({31], S. 64) bemerkte, der Beweis, "daB eine T&tigkeit oder ein Produkt
unschidlich sei ..., erkenntnistheoretisch nicht zu fihren". Deshalb gibt es
nur die MSglichkeit, eintretende Ereignisse auf der Basis unseres derzeitigen
Wissens vorauszusehen, und man kann 1im Grunde nur {lber die zukilinftige Ver-

hinderung solcher bereits einmal eingetretenen Ereignisse nachdenken.

Das bedeutet natiirlich keinesfalls, daB unser Wissen nicht erweitert werden

sollte oder nicht erweiterbar ist. Die wissenschaftliche Forschung leistete
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seit jeher einen hervorragenden Beitrag zur Erweiterung unseres Wissens. Zu den
oben genannten Grenzen dieser Erweiterung muB aber noch eine weitere genannt

werden:

Man preist mit Recht die "Objektivitdt" der naturwissenschaftlichen Erkennt-
nisse, vergiBt aber dariiber, daB die Subjektivitit heutzutage in der Problem-
stellung und ihrer methodischen Fixierung enthalten ist. Das heiBt, das, was
erforscht wird und erforscht werden soll, héngt von vielen Faktoren, Ent~
scheidungen, Konventionen, nicht zuletzt von der Zuwendung von Geldmitteln
ab. Diese Art des Erkennens ist keine Form des kontemplativen Versenkens,
sondern ein "aktives Tun"; die Forschungsergebnisse und das Bild, das die
Wissenschaft von der Welt entwirft, werden so zu einem Werk des Menschen, das
besser oder schlechter sein kann, das er auf jeden Fall zu verantworten hat,
weil er es bestimmt, und dessen Konsequenzen er zu tragen hat: "Der Preis flir
die Chancen, fiilr die Frejheit der Konstruktion, ist das Risiko der falschen
Entscheidung.... Das ist der Weg der Naturerkenntnis aus der Sicherung in das
Wagnis" ({341}, S. 71 und 197; vgl. dazu auch [37, 38, 39, 40]). Und dies
wiederum ist auch ein Problem der Verantwortung in der Wissenschaft. "Die
grundsétzliche Ambivalenz aller menschlichen Eingriffe in die Natur und unser
noch immer mangelhaftes Grundwissen f{ber die komplexe Dynamik unserer Um-
und Innenwelt machen eine Nutzen-Risiko-Abw8gung und damit die Verantwortung
in Wissenschaft und Technik 4uBerst schwierig", schreibt ELSTER ([{41], S. 3),
der die Verantwortung in der Wissenschaft auf mehrere Bereiche bezieht:

- Verantwortung flir die "Wahrheit"” der wissenschaftlichen Ergebnisse

- Verantwortung gegen den MiBbrauch von Wissenschaft und Technik zum
Schaden der menschlichen Gesellschaft

- Verantwortung in dexr Verpflichtung, der Menschheit Wege zu Uberlebens-
chancen und weiterer kultureller Entwicklung zu zeigen (vgl. dazu auch
[37, 38, 42, 43], jeweils mit groBem Literaturverzejchnis).

Alle die vorstehenden Uberlegungen zeigen: ein Restrisiko ist schon aufgrund
erkenntnistheoretischer Erwdgungen, ganz abgesehen von technologischen Griinden
(Realisierung "nur" des "Standes der Technik", Risiko von St8rfillen) im Immis-
sionsschutz nicht vé&llig auszuschlieBen; eine derartig umfassende Vorsorge,
solch ein "Restrisiko" zu vermeiden, jst nicht m&glich. Die Verantwortung in
Wissenschaft und Technik, auf dem "Weg der Naturerkenntnis aus der Sicherung in
das Wagnis", im Bereich der Umweltvorsorge ist aber dadurch, daB der Mensch
Erkenntnisgewinnung aktiv betreibt, auch eine Frage der Planung. In diesem
Sinne soll im folgenden eine weitere Dimension der Vorsorge, 1{iber die rein
naturwissenschaftlichen Grundlagen hinaus, er8rtert werden.
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3.2. Prophylaxe, Prognose und Planung

Hat schon die naturwissenschaftliche Prognostik ihre Grenzen, so sind die
Beschrdnkungen, die der Progncse auferlegt sind, noch um vieles gréBSer, wenn
es um die Vorhersage der komplexen gesellschaftlichen, peolitischen und kultu-
rellen Entwicklung geht. Hier hat sich neben der Futurologie vor allem die
Prognostik zu einer wissenschaftlichen Disziplin entwickelt, mit einem grofen
Instrumentarium an Methoden und Techniken, die im einzelnen hier nicht erdrtert
werden k&nnen (vgl. z.B,. [24, 25, 36, 44, 45, 46, 47]). Flir unser (naturwissen-
schaftliches) Thema ist ein Beispiel fiir Prognostik besonders relevant, ném-
lich die "Technologie- (Technik) folgen-Absché&tzung und -Bewertung" (technology
assessment), die sich etwa wie folgt definieren 148t (E. JOCHEM, "Moglichkeiten
der Technikfolgen~Abschdtzung und -Bewertung (TA), dargestellt an einigen ihrer
Grenzen", in [24], S8. 58): "Die Technikfolgen-Abschdtzung und -Bewertung ist
ein systematischer ProzeB der identifizierung, Quantifizierung und Bewerturg
wesentlicher Auswirkungen auf die Gesellschaft, die sich bei Einfiihrung, Aus-
weitung oder Verédnderung einer Technologie einstellen koénnen. Hierbei 1liegt
die Betonung auf unbeabsichtigte, indirekte und zeitlich verschobene Aus-
wirkungen. Die Folgenabschdtzung untersucht stets technologische Alternativen
und ist eng an den EntscheidungsprczeB gekoppelt". Im Bereich des prophylak-
tischen Immissionsschutzes konnen solche Abschédtzungen z.B. im Zusammenhang
mit der Entwicklung emissionsarmer Technologien oder gebietsbezogenen MaB8nah-
men, wie Verkehrs- oder Energieversorgungskonzepten, wichtig werden, in letzte-
rem Fall dann eher unter dem verwandten Verfahren der Umweltvertréglichkeits-

prifung firmierend.

Die Einschrdnkungen des Verfahrens zeigen sich (nach JOCHEM) im vielfach
fehlenden Systemverstdndnis, in der "Unwissenheit {iber Kausalbeziehungen in
tkologischen Systemen, im Bereich der Politik oder der Sozial- und Indivi-
dualpsychologie" (5. 59); ferner werden sie verursacht durch unzureichende
Methoden, durch die Abgrenzung des Untersuchungsaufwandes, durch mangelhaften
(weil nicht bekannten) Einbezug &uBerer EinfluBfaktoren u.a.m. Dazu kommt,
daB sich bei langfristiger Sicht Wertesysteme und Zielvorstellungen sehr ver-
dndern konnen, so daB schon von daher eine Prognose sehr schwierig ist, wobei
noch gar nicht die Frage beantwortet ist, wessen Wertesystem {iberhaupt =zu
Grunde gelegt werden soll. "Dies alles bedeutet", schreibt JOCHEM (S. 66),
"daB die Anwendung der Folgenabschdtzung noch nicht eine umsichtigere und
vorausschauende Entscheidung garantiert, sondern sie nur wahrscheinlicher
macht. TA vermag das von einer Entscheidung betroffene Problemfeld =zu
strukturieren, die Kausalzusammenhdnge dem Entscheidungstrdger klarer und
transparenter zu machen (und dies ist ein notwendig gebrauchtes Instrument),
aber es wird den ProzeS von Argumentation und KompromiBsuche nur differen-

zierter ablaufen lassen - mehr nicht".

Diese S&tze, schon dlter als 10 Jahre, sind auch heute noch giiltig, und ELSTER
schreibt mit Kkecht ([41], S. 3): "Auch ein Experten-Team wird niemals die
Zukunft exakt vorausberechnen k&nnen, da wir vom Heute zu wenig wissen und

nicht vorhersehen ko&nnen, was wir morgen wissen werden. Nicht einmal die
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Forderung nach symmetrischer Berlicksichtigung der md&glichen Alternativen 1ldBt
sich streng erflillen, da die Wertungen der abzuwigenden Gliter und Lebensum-
stinde subjektiv und uneinheitlich sind",

Nicht den Gegnern solcher Technikfolgenabsch&tzungen oder Umweltvertréglich-
keitspriifungen so0ll hier das Wort geredet werden - nein, niemand bestreitet,
daB solche Instrumente trotz ihrer Unzul&nglichkeiten heute nbtiger gebraucht
werden denn je. Zu warnen ist lediglich vor ihrer Uberschitzung; dies wlirde
unweigerlich dazu flihren, daB man sich in einer trligerischen Sicherheit eines
am Ende doch l6chrigen Vorsorgenetzes wige.,

Wir haben hier den "sicheren" Boden der Naturwissenschaften endgliltig verlas-
sen und bewegen uns bereits im Spannungsfeld zwischen Erfahrungsorientierung
und Zielorientierung. Die Naturwissenschaft zeigt uns nicht, was wir tun
sollen, sie gibt nur Auskunft dariiber, "was ist" und "wie es ist", wie die
Strukturen und Randbedingungen unseres Daseins beschaffen sind. Andererseits
zeigen uns die Umweltentwicklungen auf unserem Planeten sehr drastisch, welche
Folgen wir zu tragen haben, wenn wir uns nicht an die Randbedingungen halten,
die wir von der Natur erfahren k&nnen.

In diesem Spannungsfeld zwischen Erfahrungsorientierung und Zielorientierung
bewegt sich die Vorsorge, Ein Beleg daflir ist die Tatsache, daB noch vor
einigen Jahren der Vorsorgegedanke gegenilber dem Verursacherprinzip stark
zuriicktrat und man andererseits Jjetzt manche Kreise schon wieder von der
tlberschdtzung der Vorsorgem8glichkeiten warnen muB. Dieses Spannungsfeld zeigt
sich bezliglich der Vorsorge auch darin, daB die einen die UmweltmaBnahmen flir
iberzogen, andere sie flir zu gering halten, abhdngig u.a. davon, welche Ein-
stellung beide zur Zukunft, zur Wirtschaftsentwicklung, zur Natur u.a. haben.

Auch filir den korrigierenden und préventiven Immissionsschutz ist es unabding-
bar, daB ein gesellschaftspolitischer Konsens gefunden wurde, welche Objekte
geschiitzt werden sollen, was man unter Schaden, Beeintr&chtiqung, Bel&stigung
etc. versteht und wie man sie "miBt" und bewertet. Die Naturwissenschaften
kénnen uns zwar sagen, welche Funktionen die Widlder flir unser Dasein haben;
aber daraus folgt noch nicht zwingend die Entscheidung, sie zu schiitzen. DaB
solche (ethischen) Ziele von religidsen, weltahschaulichen, gesellschaftlichen
usw. Einfliissen abhidngen, von Land 2zu Land variieren, und im Lauf der Zeit
auch einem Wandel unterliegen, bedarf keiner besonderen Betonung. Die Vorsorge
aber geht nach heute weit verbreiteten Vorstellungen {iber solche Fragen hinaus.
Danach sei sie "der Versuch, unsere Zukunft bereits heute, in der Gegenwart,
positiv zu beeinflussen .... Umweltvorsorge m&chte nicht nur vor den aktuellen

Belastungen der Umwelt schlitzen, sondern auch flir klinftige Generationen ein
menschenwlirdiges Dasein erméglichen, den zuklinftigen Menschen Platz und
Ressourcen offen halten und ihnen eine saubere Umwelt {ibergeben" (L. UBERLA,
Umweltvorsorge und Gesundheit, in [21], S. 83). Hier sind gesellschaftliche
Ziele formuliert, die von Erfahrungen aus der Naturwissenschaft Zeugnis able-
gen, die aber (natlirlich) nicht von den Naturwissenschaften vorgegeben sind.
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Vorsorge, so verstanden, ist planungsorientiert. Gesellschaftlich relevante
Planung "wird definiert als ein System von MaBnahmen, Entscheidungen und An-
weisungen. Aufgrund von Informationen {iber den zu planenden mehr oder weniger
groBen Bereich legen die Planer das Planziel oder die Planziele fest; sie
widhlen die Mittel zur Verwirklichung aus, formulieren die zur Erreichung des
Ziels anzuwendende Strategie, kontrollieren und korrigieren erforderlichenfalls
die Verwirklichung des Plans. Das Ergebnis wdre dann der Plan, der die Gesamt-
heit der Planziele des betreffenden Bereichs umfaBt"™ ({36], S. 74). Planung
und Prognostik hdngen dabei natilirlich sehr eng zusammen; wdhrend eine Prognose
ohne Planung denkbar ist, wiirde eine Planung ohne Prognose u.U. ins Chaos
filhren. Wie bei der Prognostik existiert auch filir die Planung ein umfangreiches
Instrumentarium an Methoden und Techniken, fiir Einzelheiten muB auch hier auf
die Literatur verwiesen werden ([36, 44] u.a.). Von der Vielzahl der Planungs-
arten, die es gibt, ist im Bereich des prophylaktischen Immissionsschutzes

besonders angesprochen:

- die technische Planung (Entwicklung emissionsarmer Technologien oder

von Minderungstechniken etc,)

- die Forschungsplanung (z.B. Untersuchungen iliber die Wirkungen von

Luftverunreinigungen)

- die Raumplanung (gegenseitige Zuordnung von emittierenden und nicht-

emittierenden Nutzungen).

Alle drei Planungsarten hdngen von gesellschaftspolitischen und sonstigen
Zielen ab. Die Forschungen k&dnnen zur Erkenntnis filihren, daB8 bestimmte Techno-
logien emissionsarm sind, oder daB8 bestimmte Luftverunreinigungskomponenten
bestimmte Sch&den hervorrufen; aber daB z.B. gerade diese oder jene Komponente
untersucht wurde und nicht eine andere, ist eine Vorabentscheidung, in die
neben wissenschaftlichen tberlegungen auch Prioritdts- und Relevanziiberle-
gungen, Aufwandsabschdtzungen, Kostenfragen und sonstige Uberlegungen mit
eingegangen sind; es handelt sich dabei also nicht nur um eine naturwissen-

schaftlich begriindete Entscheidung.

Noch deutlicher wird die Zielorientierung in der Raumplanung, die letztlich
auf gesellschaftspolitischen Zielen basiert. Dies fllhrt uns 2zu der Frage, wie
Umweltvorsorge, in unserem Fall der prophylaktische Immissionsschutz, in der

Raumplanung zwischen Ziel- und Erfahrungsorientierung angesiedelt werden kann.

3.3. Zur Frage des "Leitbildes” im Zusammenhang mit dem prophylaktischen
Immissionsschutz in der Raumplanung

Unter Raumordnung wird der strukturelle Zustand eines Raumes verstanden ([ 48]

bzw. (nach einer Stellungnahme des Bundesverfassungsgerichtes) die "zusammen-

fassende libergeordnete Planung und Ordnung des Raumes" (zit. in [49], S. 47).
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Der Begriff enth&dlt, je nachdem, ob die Planung als aktiver Faktor in den
Vordergrund geriickt wird oder nicht, entweder ein mehr statisches oder mehr
dynamisches Element. Mit Hilfe von RaumordnungsmaBnahmen versuchen der Staat
und seine Gliedkdrperschaften, unter Beachtung der durch die Gesellschafts-
politik gesetzten verfassungsméBiigen Ziele und Grenzen, sowie der natiirlichen
Gegebenheiten, die r#dumliche Struktur eines Gebietes so zu entwickeln, da8
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen und ausgewogene wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Verh4ltnisse geschaffen werden (vgl. [48] und [8]).

Man hat friliher die Zielorientierung bei den Raumordnungsplénen mit dem Begriff
"Leitbild" belegt, in dem auch das Verhdltnis der Raumordnung zur Staats-,
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung zum Ausdruck kam. Der Begriff ist viel-
fach kritisiert worden und war zwischenzeitlich auch etwas aus der Mode ge-
kommen, taucht aber in jlingeren Arbeiten und Diskussionen vor allem in der
Stadtplanung wieder auf (zur Herkunft und Diskussion des "Leitbild"-Begriffes
vgl. [50], auch [48, 51, 52, 53]; neuerdings z.B. [18] und J. HUBER mit etwas
anderer Bedeutung in "Umweltvorsorge und Gesellschaft"™ (in [21]))}. Er entstand
in den fiinfziger Jahren, vor allem geprdgt durch DITTRICH, um die r&umliche
Problematik gesellschaftspolitisch einzubinden, vor dem Hintergrund, da8 die
Gegner jeglicher Planung die Raumordnung als Dirigismus und Erbe des National-
sozialismus anprangerten. Ursprlinglich als geistiges Formprinzip einer Epoche
verstanden, definierte DITTRICH ([53] zit. in [50], S. 14) den Begriff Leitbild
als die Konsequenzen, "die man von der bestimmten gesellschaftspolitischen
Position aus fiir die raumordnungspolitische Gestaltung eines Raumes ziehen
kann". So war das Leitbild der Raumordnung anfangs stark an das Leitbild der
sozialen Marktwirtschaft angelehnt und hatte darum auch eine starke 8konomische
Ausrichtung; seine tragenden Prinzipien bestanden nach DITTRICH in Freiheit,
Sicherheit und sozialem Ausgleich. Wenn auch das Leitbild als Begriff im
Bundesraumordnungsgesetz dann doch nicht auftauchte, hat man in der Literatur
die Aufgaben und Ziele nach § 1 des Gesetzes und die Grundsidtze der Raumordnung
nach § 2 in dem Begriff des "Leitbildes im Bundesraumordnungsgesetz" zusammen-~
gefafit. Aus dem Leitbild, so DITTRICH, sollen dann Richtlinien auf verschiede-
nen Stufen flir die Konkretisierung der Raumordnung abgeleitet werden k&nnen.

Man hat den Leitbild-Begriff als Leerformel kritisiert, aber auch in die N#he
der Utopie gerlickt und konnte auch nicht verstehen, daB man von dgeistigen
Formprinzipien ausging, statt von geographischen Realit&ten, der gegen-
wirtigen Raumstruktur und bisherigen Entwicklungstendenzen. Vor allem wurde
auch eingewandt, daB es nicht mbglich sei, aus Leitbildern konkrete Ziele
abzuleiten. Deshalb hat sich der Leitbild-Begriff hinsichtlich seiner Bedeu-
tung im Laufe der Zeit gewandelt: "Der Begriff des Leitbildes wird zwar zum
Teil weiterhin verwendet, aber mit ver#ndertem Inhalt. R#umliche Struktur-
modelle werden zum Teil als Leitbilder bezeichnet, aber auch die Summe aller
Zjelvorstellungen in einem Gebiet" ([50], 8. 49). So sieht neuerdings auch
ERBGUTH die Aufgabe der Raumordnung und Landesplanung folgendermafen ([18],
S. 30): "Ihr wesentlicher Auftrag richtet sich ... auf die Koordinierung der
raumrelevanten MaBnahmen staatlicher und kommunaler Fragen. Koordinierung
in diesem Sinn bedeutet leitbildgerechte Abstimmung. Das raumordnerische Leit-
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bild wird {lberwiegend mit dem Ziel gleichgesetzt, im Wege einer r&dumlichen
Verteilung der Nutzungsansprliche an die vorhandenen Fldchen m&glichst gleich-
wertige Lebensverhdltnisse im Interesse der Bevblkerung anzustreben. Eine in
diesem Sinne leitbildorientierte Raumordnung kann sich nicht darauf beschrén-
ken, rdumliche Fehlentwicklungen zugunsten der betroffenen Menschen rein
reaktiv zu lindern; geboten ist vielmehr eine vorausschauende, klinftige Ent-
wicklungen prognostizierende planerische Lenkung des ré&dumlichen Geschehens.
Dies bedeutet vor allem, daf die Raumordnung und Landesplanung initiierend,
férdernd und beeinflussend auf die angestrebte Verbesserung der Lebensver-

hiltnisse hinwirkt" (FuBnoten im Zitat wurden weggelassen).

Hier zeigt sich, daB die Begriffe Vorsorge im Sinne von aktiver Zukunftsge-
staltung und Leitbild sehr eng zusammenhdngen. Und da unsere Zukunft und unsere
Lebensverhdltnisse sehr stark von den Umweltbedingungen abhdngen, bedeutet
das, daB auch im Leitbild der Raumordnung Umweltschutz einen festen Platz haben
sollte. In der Tat war sogar schon im gesellschaftspolitischen Leitbild DITT-
RICHs die Forderung nach Schutz vor Gesundheitsschddigungen durch Immissionen
enthalten, und Bund und Lé&nder haben bekanntlich Umweltschutzforderungen in
ihren Raumordnungsgesetzen und -pl&nen verankert. Hier wird nun auch der Bezug

zum prophylaktischen Immissionsschutz in der Raumplanung offenbar.

Die Planung im Rahmen der Bereiche, in denen der prophylaktische Immissions-
schutz wirksam werden kann und soll, ist eine konkrete, naturwissenschaftlich-
technische: StraBen, Landschaften, Siedlungen, Industriegebiete etc. Ziel der
Planung dabei ist es u.a., zu einer Minimierung sich gegenseitig stoérender,
disharmonischer Zustdnde zu fihren. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn
die Planung u.a. in Ubereinstimmung mit naturgesetzlichen Abhéingigkeiten er-
folgt, also den naturwissenschaftlich-technischen Zwangsl&dufigkeiten, soweit
sie bekannt sind oder vermutet werden kénnen, entspricht. In Bezug auf die
naturwissenschaftlich-technischen Zwangsldufigkeiten ist wu.a. an die Wahr-
scheinlichkeit des Eintretens von Schdden, im Fall der Nichtbeachtung dieser
Zwangsl&dufigkeiten, 2zu denken. Diese Gedanken fithren zu der Folgerung, daB
die Planung im Sinne des prophylaktischen Immissionsschutzes auch ein natur-

wissenschaftlich-technisch ausgerichtetes Leitbild haben sollte.

DaB filir das Leitbild auch noch andere Faktoren maBgeblich sind, ist selbst-
versténdlich. Dennoch ist die Feststellung wichtig, daB die Planung in den
Bereichen, in denen der prophylaktische Immissionsschutz wirksam ist, um die
Beachtung der naturwissenschaftlichen Grundlagen nicht herumkommt. In dem
Spannungsfeld zwischen mehr Zielorientierung einerseits und mehr Erfahrungs-
orientierung andererseits, das auch in manchem Konflikt 2zwischen Planern und
Immissionsschiitzern aufscheint (vgl. z.B. [54]), das sich auch vielfach in
Abwdgungsverfahren bei der Aufstellung von Raumnutzungspldnen dokumentiert,
fihrt der prophylaktische Immissionsschutz eindeutig zurlick auf die Basis
aller Planung, ndmlich zu den naturwissenschaftlich-technischen Grundlagen.
Er -~ und das gilt natiirlich auch fiilr andere Bereiche des Umweltschutzes - gibt
die naturwissenschaftlich-technischen Randbedingungen fir die Raumordnung vor,
entsprechend dem Stand des Wissens, der Information und den vorhandenen Be-

wertungsmaBstdben.
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Diese Feststellung gipfelt nicht in der Forderung nach einer "Natur als Poli-
tik" [55]1, denn sie verkennt nicht die gesellschaftspolitischen, kulturellen,
8konomischen und sonstigen Komponenten des Leitbildes, eher folgt daraus die
alte Forderung nach Einheit von Ukonomie und Bkologie, aber sie erteilt aller
Planung eine Absage, die sich tiber die naturwissenschaftlichen Grundlagen
unserer Welt hinwegsetzen will. Daher sollte man sich in unserer Zeit doch
wieder die alte Kritik von KLOTEN (1967) am Leitbildbegriff und damit auch an
bestimmten Formen der Vorsorge in Erinnerung rufen ([56], zit. in [50], S, 34):
"Wie groB auch immer der geistige Fundus sein mag, den man in wutopischen
Vorstellungen zu entdecken glaubt, der Menschheit wurde durch abartige und auch
allzu ehrgeizige Leitbilder wahrlich genug angetan... jeder Nachweis eines
utopischen Denkens behindert zwar die freie Entfaltung der menschlichen Phan-
tasie, verstdrkt aber das Fundament flir sachkundige Entscheidungen. Der Spiel-
raum wirklichkeitsfremden Denkens karn im Grunde nur durch die Anreicherurg
unseres analytischen Wissens und durch eine zunehmende Tatsachenkenntnis wirk-
sam eingeengt werden".

3.4. Prinzipien naturwissenschaftlich begriindeter Vorsorge

Die Konsequenzen aus den vorangegandgenen tlberlegungen zeigen sich nicht etwa
darin, daB Vorsorge oder prophylaktischer Immissionsschutz sinnvoll nicht
méglich wdren. Sie legen allerdings einen bestimmten Inhalt der Vorsorge fest,
den man durch folgende Prinzipien umreiBen kann (vgl. auch [21, 31]).

Naturwissenschaftlich begriindete Prophylaxe ist eine erweiterte Gefahrenabwehr.
Ihre Grundlage ist die detaillierte empirische Beobachtung, eine fortlaufend
betriebene Ereignisanalyse der Wirklichkeitsentwicklung. Diese Beobachtung
ftthrt zum Auffinden von Risiken oder Gefahrenpunkten, bezogen auf die Wirkung
von Stoffen auf Akzeptoren oder allgemein bezogen auf bestimmte Probleme. Aus
dieser Erkenntnis folgen gezielte MaBnahmen zur Verminderung der Risiken. Daher
stellen konkrete VorsorgemaBnahmen eine Art Regelsystem dar, bei dem eine
Riickkopplung zwischen Ergebnis und Ziel besteht. "VorsorgemaBnahmen sind ein
dynamischer LernprozeB, dessen Ergebnis empirisch immer weiter verbessert
werden soll" (UBERLA, in [21], S. 83).

Vor diesem Hintergrund gilt filir die Prophylaxe, daB sie Handeln schon bei
Verdachtsmomenten impliziert - Handeln trotz des Wissens um die Begrenztheit
menschlicher Erkenntnisse und menschlicher Erkenntnisfihigkeit, daB sie aber
flir "besseres Handeln" gezielte Forschung zur Erweiterung des Wissens initi-
iert. Wer einen neuen Stoff in die Umwelt einbringt, sollte zumindest Unter-
suchungen dazu angestellt haben, ob sich nach "bestem Wissen und Gewissen"
keine Verdachtsmomente fiir seine Bedenklichkeit ergeben haben, also eine
Risikoabschdétzung fiir den Stoff liefern; ein Beweis flir die Unsch&idlichkeit
ist aber, wie gesagt, erkenntnistheoretisch nicht zu filhren, daher wird es
auch in Zukunft dabei bleiben, daB man vielfach erst im Nachhinein dazu
Erkenntnisse gewinnt, die dann wieder Grundlage des Handelns werden k8nnen.
In dem Fall aber, daB eine Risikoabschétzung flir einen Stoff nicht mdglich
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ist, sind an die technischen Systeme besonders hohe Anforderungen zu stellen,
um eine Einbringung in die Umwelt so gering wie mdglich zu halten. Auch unab-
hdngig davon gehdrt zur Vorsorge, die Emissionen schon an der Quelle zu be-
kdmpfen, mdglichst filr einen geschlossenen Stoffkreislauf zu sorgen, schad-
stoffarme Stoffe und die besten Technologien einzusetzen, um in dem ProzeS8
"Produktion von Stoffen, Ge- und Verbrauch, Entsorgung" ein Austreten in die
Umwelt m8glichst zu vermeiden. DaB auch solche Vorkehrungen Umweltsch&den nicht
verhindern k&nnen, hat der Thallium-Fall in Lengerich vor Augen gefihrt [57].
Und daB wir uns diesen Idealvorstellungen erst mit der Zeit ann&hern kd&nnen,
versteht sich von selbst. Daher wird man auch weiterhin der Instrumentarien des
prdventiven und korrigierenden Immissionsschutzes und des prophylaktischen
Immissionsschutzes in der Raumplanung bedlirfen. Vorsorge soll - mit anderen
Worten und fiberspitzt ausgedriickt - die Wiederholung schon gemachter Fehler
verhindern, aber nicht 2zu neuen Fehlern flthren. Ihr Ziel kann nicht eine
"zielorientierte Wirklichkeitsmanipulation" (STRATMANN 1987) sein.

4. Der prophylaktische Immissionsschutz

in der Praxis

4.1. Allgemeine Grundlagen

Im folgenden werden knapp die ohnehin als bekannt vorausgesetzten Verankerungen
des Vorsorgegrundsatzes in Gesetzen und Pldnen skizziert. Im Vordergrund der
Erdrterung soll ein Vergleich mit den Ergebnissen des Kapitels 3 stehen. Die
Diskussion ilber die Beziehungen zwischen den Gesetzen und Pl&nen im Hinblick
auf den Immissionsschutz ist in der Literatur schon mehrfach geflihrt worden
(z.B. [17, 18, 19, 20, 54]) und braucht hier nicht wieder aufgenommen zu
werden; diese Problematik kann hier allenfalls gestreift werden. Dasselbe gilt
flir die Diskussion um "Grenzen, Defizite und Liicken" der bestehenden Gesetzes-

werke und Regelungen.

4.1.1. Der Vorsorgegrundsatz des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Bekanntlich geh&drt es zu den drei Grundpflichten des Betreibers genehmigungsbe-
dlirftiger Anlagen (§ 5 BImSchG), da8 Vorsorge gegen schddliche Umwelteinwir-
kungen getroffen wird, und zwar "insbesondere durch die dem Stand der Technik

entsprechenden MaBSnahmen zur Emissionsbegrenzung”.

Dieser im BImSchG ausdriicklich festgeschriebene Vorsorgegrundsatz ist unter-
schiedlich interpretiert worden. Vier Interpretationen wurden betrachtet
(Bundesverwaltungsgericht 18.05.1982 - 7 C 42,.80; zit. in [20], S. 36):
" - Vorsorge will unterhalb der Immissionsgrenzen des § 5 Nr. 1 BImSchG
Raum fiir die planende Verteilung des Emissions- und Immissionspoten-

tials spdterer neuer Anlagen schaffen.
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- Vorsorge will noch unbelastete Freirdume im Hinblick auf besonders

immissionsempfindliche Nutzungen von Immissionen freihalten.
- Vorsorge gilt als Eingriffsgrundlage schon bei Gefahrverdacht.

- Vorsorge meint eine gefahren- und l&stigkeitsunabhéngige Risikovor-

sorge."

Sp4ter hat das Bundesverwaltungsgericht diese Aussagen noch konkretisiert
(17.02.1984 - 7 C 8/82) und hervorgehoben (19.12.1985 - 7 C 65.82) daf "auch
solche Schadensméglichkeiten in Betracht gezogen werden (miissen), die sich nur
deshalb nicht ausschlieBen lassen, weil nach dem derzeitigen Wissensstand
bestimmte Ursachenzusammenhidnge weder bejaht noch verneint werden k&nnen und
daher insoweit noch keine Gefahr, sondern nur ein Gefahrenverdacht oder ein
'Besorgnispotential’ besteht" (zit. in [22], S. 14).

Wdhrend man bei der vierten der oben aufgezihlten Interpretationsmfglichkeiten
naturwissenschaftliche Fragen stellen muB, entspricht die dritte, die dann 1984
und 1985 noch n&her konkretisiert wurde, bei Wahrung bestimmter Randbedingun-~
gen, durchaus den naturwissenschaftlichen Grundlagen der Prophylaxe.

Die Interpretation, die FELDHAUS [17] schon 1980 beziiglich des Vorsorgegrund-
satzes geliefert hat, ist heute im allgemeinen anerkannt. Neben dem technischen
Konzept zur Verringerung der Emissionen sieht er in einem planerischen Konzept
den 2. Pfeiler des Instrumentariums zur Vorsorge vor schddlichen Immissionen.
Dabei unterscheidet er zwei Arten von Freirdumen, die es 2zu erhalten gelte
(S. 135): "Der eine Freiraum soll kiinftige Lebensr&ume sichern; hierzu gehdren
R&ume fiir Siedlung und Erholung, je nach Bedarf auch filir Land- und Forstwirt-
schaft, flir Naturschutz und Landschaftspflege." "Der zweite Freiraum soll Platz
schaffen flir kiinftige Industrieansiedlungen."” Damit reicht nach FELDHAUS der
Vorsorgegrundsatz {iber den ordnungsrechtlichen Rahmen des Immissionsschutz-
rechtes hinaus: § 5 Nr. 2 BImSchG wolle nicht nur einen gefihrdeten Raum
gefahrfrei halten, sondern ein noch nicht durch Zubau einer Anlage gef&hrdeter
Raum solle als Freiraum fiir bestimmte 2Zwecke erhalten bleiben. Damit trete
zu den bisher ordnungsrechtlich bestimmten Pflichten als das eigentlich Neue
noch die Umweltplanung hinzu, wobei dieser Grundsatz auch fiir eine wirkliche
Sanierung eines belasteten Gebietes bis unterhalb der Immissionswerte gelte.
Damit kommt FELDHAUS das Verdienst 2zu, die juristische Basisinterpretation
flir schon weiter zuriickliegende naturwissenschaftliche Erkenntnisse (z.B [10])
geliefert zu haben. Folgt man dieser Interpretation, so kommt man zu dem
SchluB, daB das BImSchG - wie nicht anders zu erwarten - durchaus auf dem
Boden des naturwissenschaftlich Erkennbaren steht. Die TA Luft als AusfluB
dieses Gesetzes setzt die eine Forderung der Vorsorge um, ndmlich die nach der
anlagenbezogenen Emissionsminderung gemdB8 dem "Stand der Technik". DaB8 der
"Stand der Technik" st#ndig weiter fortzuschreiben ist, und daB das Schwerge-
wicht der zukiinftigen Aktivit&ten auf die Erforschung emissionsarmer Techno-
logien und Produktionsprozesse sowie schadstoffarmer Einsatzstoffe gelegt
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werden sollte, weniger auf die Entwicklung immer noch besserer "Filter", ist

bekanntlich keine neue Forderung.

DaB sich der raumbezogene Vorsorgegedanke des BImSchG im Luftreinhalteplan-
konzept (§ 47), in der Mdglichkeit der Festlegung besonders schutzbediirftiger
Gebiete (§ 49) und im Zuordnungsgrundsatz (§ 50) niedergeschlagen hat, braucht
hier nicht weiter vertieft zu werden (vgl. z.B, [18, 20]). Dabei betrifft nur
der 2Zuordnungsgrundsatz die Raumplanung im eigentlichen Sinne. Die beiden an-
deren Konzeptionen sind zwar raumbezogen, filhren aber wieder zum konkreten
Emittenten und daran vorgenommenen "MinderungsmaBnahmen" (im weitesten Sinn,
einschlieBlich Betriebsbeschrdnkungen u.&d.) zurlick. Vorsorge wird dabei also
iberwiegend durch anlagenbezogene Festsetzungen erreicht; und auch der 2Zu-
ordnungsgrundsatz, wie er sich im nordrhein-westf&dlischen AbstandserlaB wieder-

findet, wird iUber die Kenntnisse an schon vorhandenen Emittenten verwirklicht.

FELDHAUS schreibt an anderer Stelle ([58], S. 65): "Vorsorge bezweckt vor al-
lem, die Luftverschmutzung deutlich unter der Gefahrenschwelle zu halten, damit
freier Raum entsteht, um rechtzeitig kilinftige Lebensréume 2zu sichern, fiir
Wohnsiedlungen, Erholungsrdume, Naturschutz-~ und Landschaftsschutzgebiete,
aber auch, um Freirdume fiir kiinftige Industrieansiedlungen zu bekommen. MaB-
nahmen der Vorsorge zielen auf ausreichende Gesundheits- und Planungsreserven
ab. Das Ziel der Vorsorge kann man erreichen mit einer vorausschauenden Raum-
und Bodenplanung, durch sparsamen Umgang mit Rohstoffen und - fiir die Luft-
reinhaltung besonders wichtig - durch den Einsatz m8glichst emissionsarmer
Technik. Der MaBstab hierfiir ist im deutschen Recht bekanntlich der "Stand der

Technik"".

Auch wenn dies nicht ausdriicklich gesagt wird, impliziert diese Definition der
Vorsorge (seit einiger Zeit "dominiert" dieser Grundsatz, so FELDHAUS ([58],
S. 64) "als Handlungsmaxime in der Umweltpolitik, und er pr&gt auch die neuere
Umweltrechtsentwicklung”) doch die naturwissenschaftliche Basis. Ausreichende
Planungs- und Gesundheitsreserven lassen sich nur dann erzielen, die Luftver-
schmutzung nur dann unter der Gefahrenschwelle halten, wenn man naturwissen-
schaftlich begriindete BewertungsmaBstédbe filir beldstigende oder schédliche
Ereignisse hat. So l&8t sich auch eine Raumplanung, deren Ziel es ist, der
Umweltvorsorge zu dienen, nur dann in Ubereinstimmung z.B. mit den Erforder-
nissen des Immissionsschutzes durchfiihren, wenn Informationen ilber die Immis-
sionssituation vorliegen. Dabei bestehen die Informationen bekanntlich nicht
nur aus den Immissionsdaten, sondern deren Relevanz fiir den anstehenden Fall
und ihre sachverstédndige Bewertung sind ebenso wichtig, Hierzu miissen im

folgenden einige Anmerkungen gemacht werden.
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4.1.2. Bewertungsgrundsitze und -maBstébe im prophylaktischen Immissionsschutz

4,1.2.1. Schutzziele

Zweck des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist es u.a., Menschen sowie Tiere,
Pflanzen und andere Sachen vor sch#dlichen Umwelteinwirkungen zu schiitzen. Die
Schutzziele dieses Gesetzes sind vornehmlich auf den Menschen bezogen; auch der
Schutz der Sachgiiter orientiert sich in erster Linie an einer Verhinderung von

schddlichen Umwelteinwirkungen, Gefahren und Nachteilen beim Menschen.

In der Vorsorgediskussion werden die Schutzziele wesentlich weiter gefaBt,
auch wenn man nicht zu Unrecht argumentieren kénnte, daB8 sie im Prinzip auch
aus dem BImSchG abgeleitet werden kénnten. Denn wenn Tiere und Pflanzen zu
schiitzen sind, so sind logischerweise auch Ukosysteme zu schiitzen, die aus
tierischen und pflanzlichen Lebensgemeinschaften bestehen. Sicherlich rlicken
aber im Problembereich Vorsorge auch ethische Gesichtspunkte ("Leitbilder")
mehr in den Vordergrund. So stehen zwar auch nach den Leitlinien der Bundes-
regierung zur Umweltvorsorge [22] "Leben und Gesundheit des Menschen jetzt und
in Zukunft" an oberster Stelle als Schutzziele, aber es wird ausdriicklich
betont, daB8 Tiere, Pflanzen und Ukosysteme nicht nur wegen ihrer Verkniipfung
mit der Existenz des Menschen {lber Nahrungsketten und Stoffkreisldufe zu
schiitzen seien, sondern "auch um ihrer selbst willen". Luft, Wasser, Boden und
Klima sind nach diesen Leitlinien weitere schlitzenswerte Giiter. Auch sie ké&nnte
man indirekt schon aus dem BImSchG ableiten. Dennoch ist nicht abzustreiten,
daB8 sich in den 1letzten Jahren, seit der breiteren Diskussion &kologischer
Fragestellungen und des Vorsorgegedankens, der Blick auf die Schutzziele er-
weitert hat. Und es ist der Fall durchaus denkbar, daB eine Anlage einerseits
nach den Regeln der TA Luft genehmigt werden k&nnte, andererseits ihr Ent-
stehen die Vernichtung des Lebensraumes einer sehr seltenen Tier- oder Pflan-
zenart bedeuten wilrde. Ob letzteres toleriert wird, ist eine Frage der gesell-
schaftspolitischen Ziele und Priorit&tensetzung. Man kann zwar auch den Wert
eines Vogels {ber eine durchschnittliche Lebensdauer von finf Jahren in Geld
ausdriicken, indem man seine Leistungen als Materiallieferant, Augenweide,
Insektenvertilger, Pflanzenverbreiter, Bioindikator etc. monitdr angibt:
VESTER ([59], zit. in [60]) kommt zu der Summe von DM 1357,90, aber der ge-
sellschaftspolitischen Entscheidung, welche Prioritdt man dem Erhalt der
"Sachgliter” im Vergleich mit den Aktivitdten des Menschen gibt, wird man
allgemein nicht - und noch weniger im konkreten Fall z.B. der Errichtung einer
Miillverbrennungsanlage, eines Recycling-Betriebes oder einer anderen dringend
notwendig gebrauchten Anlage - entgehen. Im allgemeinen wird man sich hierzu-
lande - anders als in anderen L&ndern - auch aus ideellen Griinden zumeist
flir die Erhaltung und den Schutz von Ukosystemen, Luft, Wasser, Klima usw.
einsetzen; im konkreten Einzelfall kann die Abwidgung sehr schwierig werden.

Ein Konsens Uber die Schutzziele zieht die Frage nach sich, welche MaBsté&be
heranzuziehen sind, um zu entscheiden, ob der Schutz ad&dquat geleistet werden
kann; mit anderen Worten geht es um die Beantwortung der Frage, wann eine
Wirkung durch Luftverunreinigungen als schéddliche Umwelteinwirkung zu be-
werten ist.
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Im Fall des prédventiven Immissionsschutzes gelten fiir diese Bewertung die
Regeln der TA Luft; dabei handelt es sich um ein relativ "einfaches" und
"sicheres" System, das allerdings aufgrund der erforderlichen Rechtssicherheit
in Genehmigungsverfahren auch geboten ist. Im Fall des prophylaktischen Immis-
sionsschutzes gibt es noch kein einheitliches und eindeutiges Bewertungssystem,

Die folgenden Kapitel befassen sich mit diesem Problemkreis. Dabei werden die
beiden Strénge gesondert betrachtet, die den prophylaktischen Immissionsschutz
bestimmen: einerseits die Emissionsvermeidung, andererseits die raumplane-

rischen MaBnahmen. .

4.1,2.2. Bereich Forschung und Technologie

wie schon friiher im Zusammenhang mit den naturwissenschaftlichen Grundlagen der
Vorsorge ausgefilhrt, besteht das Hauptproblem der Vorsorge in der hé&ufig
unzureichenden Information, im mangelnden Wissen. Diese Wissensliicken beziehen
sich nicht nur auf unsere Kenntnisse {ber Kombinationswirkungen und Langzeit-
wirkungen von Stoffen, auf die komplexen Umwandlungs- und sonstigen Vorgénge,
sondern eben auch auf unsere Kenntnisse {lber Wirkungsschwellen und Belastungs-
grenzen. Aus diesen Wissensliicken folgt, wie in den Leitlinien der Bundes-
regierung [22] auch schon richtig dargestellt, die Forderung, die Stoffeintrége
in die Umwelt so gering wie mdglich zu halten. In der Praxis geschieht das liber
die Festlegung von Emissionsstandards, die im Zuge der weiteren Entwicklung
von Wissenschaft und Technik fortgeschrieben werden milssen. Sie griinden aller-
dings nicht nur im technischen und wissenschaftlichen Know-how, sondern ihre
Festlegung unterliegt einem AbwdgungsprozeB, in den auch die Betrachtung des
wirtschaftlichen und scnstigen Aufwands mit eingeht; Kriterien daflir sind auch
die Grunds&tze der Verhdltnism&Bigkeit und des UbermaBverbotes. Die hier
dahinterstehenden gesellschaftspolitischen Kompromisse, die oft das Ergebnis
ldngeren Tauziehens zwischen einzelnen Interessengruppen darstellen, sind,
eben weil sie nicht nur wissenschaftlich begriindet sind, naturgem#B auch hiufig
Zielscheibe von Kritik: den einen sind sie zu weitgehend, den anderen nicht
weitgehend genug. In seinem Kapitel {iber die Biirgerinitiativen urteilt WEY
(£51, s. 171) vor diesem Hintergrund sehr richtig: "Der letztlich unaufhebbare
Widerspruch zwischen den Lebensanspriichen einzelner oder kleinerer Gruppen
gegeniiber gréBeren Gruppen ist durch die Strukturschwdchen reprédsentativer
Demokratien heutiger komplexer Gesellschaften nur schwer durch KompromiBlo-
sungen in Gleichgewichtszustéinden zu halten. Er hat gerade im Umweltschutz
durch eine immanent systemkritische Komponente die Fronten verhdrtet."

Ein funktionierendes Gemeinwesen kann jedoch auf Dauer nur auf entsprechenden
Kompromifldsungen beruhen. Das entbindet allerdings nicht die Wissenschaftler
von ihrer Verantwortung, auf die Folgen der Ergebnisse ihrer Forschungen hin-
zuweisen, flir die Wahrheit ihrer Erkenntnisse einzustehen und m&glichst viel
Information in die Entscheidungsprozesse einzubringen, die Techniker nicht von
ihrer Verantwortung, nach immer besseren Umweltschutztechnologien zu suchen

bzw. auf die Folgen und Konsequenzen neuer Technologien hinzuweisen, soweit sie
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heute schon absehbar sind. Bei den Entscheidungen selbst als dem Ergebnis von
Abwigungen und Kompromissen, auch wenn sie in der Rollenverteilung von anderen
getroffen werden, erhalten die Wissenschaftler und Techniker umso mehr Gewicht,
je mehr begriindete Information sie in den Entscheidungsproze8 einflieBen lassen
kénnen. Dieses naturwissenschaftliche Wissen liefert letztlich den Rahmen fir
die vorsorgende Umweltpolitik, ohne gesicherte Erkenntnisse oder zumindest
vermutete Zusammenhdnge ist eine vorsorgende, u.a. an Stoffrisiken orientierte
Umweltpoltik nicht zu leisten.

Wie aber soll eine Umweltpolitik an Stoffrisiken orientiert sein, angesichts
der immensen Zahl von Stoffen, die in die Umwelt gelangen? Hier stellt sich
abermals die Frage nach Auswahl und Prioritdt der 2zu untersuchenden Stoffe.
Im Hinblick auf die Prioritdt bei der Erforschung der Risiken eines Stoffes und
auf evtl. zu ergreifende MaBnahmen sind zundchst die Stoffe auszuwdhlen, bei
denen ein begriindeter Verdacht auf schddliche Wirkungen, ein "Besorgnispoten-
tial" besteht. Diesem Auswahlverfahren schlieBt sich dann die genauere Bewer-
tung an; die Entwicklung geeigneter Vermeidungstechnologien und die Festlequng
eines Emissionsstandards widren dann der n&dchste Schritt.

In der Praxis wird im Prinzip in dieser Form oder noch pragmatischer verfahren
(vgl. [22]). DaB8 so ein Verfahren auch mit Fehlschliissen oder Irrtfimern be-
gleitet sein kann, wird wohl von niemandem ernsthaft bestritten werden k&nnen,
da es im Wesen der naturwissenschaftlichen Erkenntnis begriindet ist. Wie schon
friiher erwdhnt, ist das "der Weg der Naturerkenntnis aus der Sicherung in das
Wagnis" ([34], s. 197).

4.1.2.3. Emissions{grenz)werte

Vom Bundesverwaltungsgericht wurde die Forderung erhoben, daB die Vorsorge
gemdB § 5 Nr. 2 BImSchG, die {iber die Emissionswerte der TA Luft konkretisiert
wird, nicht unbegrenzt sei; die Vorsorge muB demnach nach Umfang und AusmaB
dem Risikopotential der Immissionen addquat sein (F. KROPPENSTEDT: Das Vor-
sorgeprinzip in der aktuellen Umweltpolitik, in [21], S. 10). Dabei sind fiir
das Risikopotential entscheidend die gesundheitsschidigenden Eigenschaften,
die Auswirkungen auf das Ukosystem, das Verhalten in der Umwelt (z.B. Per-
sistenz, Akkumulierbarkeit) und die emittierte Menge. Die in der TA Luft ent-
haltenen abgestuften Emissions(grenz)werte zielen entsprechend auf das unter-
schiedliche Risikopotential der einzelnen Stoffklassen ab.

Die Festlequng von Emissionsgrenzwerten und der "Stand der Technik" hé#ngen
eng zusammen. Uber den unbestimmten Rechtsbegriff des "Standes der Technik"
ist vielfach nachgedacht und geschrieben worden (z.B. [61, 62]). Gem&B8 dem
BImSchG ist der "Stand der Technik" der Entwicklungsstand fortschrittlicher
Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer
Ma8nahme zur Begrenzung von Emissionen gesichert erscheinen 1l#8t. Dokumentiert
wird er z.B. in den Technischen Anleitungen (vgl. auch [63]). Dies 148t sich
juristisch so interpretieren, daB das, was rechtlich erldutert oder geboten
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ist, nicht von der allgemeinen Meinung der Fachwelt abhdngt, "sondern unmittel-
bar von dem jeweiligen Stand der technischen Entwicklung; auf die allgemeine
Anerkennung und die praktische Bewdhrung kommt es dann nur begrenzt an"
(E. BENDA: Umweltvorsorge und Recht, in [21], S. 31). Noch weitergehend ist
der "Stand von Wissenschaft und Technik"; danach ist - wie im Atomrecht -
diejenige Vorsorge gegen Sch&dden geboten, die nach den neuesten wissenschaft-
lichen Erkenntnissen filir erforderlich gehalten wird; ist der Stand der Technik
der wissenschaftlichen Erkenntnis noch nicht ad&dquat, m.a.W. 1l&Bt sie sich
technisch noch nicht umsetzen, darf die Genehmigung nicht erteilt werden (vgl.
BENDA a.a.O. S. 32).

Die Emissionsbegrenzungen sind zundchst anlagenbezogen (Kraftfahrzeuge werden
der Einfachheit halber auch hierunter subsumiert). Schon friher wurde aber der
Vorschlag in die Diskussion gebracht, Emissionsbegrenzungen auch gebietsbezogen
vorzunehmen (z.B. [10, 11]). In der Bauleitplanung wurde l&ngere Zeit die
Festlegung fldchenbezogener Emissionsraten in Bebauungspldnen als Vorsorgemaf-
nahme diskutiert (z.B. [64, 65, 66, 67]); aufgrund des neuen Baugesetzbuches
[68] ist wohl davon auszugehen, daB eine solche Festlegung rechtlich nicht mehr
méglich ist [69, 70). In Japan dagegen ist das Instrument (Gesamtmengen-Kon-
trollkonzept fir S02) in den Belastungsregionen wichtig, andererseits filihrt
aber auch die nach der neuen TA Luft m&gliche Kompensationsregelung wieder auf
eine gebietsbezogene Emissionsbetrachtung zurtick (z.B. [71]), und in neuerer
Zeit rilcken im Zusammenhang mit Konzepten zu einem gebietsbezogenen Immissions-
schutz emissionsseitige Uberlegungen wieder sehr stark in den Vordergrund {19,
72, 73, 741.

Aufgrund dieser immer noch andauernden Diskussion sollen im folgenden einige
grundsidtzliche Anmerkungen zu den Vor- und Nachteilen der Festlegung fléchen-
bezcgener Emissionsraten aus naturwissenschaftlicher Sicht gemacht werden.

Pas Instrument der Festlegung fldchenbezogener Emissionsraten kann nicht pau-
schal beurteilt werden; die Bewertung h#dngt von der Planungsebene ab. Seine
Vorteile kommen sicher am meisten zur Geltung im Bereich der Regionalplanung,
wihrend es flir die Bauleitplanung weniger geeignet erscheint. Grundsétzlich
begriiBenswert ist das dahinterstehende Prinzip, aktiven Immissionsschutz durch
Festschreibung bzw. Reduzierung von Emissionen zu betreiben und damit im Hin-
blick auf die Verbesserung einer Situation bzw. auf die Vermeidung ihrer Ver-
schlechterung hinzuwirken. Zwar bleiben dabei die "importierten" Luftverun-
reinigungen zundchst unberiicksichtigt, daflir werden diejenigen Quellen von
Emissionen betrachtet, zu denen man beziiglich MaBnahmen auch tats&chlich
Zugriff hat.

Eine Bestandsaufnahme {ber die rdumliche Verteilung von Emissionen in einer
Region bildet die Grundlage fiir Strategien bzw. StrukturmaBnahmen im Rahmen
des weiter unten noch ausfiihrlicher zu behandelnden gebietsbezogenen Immis-
sionsschutzes, also flir MaBnahmen der raumplanerischen Emissionsvermeidung bzw.
~-verminderung u.a. in den Bereichen Energieversorgung und Verkehr. tberle-
gungen dazu sind z.B. von der Bundesforschungsanstalt flir Landeskunde und
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Raumordnung publiziert worden [72, 74]. Vom naturwissenschaftlichen Standpunkt
aus muB dabei die Frage nach der Glite der Information gestellt werden. Diese
betrifft nicht nur die Mindestanforderungen an den Informationsgehalt von
Emissionserklirungen und -messungen sowie vor allem von Emissionsabschdtzungen,
ohne die man in diesem Bereich nicht auskommen kann, sondern dariber hinaus
natlirlich besonders die Auswahl der Emissionskomponenten, die man iiberhaupt zu
Grunde legt. Flir solche groBflichigen Betrachtungen, bei denen die Vermeidung
und Reduzierung von Emissionen im Vordergrund steht, nicht die konkrete Ein-
zelmaBnahme, wird man mit einigen ausgewdhlten Komponenten auskommen. So eine
Beschrdnkung ist nichts Neues. Auch im Rahmen epidemiologischer Untersuchungen
(z.B. [75]) oder im Zusammenhang mit Smogepisoden [76] zieht man bekanntlich
ausgewdhlte Komponenten heran., Filir die fldchenbezogenen Emissionen im hier
betrachteten Fall wird es im 1. Schritt genligen, z.B. Schwefeldioxid, Stick-
oxide, Schwebstdube und einige andere Stoffe sozusagen als "Leitkomponenten" zu
betrachten. Dies zwingt aber natilirlich dazu, sich Rechenschaft dariliber abzule-
gen, daB man durch bestimmte StrukturmaBnahmen, die man an diese ausgewdhlten
Stoffe knlipft, nicht neue Emissionen anderer Komponenten mit unerwlinschten
Nebeneffekten erzeugt. Die "Emissionsgrenze" fiir die betrachteten Stoffe ist
damit durch die vorhandene Emission gegeben, die es durch StrukturmaBnahmen zu
unterschreiten gilt. Die Forschung steht hier erst am Anfang; ein weiteres
Beschreiten dieses Weges ist jedoch sicher zu befiirworten. In Japan hat man mit
dem Gesamtmengen-Kontrollkonzept flir 502 gute Erfahrungen gesammelt. Dabei wird
flir Belastungsregionen, die vom Staat festgelegt werden, "die zuléssige 50,-
Gesamtemissionsmenge errechnet, die eine bestimmte Umweltqualit&t noch sicher-
stellt. Langfristig sollen die Pldne 2zu einer allgemeinen Einhaltung des
nationalen Immissionsstandards fihren. GroBemittenten wird in solchen Gebieten
ein Emissionsstandard vorgeschrieben, der wesentlich schiérfer ist als die
national dblichen. Bei Mittel- und Kleinemittenten wird dagegen eine Brenn-
stoffauflage hinsichtlich des Schwefelgehalts gemacht" ([77]1, S. 201 f).

In der Bauleitplanung versprach man sich von dem Instrument der Festlegung
fléichenbezogener Emissionsraten eine Mdglichkeit der Vorsorge, bestehend in der
Begrenzung der Menge der Emissionen fir ein bestimmtes Gebiet. Hintergrund filir
solche tatsdchlichen oder diskutierten Festlegungen war der in vielen F#llen
geringe Informationsstand der Bauleitplaner bezliglich zuklinftiger Emissionen
von anzusiedelnden Anlagen, lber deren Struktur noch nicht viel oder gar nichts
bekannt war. Um auf diesem unsicheren Boden dennoch VorsorgemaBnahmen zu tref-
fen, hielt man es flir ein addquates Mittel, z.B. die schon vorhandenen Emis-~
sionsraten bestimmter Komponenten in einem Bebauungsplan als Obergrenze festzu-
setzen. Neu hinzukommende Anlagen dlirften bei dieser Vorgabe nicht emittieren,
oder aber, falls ja, miiften schon bestehende Anlagen stillgelegt oder in ihren

Emissionen beschrdnkt werden.

Bei der Bauleitplanung, vor allem bei den Bebauungsplidnen, hat man es mit
kleinfldchigen Gebieten zu tun. Von daher ist der hinter allen diesen Uberle-
gungen stehende Grundgedanke, daB sich an der Immissionssituation in der
Umgebung des Bebauungsplanes in summa nichts dndern wlirde, wenn die fl&chen-
bezogene Emissionsrate konstant bliebe, naturwissenschaftlich nicht haltbar.
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planung sind aber in diesem Fall gendigend Informationen {iber die Emissions-
parameter vorhanden, so da8 Kompensations-Modellrechnungen mdglich sind. Bei
einer gr8feren Anzahl von Quellen und Schadstoffe sgind solche Rechnungen
naturwissenschaftlich-siannvoll nur auBerordentlich schwierig durchzuffhren,
bei Geruchsemittenten haben sie (von der Wirkungsseite her) allenfalls vor-
l4ufigen Schétzcharakter. Bei der Anwendung in Gebieten, deren Immissionsbe-
lastung die Immissionsgrenzwerte fast aussch&pft, besteht zudem nur ein sehr
geringer Spielraum flir die Anwendung eines Kompensationsmodells.

Die Analyse des Instruments der Betrachtung fl8chenbezogener Emissionen zeigt
zweierlei:

Zum einen versagt ein Instrument, das der Vorsorge dienen soll, wenn - wie in
der Bauleitplanung - keine Information vorhanden ist, gewinnt aber sehr an
Bedeutung, sogar regional, wenn es sich auf naturwissenschaftliche Informa-
tion stlitzen kann. Zum anderen reichen die Betrachtung von Emissionen und damit
die Festlegung von Emissionsstandards flr einen erfolgreichen Immissionsschutz
nicht aus. %Zu bewerten sind die Luftverunreinigungen, die auf betroffene Objek-
te einwirken. AuBerdem schlieBt die Einhaltung von Emissionswerten nicht aus,
daB sich die Emissionsmenge allgemein erh8ht, da die Zahl der Emissionsquellen
insgesamt zunehmen kann. Der steigende Kfz-Verkehr ist daflir ein schlagendes
Beispiel.

Daraus folgt, daf die Emissionswerte durch "Umweltqualitltsziele" zu erglinzen
sind. Diese wiederum sind bestimmt durch Belastungsgrenzen der Luft (sowie
entsprechend des Bodens und des Wassers), die nicht Uberschritten werden dlir-
fen, wenn der Schutz des Menschen und seiner Umwelt gew8hrleistet sein soll.

4.1.2.4. Bereich Raumplanung

SCHAFER [50] hat schon 1975 untersucht, wie weit der Umweltschutz als Leitbild
in den Plédnen der Bundesldnder konkretisiert ist. Dabei zeigten sich deutliche
Unterschiede hinsichtlich der Planintensitdt im Umweltbereich. Zu der damaligen
Zeit standen Hessen, Bayern und Nordrhein-Westfalen im oberen Bereich der
"Intensitdts-Skala", wobei gerade die Planziele im nordrhein-westflilischen
Planungssystem (und im hessischen) besonders konkret formuliert waren. Die
Zielsetzungen des Saarlandes und von Baden-Wlrttemberg wiesen die geringste
Intensitdt auf, Noch flinf Jahre vorher waren die Zusammenhiénge zwischen Planung
und Umweltschutz noch kein bedeutendes Thema gewesen.

Mittlerweile ist, wie schon geschildert, die Vorsorge und damit auch die vor-
sorgende Planung in den Brennpunkt gerfickt; die Planung versucht sich immer
mehr des Umweltschutzes anzunehmen, in einem Umfang, der nach DREYHAUPT "Majo-
risierungsabsichten zumindest gegenliber einzelnen Teilbereichen des Umwelt-
schutzes erkennen 14Bt" ([54], S. 23}). "In dem Umfang, in dem der Umweltschutz
an politischem Gewicht zunahm, hat auch die Planung - und zwar sowohl im Be-
reich der Landes- als auch der Bauleitplanung - den Umweltschutz als mafigeb-
lichen Faktor jhres Metiers er- und anerkannt. Wir kommen jetzt in die Situa-
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planung sind aber in diesem Fall genligend Informationen {iber die Emissions-
parameter vorhanden, so daB Kompensations-Modellrechnungen m8glich sind. Bei
einer gr8Beren Anzahl von Quellen und Schadstoffe s8ind solche Rechnungen
naturwissenschaftlich-siannvoll nur auBerordentlich schwierig durchzufilhren,
bei Geruchsemittenten haben sie (von der Wirkungsseite her) allenfalls vor-
ldufigen Schétzcharakter. Bei der Anwendung in Gebieten, deren Immissionsbe-
lastung die Immissionsgrenzwerte fast aussch&pft, besteht zudem nur ein sehr
geringer Spielraum f{ir die Anwendung eines Kompensationsmodells.

Die Analyse des Instruments der Betrachtung flichenbezogener Emissionen zeigt
zweierlei:

Zum einen versagt ein Instrument, das der Vorsorge dienen soll, wenn - wie in
der Bauleitplanung - Kkeine Information vorhanden ist, gewinnt aber sehr an
Bedeutung, sogar regional, wenn es sich auf naturwissenschaftliche Informa-
tion stiitzen kann. Zum anderen reichen die Betrachtung von Emissionen und damit
die Festlegung von Emissionsstandards fiir einen erfolgreichen Immissionsschutz
nicht aus. Zu bewerten sind die Luftverunreinigungen, die auf betroffene Objek-
te einwirken. AuBerdem schlieBt die Einhaltung von Emissionswerten nicht aus,
daB sich die Emissionsmenge allgemein erh8ht, da die Zahl der Emissionsquellen
insgesamt zunehmen kann. Der steigende Kfz-Verkehr ist daffir ein schlagendes
Beispiel.

Daraus folgt, daf die Emissionswerte durch "Umweltqualitlitsziele" 2zu erglinzen
sind. Djese wiederum sind bestimmt durch Belastungsgrenzen der Luft (sowie
entsprechend des Bodens und des Wassers), die nicht {iberschritten werden diir-
fen, wenn der Schutz des Menschen und seiner Umwelt gewdhrleistet sein soll.

4.1.2.4. Bereich Raumplanung

SCHAFER [50] hat schon 1975 untersucht, wie weit der Umweltschutz als Leitbild
in den Plénen der Bundesldnder konkretisiert ist. Dabei zeigten sich deutliche
Unterschiede hinsichtlich der Planintensitét im Umweltbereich. Zu der damaligen
Zeit standen Hessen, Bayern und Nordrhein-Westfalen im oberen Bereich der
"Intensitdts-Skala”"”, wobei gerade die Planziele im nordrhein-westfllischen
Planungssystem (und im hessischen) besonders konkret formuliert waren. Die
Zielsetzungen des Saarlandes und von Baden-Wlirttemberg wiesen die geringste
Intensitdt auf. Noch fUinf Jahre vorher waren die Zusammenh#énge 2zwischen Planung
und Umweltschutz noch kein bedeutendes Thema gewesen.

Mittlerweile ist, wie schon geschildert, die Vorsorge und damit auch die vor-
sorgende Planung in den Brennpunkt gerfickt; die Planung versucht sich immer
mehr des Umweltschutzes anzunehmen, in einem Umfang, der nach DREYHAUPT "Majo-
risierungsabsichten zumindest gegenfiber einzelnen Teilbereichen des Umwelt-
schutzes erkennen 14B8t" ([54], S, 23)., "In dem Umfang, in dem der Umweltschutz
an politischem Gewicht zunahm, hat auch die Planung - und zwar sowohl im Be-
reich der Landes- als auch der Bauleitplanung - den Umweltschutz als maBgeb-
lichen Faktor jihres Metiers er- und anerkannt. Wir kommen jetzt in die Sjitua-
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tion, daB8 den Planern die Leistungen in den einzelnen Teilbereichen des Um-
weltschutzes nicht ausreichend erscheinen und von daher versucht wird, in der
Planung Korrekturen zun Gunsten des Umweltschutzes zum Teil weit ilber bestehende

gesetzliche Umweltnormen hinaus anzubringen". ({541, S. 37f).

Die Entwicklung ist in FluB; die Diskussionen, ob Umweltschutzfachpl&ne (z.B.
Abfallbeseitigungspldne) oder spezielle Umweltschutzplanungen (Landschafts-
planung, Luftreinhalteplanung etc.) geeignet sind, einen umfassenden Schutz-
und Vorsorgeanspruch vor schddlichen Immissionen zu realisieren, oder nicht,
werden kontrovers geflihrt. Auch die Frage, ob den Belangen des Immissions-
schutzes (oder allgemein des Umweltschutzes) in der Abwidgung bei der Aufstel-
lung von Pldnen eine absolute, relativ absolute oder relative Vorrangstellung
zukommt, wird unterschiedlich beantwortet. ERBGUTH [18] kommt in neueren um-
fangreichen Gutachten zu dem SchluB, daB "zwar allein aus § 50 BImSchG inso-

weit kein Vorrang des Umweltbelangs hergeleitet werden kann. Die kumulative

Verstdrkung des Umweltschutzes durch die allgemeinen Gebote der Riicksichtnahme
und der planerischen Konfliktsbewdltiqung sprechen jedoch fiir seinen relativen
Vorrang" (S. 10). Andererseits wird aber auch begrilindet, daB den Umweltbelangen
auf der Ebene der Raumordnung und Landesplanung eine absolute Vorrangstellung
zukomme, wenn die Grenze der Gesundheitsgefahr und der Funktionstiichtigkeit

der natlirlichen Lebensgrundlagen erreicht sei.

Dieser juristischen Interpretation ist nur abermals der Hinweis auf die Bedeu-
tung des naturwissenschaftlich angereicherten Leitbildes flir die Raumplanung
hinzuzufiigen. Dabei bleibt unbenommen, daB es Aufgabe der Planung ist, alle
Belange untereinander und gegeneinander gerecht abzuwidgen. Bekanntlich erfolgt
die Abwdgung in drei Phasen: Der Feststellung des Belangs, also des Sachverhal-
tes, folgt die Bewertung und damit auch eine Gewichtung des Belangs; darauf
aufbauend flihrt die eigentliche Abwégung zu einer Entscheidung. Die Gewichtung
des Belanges und damit seine Stellung im Rahmen der Abwdgung h&ngen an der
Bewertung. Hier haben sich, wie die zitierte Aussage von DREYHAUPT belegt, die
Fronten verschoben. Wdhrend viele Immissionsschutzfachleute auch in der Planung
noch an dem Bewertungssystem der TA Luft festhalten, andere in den Immissions-
werten der TA Luft filir den Planungsbereich Mdngel entdecken und die MIK-Werte
bevorzugen, fordern Planer seit geraumer Zeit Vorsorgewerte, ndmlich Immis~
sionswerte als Luftqualitédtsziele, die unterhalb der TA Luft-Werte angesiedelt
sind, und diese Entwicklung 1&Bt nun auch bei den Immissionsschutzfachleuten

selbst solche Vorsorgewerte ins Auge fassen (z.B. [15, 16, 20, 78, 82, 911).

Unabhdngig davon setzte vor einigen Jahren eine Entwicklung ein, die ihren
HS8hepunkt allerdings schon wieder uUberschritten hat: die Einfiilhrung von Gesamt-
Belastungsindices zur Fl&chenbewertung, wobei in diese Gesamt-Belastungsindices
nicht nur die Luftbelastung, sondern auch Boden-, Wasser- und Ldrmbelastung
und weitere Belastungsarten in aggregierter Form mit eingingen. Mittlerweile
ist man allerdings von solchen Indices weitgehend wieder abgekommen; heutzutage
ist man eher geneigt, Indikatoren zur Umweltbeobachtung in der Raumplanung zu
verwenden, die i.d.R. nur einen Belastungstyp kennzeichnen und nur auf niedri-

ger Stufe aggregiert sind (z.B. rdumliche Zusammenfassung filir ein bestimmtes
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Gebiet, wie die Angabe eines mittleren Immissionsbelastungswertes flir eine
Gemeinde). Derartige Indikatoren oder Indices sind z.B. im Rahmen epidemiolo-
gischer Untersuchungen fiir die Luftreinhaltepl&ne Nordrhein-Westfalen bereits
verwendet worden (vgl. bzgl. Indikatoren und Indices z.B. [75, 79, 80, 81, 20,
721).

Der Hintergrund flr die Offensive der Planer ist natiirlich u.a. darin zu sehen,
da8 Planung von vielen von ihnen so verstanden wird, wie es UBERLA in dem
schon frlher zitierten Anspruch darstellte: Umweltvorsorge sei der Versuch,
unsere Zukunft bereits heute, in der Gegenwart, positiv zu beeinflussen ([21],
S. 83). Allerdings haben die Immissionsschutzfachleute selbst mit zu dieser
Entwicklung beigetragen, indem sie wie FELDHAUS {17, 58] den planerischen
Aspekt der Vorsorge hervorhoben und es als ihr Ziel darstellten, die Luftver-
schmutzung deutlich unter der Gefahrenschwelle zu halten. Die daraus logisch
folgende Frage der Planer an den Immissionsschutzfachmann bestand natiirlich
in dem Verlangen nach der Angabe von Richtwerten unterhalb der Gefahrenschwel-
le, die z.B. durch die Immissionswerte der TA Luft markiert ist.

Im folgenden sollen die einzelnen Immissionsbewertungssysteme und ihre Bezie-
hung zur Planung noch etwas n&her betrachtet werden.

4,1.2.5. Immissions-Grenz- und -Richtwertsysteme

Wie schon ausgefilhrt, reichen Emissionsgrenzwerte allein zum Schutz des Men-
schen und seiner Umwelt nicht aus. Die Immissions-Grenz- bzw. -Richtwerte
"markieren stoffbezogene EBelastungsgrenzen von Luft, Wasser und Boden, die
zum Schutz der menschlichen Gesundheit, bestimmter empfindlicher Ukosysteme
und Pflanzen- und Tierarten oder von Sachglitern nicht {iberschritten werden
diirfen. Bei der Festlegung von Qualitdtszielen filir einen Umweltbereich sind
so weit wie mbglich die Folgen filir andere Umweltbereiche mit zu beriicksich-
tigen. Qualitdtsziele sind unter Beriicksichtigung auch des empfindlichsten
Bereichs aufeinander abzustimmen. Insbesondere der Schutz des Bodens erfordert
eine bereichsilibergreifende Abstimmung von Umweltqualit&étszielen, weil der Boden
letztlich "Auffangbecken" fiir Stoffeintrége ist" ({22], S. 18).

Diese Feststellung ist sehr wichtig. Vorsorge kann sich ndmlich nicht nur auf
einzelne Medien, z.B. nur die Luft, beziehen, sondern mulf integrierend konzi-
piert und bis zum Ende gedacht sein. Am Ende aller Stoffstr&me steht der Boden;
er stellt die Enddeponie filir alle anthropogenen Erzeugnisse dar. Deshalb ist
ein verniinftiges Bodenschutz- und Entsorgungskonzept auch fiir den prophylak-
tischen Immissionsschutz und fiir die Raumplanung unabdingbar, und die Immis-
sionsgrenzwerte werden durch das gesamte System der Vorsorge, wie es in dem
oben zitierten Satz zum Ausdruck kommt, mitbestimmt, wie man sich leicht an
einem Beispiel klar machen kann: Emissionsmindernde MaBnahmen fllhren zwar zu
einer geringeren Emission bestimmter Substanzen in der Umgebung einer Quelle,
aber in den vom Filter aufgefangenen Stduben k&nnen s8ich diese Substanzen
sehr stark anreichern, was zu erheblichen Schwierigkeiten bei der Entsorqung
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(Deponierung, Recycling) fithren kann. Hier einen verniinftigen Mittelweg zu
finden, ist sicher sehr schwieriqg, wird aber fiir die Zukunft immer wichtiger
werden. Die Analyse dieser Probleme fiihrte bereits zu der in manchen Ohren
vielleicht provokativen Forderung, die Emissions- und Immissionsgrenzwerte
nicht so tief wie mdglich, sondern so hoch wie vertrdglich anzusetzen (STRAT-
MANN, 1987). Auf jeden Fall soll und muB der hier angesprochene Gedanke "Uber-
vorsorge flihrt u.U. zu einer Kollision mit der Entsorgung” zukiinftig umfassen-

der auch den prophylaktischen Immissionsschutz durchdringen.

In der Raumplanung, speziell in der Bauleitplanung, wird vielfach auf die TA
Luft-Immissions (grenz)werte zur Beurteilung einer Immissionssituation =zurilick-
gegriffen. Diese Werte haben verschiedene Nachteile, wie an anderer Stelle
ndher begriindet worden ist [15, 20]. MIK-Werte haben dagegen speziell in Bau-
leitplanverfahren viele Vorteile [15]. Die "Maximalen Immissionswerte” wurden
von der VDI-Kommission Reinhaltung der Luft zum Schutz des Menschen und der
Vegetation auf wissenschaftlicher Basis erarbeitet. Sie wiederum bilden die
Grundlage fiir die Immissionswerte der TA Luft, bei denen auch soziodkonomische

Auswirkungen Berlicksichtigung fanden.

Uberlequngen gehen in die Richtung, im Planungsbereich nicht mit den Grenz-
werten von "Regelwerken" wie TA Luft oder VDI-Richtlinien zu arbeiten, sondern
mit Vorsorgewerten (z.B. [20, 54, 78, 82, 91]), die kleiner als z.B. die TaA
Luft-Werte oder anders definiert sind. Im Prinzip k&énnte man in der Raumpla-
nung z.B. Bruchteile der TA Luft-Werte (z.B. 76 % IWl oder 80 % IWl) als Ent-
scheidungsgrundlage heranziehen; Bauieitpldne wiirde man fiir bestimmte Projekte
(Kurgebiete, reine Wohngebiete u.&d.) nur aufstellen, wenn die Einhaltung dieser
"Vorsorgewerte" gegeben widre. Dann wilirde man sich aber nach wie vor im System
der TA Luft bewegen, das fiir Genehmigungsverfahren, aber nicht fiir die Raum-
planung geschaffen wurde, einschlieflich der Nachteile, daB8 sich die Grenz-
werte auf 1 km2-Fl&dchen beziehen, wdhrend Bebauungsflédchen oft nur 100 x 100 m2
groB oder noch kleiner sind, usw. (vgl. {15]}). Diese Nachteile werden ver-
mieden, wenn die MIK-Werte angewendet werden, oder wenn ein neues System einge-
filhrt wird, wie es KUHLING vorgeschlagen hat [20]. Er behandelt ausfiihrlich
das Verh#dltnis von Planung und Immissionsschutz und das Element der Vorsorge
in diesen Bereichen und entwickelt Vorsorgerichtwerte fiir die Planung, die von
der Wirkungsseite her begrilindet sind und Immissions-Mindeststandards fiir die
empfindlichen Raumnutzungen Wohnsiedlungsfl&chen, Freizeit- und Erholungs-
fldchen, Fl&chen fiir den Nahrungs- und Futtermittelanbau sowie filir Waldfl&chen
darstellen. Diese Werte sind gleichzeitig Zielwerte, die durch die raumbedeut-
samen Planungen erreicht werden sollen. Sie kommen dem Bediirfnis der Planer
entgegen, im Bereich unterhalb der TA Tuft-Werte Beurteilungskriterien fiir die

Ausweisung bestimmter Nutzungen zu erhalten.

In &hnliche Richtung weisen die Vorschldge veon BEIER und BUCK [82, 911, nach

denen spezielle "Vorsorge-~KenngrdB8en" fiir die Planung eingefiihrt werden, wenn
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TA Luft-Grenzwerte vorhanden sind (vgl. Kap. 4.2.5), und durchschnittliche
Belastungsverhidltnisse in Gebieten gleichartiger Nutzungen als Richtwerte flir
zuklinftige Planuhgen zugrunde gelegt werden sollten, wenn die TA Luft flir einen
Schadstoff keine Immissionswerte vorsieht. Voraussetzung daflir wdre, so die
Autoren, eine Charakterisierung der Luftqualitdt in stddtischen Arealen unter-
schiedlicher Nutzungen (z.B. FuBg#ngerzonen, Wohngebiete, Freizeit- und Er-
holungsflichen). Das Konzept sieht vor, z.B. durchschnittliche Immissionskenn~
gréfen aus einer représentativen Tejilmenge von Wohngebieten, z.B. des Rhein-
Ruhr-Gebietes, als Richtwerte flir st#ddtische Wohngebiete in NRW (natfirlich
nicht flir Reinluftgebiete) zugrunde zu legen. Im Gegensatz zu KUHLING'’s eher
kompliziertem System ist das von BEIER und BUCK (das sich, so die Autoren, fiir
organische Schadstoffe, wie gasftrmige Aromate, 2z.B. Benzol, polycyclische
Kohlenwasserstoffe sowie chlororganische Verbindungen eigne) relativ einfach zu
handhaben.

Gegen die Einflihrung von Vorsorgewerten wird in erster Linie ins Feld geflihrt,
daB das Bundes-Immissionsschutzgesetz Vorsorge vor allem durch die Emissions-
minderung realisiert sehe, also durch den Stand der Technik. Niedrigere Werte
als die TA Luft-Werte -~ diese dienten der Gefahrenabwehr, und auf sie sei der
Stand der Technik abgestellt - wilirden anlagenbezogen einen Stand der Technik
"{iber den Stand der Technik" hinaus fordern, was "logisch" nicht mdglich sei
(vgl. zu der Diskussion auch [108]). Diese Argumentation verkennt aber m.E.
die Moglichkeiten der Planung, durch Zuordnung von Nutzungen, gegenseitige
Abstdnde usf. Immissionsvorsorgewerte zu erreichen. So ist es ja auch Ziel der
Luftreinhaltepléne, die Luftbelastung mit der Zeit immer weiter unter die
TA Luft-Werte zu senken. Neuere Uberlegungen [78] gehen auch in die Richtung,
in das Konzept der Luftreinhaltepldne Immissionsvorsorgewerte einzufiihren,
um 8o einen MaBstab zur Beurteilung der Luftqualitdt zu haben, der {iber den
Rahmen einer anlagenbezogenen Bewertung hinausgeht und eine regionale Beur-
teilung der Luftqualitdt zulassen soll. Diese regionalen Standards sollen dabei
stoffbezogen, nach Vorbelastung und r#dumlicher Nutzung differenziert, umsetzbar
in EmissionsminderungsmaBnahmen und kompatibel mit den bestehenden Immissions-
werten sein. Den Gegnern solcher Vorsorgewerte ist auch die Interpretation
von FELDHAUS, wie sie oben zitiert wurde, und anderen bezliglich des Vorsorge~
gebotes des BImSchG entgegenzuhalten.

Notwendig wdre m.E. sicherlich eine grundsitzliche Er8rterung und Entscheidung
Uber die Einfllhrung von Vorsorgewerten im prophylaktischen Immissionsschutz,
Verschiedene St#dte priifen, ob sie die KUHLING'schen Werte heranziehen sollten;
die meisten Gemeinden arbeiten mit den TA Luft-Werten, wieder andere mit den
MIK-Werten, ein Zustand der Uneinheitlichkeit, der wohl nicht befriedigend ist.
DaB8 die Einfllhrung solcher Vorsorgewerte kein leichtes Problem darstellt, liegt
andererseits natflirlich auf der Hand.

Schwierig wird das Problem der Festlegung von Richt- und Grenzwerten auch, wenn
es um die Bestimmung von Belistigungen, speziell erheblicher Beldstigungen
durch Luftverunreinigungen geht. Die seit Jahren andauernde Diskussion um die
Frage, wie geruchsintensive Luftverunreinigungen und die von ihnen ausgehenden
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(erheblichen) Bel#dstigungen zu bewerten sind, und die unterschiedlichen MaB-
stibe, die daflir entwickelt wurden, machen die Schwierigkeiten der Interpreta-

tion und das Fehlen mancherlei Forschungsergebnisse deutlich [83, 84].

Gemif dem BlmSchG werden Nachteile und Beldstigungen nur dann als schddliche
Umwelteinwirkungen gewertet und miissen vermieden werden, wenn sie erheblich
sind; dagegen miissen bloBe Bel&dstigungen und Nachteile von der Nachbarschaft
und der Allgemeinheit in Kauf genommen werden. Die TA Luft &uBert sich zu den
Geriichen nur pauschal; daher wurde in Nordrhein-Westfalen eine Verwaltungsvor-
schrift erlassen, die diese Licke schlieBen soll [85] und die inzwischen auch
weitere Anwendung findet. Darin kommt zum Ausdruck, daB Gerliche nicht iiber ihre
Intensitdt oder ihre hedonische Wirkung (es riecht "angenehm" oder "unange-
nehm") bewertet werden, sondern iiber die H&ufigkeit ihres Auftretens pro Jahr
(prozentualer Anteil der Stunden eines Jahres, in denen es eine bestimmte
Zeitlang riecht), die einen bestimmten Prozentsatz der Jahresstunden (3 - 5 %)
nicht Uberschreiten darf. Da die Formulierungen in dem ErlaB entsprechend dem
Begriff der "Erheblichkeit" des BImSchG nicht nur nicht eindeutig sind, son-
dern auch auf die Einzelfallpriifung abzielen, ist eine einheitliche Beurteilung
von Geruchssituationen nicht vorgezeichret, so daB die Diskussionen um die
Beurteilungsgrundlagen an verschiedenen Stellen (VDI, Verwaltung) noch im

Gange sind.

Man k&nnte nicht ganz zu Unrecht argumentieren, daB auch in der Vorsorge fall-
bezogene Richtwerte herangezogen werden sollten. So sieht ja das Konzept der
zukiinftigen Luftreinhaltepline vorbelastungsabhéingige Vorsorgewerte vor [78].
Und so ist zu erwarten, daB die Diskussion {iber solche Vorsorgewerte noch lange

nicht ausgestanden ist.

Aber ganz gleich, welche Richt- oder Grenzwerte herangezogen werden - auf
keinen Fall empfehlenswert ist die Zusammenfithrung von Luftdaten mit anderen
Umweltdaten zu einem Gesamtbelastungsindex und eine Fldchenbewertung als

"Gesamtschau".

Modelle, die in der fl&chenbezogenen Planung mit einem Gesamtbelastungsindex
arbeiten, resultieren aus dem Bestreben, z.B. auf Beh&rdenseite, das komplexe
und interdisziplindre Planungsgeschehen in einem Entscheidungssystem abarbeiten
zu kCnnen. Dabei besteht die hauptsdchliche Forderung an das Modell darin,
eine M&glichkeit zu haben, die Entwicklung von miteinander konkurrierenden
Nutzungsanspriichen koordinieren 2zu k&nnen. Mehr oder weniger ist bei allen
entsprechenden Modellen das Hauptziel, eine qualifizierte und reproduzierbare
diesbezligliche Entscheidung oder auch nur eine Entscheidungshilfe von einer
objektiven Stelle: einer entsprechend aufgebauten Datenbank bzw. einem Compu-

ter-gesteuerten Informationssystem zu erhalten.

Den in der Vergangenheit entwickelten Modellen gemeinsam sind etwa die folgen-

den Strukturelemente:

- Auswahl von MeBgréBen, die untereinander durch einen Belastungsindex ver-

knipft werden sollen
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- Normierung der MeBgr&Ben (d.h. Uberfiihrung in eine fiir alle MeBgr&Ben
gleiche Beurteilungsskala von z.B. 1-6 (l= sehr unbedenklich, 6= sehr
bedenklich)

- Wichtung einzelner MeBgr&Ben vor der Aggregation (das heiBt, es werden
verschiedenen Mefgr&Ben unterschiedliche Gewichte in Form von Faktoren
-zugeordnet; dazu wird eine Prioritltenliste der Belange aufgestellt, z.B.
gesundheitliche Relevanz mit hohem Gewicht, Erhaltung von Biotopen mit

niedrigem Gewicht versehen, usw.)
- Aggregation der MeBgrdSien

- Bildung des Index. Soweit vorher gewichtet wurde, wird der Index als

"gewogenes Mittel" berechnet.

Der Vorteil dieses Verfahrens wird darin gesehen, daB ein Gesamtbelastungs-
index, der auch kartenm#éBig in farbiger Abstufung darzustellen ist, eine rela-
tiv schnelle Orientierung {iber die "Gesamtbelastung” in einem bestimmten Gebiet
ermbglicht. Natllrlich koénnen Vergleiche zwischen Fldchen mit unterschiedlichem
Index durchgefiihrt werden. Von der naturwissenschaftlichen Seite miilssen aber

einige schwerwiegende Einwdnde gemacht werden.

Bei den Modellen werden neben Daten, die mit physikalischen, chemischen oder
statistischen Verfahren erfaBt werden k&nnen (wie Emissions- oder Immissions-
daten) und daher unmittelbar quantitativ anfallen, auch Daten Uber medizi-
nische, biologische, psychologische und 0&kologische Wirkungen verarbeitet,
die z.T. nur qualitativ faBbar sind. Liegen alle Daten quantifiziert vor, so
miissen sie im Hinblick auf eine 2uordnung zu verschiedenen Belastungsstufen
normiert werden. Die Normierung transformiert die gemessenen Einzeldaten auf
eine Skala. Skalierungsprobleme ergeben sich auch bei der Umsetzung scheinbar
exakter MeBwerte, vor allem aber dann, wenn keine MeBdaten oder Wirkungsunter-
suchungen vorliegen, z.B. wenn die Belastung des Naturhaushaltes durch die
Gefdhrdung und Ausrottung von Arten mitbeurteilt werden soll., Diese Probleme
k6nnen nur durch Konventionen gel&st werden, womit zwangsliufig eine mehr oder

weniger groBe Unschidrfe in die Endaussage gebracht wird.

Meist wird bei einem Modell mit Belastungsindex die Md&glichkeit vorgegeben,
einzelne MefBgrd8en bzw. Beurteilungsgr&B8en zu wichten. Diese Méglichkeit be-
deutet aber, daB8 eine Bewertung fiir den Anwender in gewissen Grenzen frei
wdhlbar ist, weil ggf. eine Priorit&dtenliste (s. oben) aufgestellt werden
muB. Dadurch sind auch Ergebnisse in einem bestimmten Rahmen "wihlbar". Bezogen
z.B. auf die Berficksichtigung von Immissionsschutzaspekten wire eine Bewertung
oder Wichtung jedoch nicht problemgerecht. Im Immissionsschutzrecht und auch
gewissermaBen im Planungsrecht ist die Einhaltung von Grenz- und Richtwerten
mehr oder weniger reglementiert. Daraus resultieren bestimmte Zwi#nge in den
jeweiligen Genehmigungsverfahren. Eine Wichtung w#re also u.,U. sogar irre-
fihrend. Eine so getroffene Entscheidung mliBte u.U. bei der Durchfiihrung des

strengen, gesetzlich geregelten Genehmigungsverfahrens korrigiert werden.
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SchlieBlich die Frage: Was resultiert aus der Erkenntnis, daB eine Flidche einen
héheren oder niedrigeren Gesamtbelastungsindex aufweist als eine andere? Die
nichstliegende Frage besteht doch wohl in folgender: Durch welche Umweltein-
fliisse ist die Situation entstanden? Ist die Landschaft zu stark zerschnitten?
Ist ein Gewdsser zu stark verschmutzt? Ist die Immissionsbelastung zu hoch?
Ist die Artenvielfalt zu gering? Oder sind verschiedene ungiinstige Situationen
gleichzeitig eingetreten? Und daran anschlieBend: Durch welche Aggregations-
vorschrift ist die Belastungsaussage zustande gekommen, und wer hat die Wich-
tung in ihr durch seine "In-Wert-Setzung" (Wertvorstellungen) ggf. festgelegt:

Politiker, Bilirger, Wissenschaftler, Biirgerinitiativen, ...?

Die Beantwortung der aufgeworfenen Fragen fiihrt von der Aggregation der Daten
wieder zu den Urdaten =zuriick. Die Hilfestellung, die ein Modell geben kann,
das mit einem Gesamtbelastungsindex arbeitet, erweist sich bei kritischer
Durchleuchtung als eihe nur scheinbare oder vordergriindige. Die wie auch immer
definierte Gesamtbelastung stellt eine diffuse GrbBe dar, die es nicht erlaubt,
konkrete EinzelmaBnahmen oder -planungen durchzufithren, es sei denn, man bildet
die aggregierten Daten wieder zu den Urdaten der Einzelbereiche Luft, L&drm,

Wasser etc. zuriick.

Die Kennzeichnung bzw. Beschreibung der Umwelt durch einen Belastungsindex
bezieht sich zudem natilirlich nur auf die Umwelt, die durch die Summe der ein-
zelnen MeBgrdBen, die in den Index eingehen, definiert wird. Wenn sich ein
Anwender des Belastungsindex’ {iber den Zustand der Umweltqualit&dt informieren
will, so muB er sich zuvor fragen, ob er selbst die Umwelt in der gleichen
Weise definieren will und ob er mit der gewdhlten Aggregationsvorschrift ein-
verstanden ist. Dies fihrt letztlich zu der Frage, wie objektiv oder subjektiv

eigentlich Aussagen sind, die ilber einen Belastungsindex gewonnen werden.

Neben der Subjektivit&dt, die iiber Gesamtbelastungsindices ermittelte Aussagen
enthalten, ist die Aggregation verbunden mit einer Datenreduktion und damit
einem Informationsverlust, d.h. einer Entfernung von der Realitdt. Das Haupt-
problem scheint wohl auch darin zu liegen, daB8 versucht wird, mit (Computer-
gesteuerten) Informationssystemen, die auf der Aggregation von Daten und damit
erstellten Belastungsindices beruhen, Entscheidungen zu automatisieren und von
einer vorgeblich objektiven Stelle, eben dem Informationssystem, "errechnen"
zu lassen. In Wirklichkeit bedilirfen Entscheidungen von tatsédchlicher Bedeutung
der qualifizierten gutachterlichen Uberpriifung im Einzelfall und damit der
Diskussion der entscheidungsrelevanten Daten im Detail. Dies ist aber eine
Tatsache, die auch Betreiber und Nutzer von Datenbanken, die nicht mit Gesamt-

belastungsindices arbeiten, nicht immer beachten (vgl. Kap. 4.2.5).

4.2, Immissionsschutz in den einzelnen Planungsebenen
Bekanntlich unterscheidet man die Flanungsebenen der "Bundesplanung" (Raum-

ordnung), Landesplanung, Regionalplanung und Bauleitplanung (gemeindliche

Planung). Allgemein herrscht die Meinung vor, daB der Immissionsschutz konkret
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am besten auf der Ebene der Bauleitplanung EinfluB nehmen kann, und in der Tat
nimmt der Informationsstand von der Ebene der "Bundesplanung" Uber Landes- und
Gebietsentwicklungsplanung bis hin zur Bauleitplanung zu, bis hin zu dem Fall,
daB der Emittent schon vorhanden ist und in seiner Nachbarschaft ein schutz-
wiirdiges Gebiet geplant ist, Dennoch lassen sich Immissionsdaten auch fir die
anderen Ebenen nutzen. Diese M8glichkeiten sind an anderer Stelle ausgefiihrt
[86] und brauchen hier nicht im Detail wiederholt zu werden. Nur die wesent-
lichen Gesichtspunkte sollen noch einmal herausgestellt werden.

4.2.1. Raumordnung ("Bundesplanung”)

Im Bundesraumordnungsgesetz [8] sind als wesentliche Zielgr8Be "gesunde Lebens-
und Arbeitsbedingungen® genannt. Es wird ferner verlangt, daB flir die Reinhal-
tung der Luft Sorge zu tragen sei, Der Immissionsschutz ist indirekt auch in
der Forderung des § 2.1.6 angesprochen: "Der Verdichtung von Wohn- und Arbeits-
stdtten, die zu ungesunden rdumlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie zu
unausgewogenen Wirtachafts- und Sozialstrukturen fllhrt, soll entgegengewirkt
werden., Wo solche ungesunden Bedingqungen und unausgewogenen Strukturen be-
stehen, soll deren Gesundung gefdrdert werden".

Das Bundesgebiet ist von der Raumordnung her in 75 Raumordnungsregionen einge-
teilt (vgl. 2.B. [87]). Diese Regionen basieren {lberwiegend auf der nach der
Erreichbarkeit von Oberzentren im Individualverkehr erarbeiteten Bereichs-
gliederung [88]. Xhnlich sind die siedlungsstrukturellen Gebietstypen von 1985
(Regionen mit groBen Verdichtungsrdumen; darunter: "altindustrialisierte"”
Regionen, Kernstddte, hochverdichtetes Umland, ldndliches Umland; Regionen mit
Verdichtungsansitzen, dazu: Kernstddte und ldndliches Umland; l4ndlich geprégte
Regionen) nur aufgrund soziolkonomischer Variabler abgeleitet.

Die neuere Umweltdiskussion macht immer deutlicher, daB sozio8konomische
Kriterien flr solche Raumabgrenzungen nicht ausreichen, obwohl diese Einsicht
schon dlter ist (z.B. [10, 11, 12, 13]). In Zukunft kdnnten und sollten flir die
Abgrenzung entsprechender Gebietstypen auch Daten des Immissionsschutzes ver-
wendet werden. Die Raumordnung miiBte sich also der Informationen {ber die
Emissions- und Immissionssituation in Verdichtungsrumen und Teilen davon
bedienen. Dies wilirde auch zu Konsequenzen flthren hinsichtlich der Frage, welche
Verdichtungsrdume noch wachsen k&nnten und welche nicht, bzw. welche sogar
(theoretisch) reduziert werden miiBten., Die Aufarbeitung solcher Daten, soweit
sie vorhanden sind, k&nnte auch 2zu Untersuchungen fltthren hinsichtlich der
interessanten Frage, wie weit sich Immissionen aus Verdichtungsr8umen auf die
umliegenden R¥ume, auch auf andere Verdichtungsgebiete auswirken und welche
Bedeutung sie damit hinsichtlich ihres Schadstoffpotentials im gesamten Bundes-
gebiet und in angrenzenden L#ndern haben. Teile dieser Fragestellung sind
sicher bereits untersucht; es miiBte aber m.E, noch verstlrkt zur Zusammenarbeit
zwischern Planern und Immissionsschiitzern zur Aufarbeitung all dieser Probleme
kommen, was auch flir die Fortschreibung der Raumordnungsberichte von Bedeutung
wire. Wie die bislang sozioBkonomischen Kriterien um immissionsschutzrelevante
erweitert werden kdnnen, wire auf jeden Fall einer n#heren Untersuchung wert.
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4.2.2. Landesplanung

Die Verhdltnisse in Nordrhein-Westfalen sind dergestalt, daB das Landesent-
wicklungsprogramm [(89] Ausflu8 des Landesplanungsgesetzes [90] ist. W&hrend
letzteres keine Immissionsschutzforderungen erhebt, wird im Landesentwicklungs-
programm schon in § 1 auf die notwendige Beachtung der Erfordernisse des Um-
weltschutzes, auch der Luftreinhaltung hingewiesen. In § 19 wird der raum-
ordnerische Begriff "Verdichtungsgebiet" prézisiert; zu Verdichtungsgebieten
zdhlen "Ballungskerne" und "Ballungsrandzonen"; dariiber hinaus unterscheidet

das Programm die "ldndlichen Zonen".

Auch diese Gebietskategorien werden wiederum nur nach sozio8konomischen Krite-
rien abgegrenzt. Wenn beziiglich der Ballungskerne "Verbesserung der Umweltbe-
dingungen" gefordert wird, so sind darin auch Immissionsschutzforderungen
enthalten. Und wie bei den Verdichtungsrdumen der Raumordnung widre es auch hier
wiinschenswert und notwendig, die soziotkonomischen Kriterien durch immissions-
seitige zu ergdnzen. Ebenfalls sind Informationen iber die Luftgiite und iber
Emissionen wesentlich fir die ins Auge gefaBten StrukturmaBnahmen, die laut
Gesetz fiir Ballungskerne und Ballungsrandzonen unterschiedlich sind. Schon
aus dem Grunde, da die weitere Entwicklung in den Ballungsrandzonen zu Ver-
hdltnissen wie in den Ballungskernen filhren k&nnte, erscheint es erforderlich,
die Immissionssituation in beiden Gebietskategorien zu analysieren, eine

Arbeit, die Planer und Immissionsschiitzer gemeinsam zu leisten hdtten.

Immissionsschutzgesichtspunkte sind auch filir die BAusweisung von Gebieten mit
besonderer Bedeutung filir die Freiraumfunktionen (§ 22) wichtig. Auch hier
handelt es sich nicht nur um Gebiete mit Bedeutung flir die Wassergewinnung,
Waldgebiete und filir die Erholung wesentliche Gebiete, sondern hier spielen
Freirdume als Frischluftreservoire und Austauschrdume eine Rolle - ebenfalls
keine neue Einsicht [10, 11], die aber offenbar wieder in den Hintergrund
getreten ist. Fir die Abgrenzung solcher Rdume k&nnten m.E. noch mehr Informa-
tionen aus dem prophylaktischen Immissionsschutz berlicksichtigt werden. Im
Gegensatz dazu sind wohl bei der Aufstellung des Landesentwicklungsplan VI
"Festlegung von Gebieten fiir fldchenintensive GroBvorhaben" alle verfiigbaren

Daten aus der Luftreinhaltung eingebracht worden.

4.2.3. Regionalplanung

Die Regiocnalplanung konkretisiert die landesplanerischen Zielsetzungen in einer
Region; die regionalen Ziele werden in Gebietsentwicklungspldnen festgelegt.
In deren Rahmen werden flédchenbezogene Wohnsiedlungsbereiche, Gewerbe- und
Industrie—-Ansiedlungsbereiche sowie Erholungsbereiche und infrastrukturelle

Einrichtungen ausgewiesen.
Fir die Bericksichtiqung der Forderungen aus der Sicht des Immissionsschutzes

in der Gebietsentwicklungsplanung lasser sich, jedenfalls prinzipiell, zwei

Fragestellurgen unterscheiden:
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- 1Ist der Gebietsentwicklungsplan so konzipiert, daB Situationen, bei denen
Grenz- oder Richtwerte nicht eingehalten sind, nicht auftreten (werden)?

- Ftihrt eine Xnderung eines Planes zur Uberschreitung von Richt- bzw.
Grenzwerten?

Die Beantwortung der Frage 1 ist in der Regel schwierig, wenn der Plan nicht
gerade ein Belastungsgebiet betrifft oder ein Gebiet, in dem bereits einmal
Immissionsmessungen vorgenommen wurden. Da der Plan im allgemeinen auch ncch
nicht realisierte Planungsziele enth#ilt, {iber die meist nur wenige konkrete
Informationen vorliegen, ist auch eine Prognose, welche Immissionssituation
. nach Anderungen und Realisationen des Planes vorliegen wird, sehr schwierig.
Hilfreich wiren hierbei sicherlich der vorsichtige Versuch der Ubertragqung von
MeBergebnissen, die in anderen Gebieten gewonnen wurden, oder grofifléchige
Simulationen wie bei der Aufstellung von Luftreinhalteplénen, Wlirde es gelin-
gen, von einer vorhandenen Immissionssituation auf eine geplante anhand von
strukturtypischen Kriterien in der Art eines Analogieschlusses zu schlieBen,
so wlirde dies einen bedeutenden Schritt nach vorne bedeuten. Dazu miiBte es
aber m8glich sein, Variable der Emission oder Immission mit Planungsvariablen,
Strukturdaten oder sozioBkonomischen Gr#Ben zu korrelieren; hierbei sind die
Zusammenhéinge sehr kompliziert; verwertbare Erkenntnisse liegen m.,W. noch
nicht vor, und hier ist ein breites Feld flir die weitere Forschung und Zusam-
menarbeit zwischen Planern und Immissionsschiitzern gegeben.

Die oben skizzierte zweite Frage - XAnderung eines Gebietsentwicklungsplanes
durch bestimmte MaBnahmen - 148t sich im allgemeinen Uber ein Einzelgutachten
beantworten, vorausgesetzt, es sind die notwendigen zukiinftigen Emissionsdaten
bekannt. Im Unterschied zum Genehmigungsverfahren miiBte sich solch ein Gutach-
ten im Sinne des prophylaktischen Immissionsschutzes auch auf das "Gesamt-
System", also auf die in der Umgebung zeitgleich ablaufenden Planungen er-
strecken, |

4.2.4. Bauleitplanung

Wie gesagt stellt die Bauleitplanung die Planungsebene dar, in der in der Regel
die meisten und konkretesten Informationen {lber eine Planung vorliegen. Die
Frage aus der Sicht des Immissionsschutzes an die Planung lautet allgemein:

- Wird durch die Realisation einer Planungsabsicht flir zu schiitzende Ge-
biete eine mit den Forderungen des Immissionsschutzes nicht mehr vertrig-
liche Situation herbeigeflihrt?

Diese Frage klingt trivial; sie zu beantworten, kann aber sehr kompliziert
werden, wenn sich die Betrachtung wieder im Sinne des prophylaktischen Immis-
sionsschutzes auf das "Gesamt-System" aller emittierenden und nicht-emittie-
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renden Objekte im Planbereich und seiner geeignet definierten Umgebung er-
streckt. Denn dies bedeutet, daB zeitgleich ablaufende Planungen und XAnde-
rungen, auch in einem bestimmten Umkreis auBerhalb des Gemeindegebietes, mit
betrachtet werden miissen. In der Praxis, vor allem in Gemengegebieten, k&nnen
die Verhdltnisse sehr komplex sein., Dennoch ist es hilfreich, ein theore-
tisches, prinzipielles Schema flir die Behandlung von Bauleitpl&nen aus der
Sicht des Immissionsschutzes parat 2zu haben. Unbeschadet der Tatsache, daB
die Praxis hinterher Kompromisse erfordern mag, sollten die im folgenden dar-

gestellten Gedanken und Fragen bei der Bauleitplanung als MaS8stab dienen.

Es ist zweckmdBig, flir dieses theoretische Schema zwei Planungsfdlle zu unter-
scheiden, né&mlich die Planung schutzwiirdiger Nutzungen und die Planung emit-
tierender Nutzungen. Zu ersteren z&hlen z.B. Siedlungsgebiete, auch wenn diese
i.d.R. selber emittieren, zu letzteren Industrie- und Gewerbegebiete bzw. auch

einzelne Anlagen.

Fiir die Behandlung der Planung schutzwlirdiger Nutzungen sind folgende Fragen

relevant:

- Wie stellt sich die Immissions-Ist-Situation in dem Bereich der Planungs-

absicht dar, sind Wirkungen (z.B. Geruchsbeldstigungen) bekannt?

- Wird sich die vorhandene Belastung bis zur Realisierung der Planung noch
dndern, z.B. durch relevante geplante oder schon genehmigte Emittenten,
die dazu kommen, bzw. durch der Wegfall von Emissionsquellen, z.B. be-

dingt durch schon angeordnete emissionsmindernde MaB8nahmen?
- Wie wird sich die Belastung nach Realisierung der Planung darstellen?

Werden Richt- oder Grenzwerte nicht mehr eingehalten sein, und falls ja,
welche MaB8nahmen, die zur Einhaltung fiihren, sind denkbar?

Fiir die Planung emittierender Nutzungen ist die Betrachtung folgender Fragen
wesentlich:
- Wird die von den geplanten Anlagen (Fl&chen, Einzelanlage) ausgehende
Emission die am Ort zu schiltzender Objekte bestehende Immissionsbelastung
derart verdndern, daB fiir diese Objekte eine mit den Forderungen des

Immissionsschutzes nicht vertrdgliche Situation hervorgerufen wird?

- Unter welchen Bedingungen lieSen sich Einzelanlagen dennoch realisieren?

Um diese allgemeine Frage zu beantworten, sind folgende Informationen nbtig:

~ Welches ist der Einwirkungsbereich der geplanten Anlage (n)?

- Welches sind die realisierten, genehmigten, geplanten (schutzwiirdigen und

emittierenden) Nutzungen zum Zeitpunkt des Planungsbeginns?
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- Wie ist die Immissionsbelastung in den schutzwlirdigen Nutzungen bei

Planungsbeginn?

- Welche Enderungen in der Immissionsbelastung sind zu erwarten durch
- Realisation der geplanten Anlage (n)
- Realisation weiterer Emittenten
- Realisation emissionsmindernder MaBnahmen?

- Wie wird sich die Immissionsbelastung nach Realisation der Planung dar-
stellen? Werden Grenz- oder Richtwerte nicht eingehalten sein; falls ja,
durch welche MaBnahmen 188t sich die Einhaltung ggf. gewdhrleisten?

Es bedarf keiner besonderen Betonung, daB die M&glichkeiten, diese Fragen 2zu
beantworten, von der Menge und Glite der vorhandenen Information abh#édngen. Wenn
bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbefldchen noch keine Emissionsdaten
iiber zukiinftige Anlagen vorliegen, k&nnen die oben angegebenen Fragen selbst-
verstdndlich nicht detailliert beantwortet werden, sondern es kann z.B. mit
Hilfe des Abstandserlasses [7] lediglich festgelegt werden, welche Anlagen im
Verhidltnis zu bestehenden Wohngebieten zul&ssig sind und welche nicht. Tiefer
einsteigen in die Beantwortung der Fragen kann man dann erst, wenn konkrete
Anlagen zur Planung oder Genehmigung anstehen,

Entscheidend kommt es bei der Betrachtung dieser Fragen auch auf die Definition
des "Gesamt-Systems", des "Umkreises"™ an, der zum mindesten nicht auf das
Gemeindegebiet beschrénkt sein sollte. Anhaltspunkte dafiir ergeben sich aus den
Einwirkungsbereichen der relevanten Emittenten (die nach den Regeln der TA
Luft oder im Rahmen des prophylaktischen Immissionsschutzes auch nach anderen
Kriterien zu bestimmen sind); die Einwirkungsbereiche h#ngen aber auch ab von
den als relevant erkannten Komponenten, Das fiihrt zu der Frage nach der Nutz-
barmachung von vorhandenen Immissionsdaten und dem Stellenwert von Immissions-
schutzgutachten im prophylaktischen Immissionsschutz.

4.2.5. Verwertung von Immissionsdaten/Immissionsschutzgutachten in der Pla-
nung

Bekanntlich werden Immissionsdaten erst dann zu Informationen, wenn sie sach-
verstindig bewertet werden, z.B, durch Vergleich mit entsprechenden Richt- und
Grenzwerten. Diese Forderung allein geniigt jedoch noch nicht, sondern sie muB
erginzt werden durch die Forderung, daB die Information problemadiiquat und
relevant sein muB. Man spricht hier von Quantit#t plus Qualitdt, die zusammen
erst die Information von Daten bestimmen. Diese nicht neue Erkenntnis wird
bisweilen auBeracht gelassen, wenn Datenbanken eingerichtet werden oder wenn
Stddte und sonstige Planungstrdger Daten sammeln, um sie fiir Planungsfragen
nutzbar zu machen.

Sicherlich haben Datenbanken oder Dateninformationssysteme durch die raschen
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zugriffsméglichkeiten auf vorhandene Daten groBe Vorteile. Werden z.B. flir eine
bestimmte Gemeinde Daten zur Umweltsituation gewlinscht, so kann es Wochen
dauern, sie bei den datenerhebenden bzw. -flihrenden Stellen zu sammeln, widhrend
es bei Vorliegen einer die Daten stdndig fortschreibenden Datenbank vergleichs-
weise schnell gelingt, die entsprechenden Daten einschlieBlich Zeitreihen und

sonstigen Auswertungen zu besorgen.

2Elle Kenner des Systems von Datenbanken sind sich aber darilber im Klaren, datf
die computergesteuerte Ausgabe von Daten, sozusagen per Knopfdruck, rur den
ersten Schritt darstellt. Der zweite entscheidende ist der der sachverst&ndigen
Bewertung. Je nachdem, wer Zugriff auf die Daten hat: ausgesprochene Experten
oder im Umgang mit Daten nur mehr oder weniger gelibte Personen, sind f&lsch-
liche 1lnterpretationen von Daten mehr oder minder nicht auszuschlieBen. Solche
Fehlinterpretationen konnen sich z.B. schon darin zeigen, daB kontinuierlich
erhobene Daten mit TA Luft-Grenzwerten verglichen werden, und besonders bei
mittels Wirkungserhebungen gewonnenen Daten koénnen sich, wenn die Bewertung
nicht entsprechende Sachverstdndige vornehmen, sicherlich erhebliche Fehler
ergeben. Ein zweiter "Irrtum" von Nutzern von Datenbanken kann darin bestehen,
deren Daten fir F&dlle anzuwenden, filir die sich nicht relevant sind. Und ein
dritter "Irrtum" schlieBlich, dem offenbar in jilingerer Zeit auch von der
Euphorie des Vorsorgegedankens getragene Wissenschaftler erliegen, kann darin
zum Ausdruck kommen, daB man meint, man miiBte nur genligend Umweltdaten ver-
schiedenster Art sammeln: "harte" Daten, Daten aus besonderen Erhebungssyste-
men, Hinweise aus der Bevdlkerung, usw., und wilrde auf diese Weise gewisser-
maflen ein "Friihwarnsystem" filir sich abzeichnende Umweltverschlechterungen und
somit einen Weg gefunden haben, friihzeitige VorsorgemaBnahmen einleiten zu
kénnen [29]. Hier wird von Daten mehr verlangt und erwartet, als sie wirklich
leisten k&nnen. Datenbanken liefern sehr schnell vorhandene Daten iber eine
bestehende Umweltsituation, aber nur der Sachversténdige kann beurteilen, ob
sie filir die Fragestellung relevant sind, und sie sagen von sich aus auch nicht,
was der Entscheidungstrdger in einer bestimmten Situation tun oder lassen
sollte.

Die Qualitdt von Daten bestimmt sich also u.a. aus ihrer Relevanz und ihrem
Potential, Entscheidungs- und Handlungshilfe zu leisten. Letzteres hidngt natilir-
lich von der Fragestellung ab und schlieBt die Mdglichkeit mit ein, daB Daten
fir einen Fall zwar als relevant erkannt sind, aber im Zuge der Entscheidungs-
findung zuriickgestellt werden. 2Zur Information werden Daten daher auch erst
aufgrund ihrer "Wechselwirkung” mit Sachverstdndigen oder Entscheidungstrégern

usw.

Da diese Sachverhalte inzwischen wohl allgemein bekannt sein diirften, sollen
sie hier nicht weiter vertieft werden. DaB ein MiBbrauch oder eine MiBinter-
pretation des Inhaltes von Datenbanken niemals auszuschlieBen ist, ist ebenso
klar wie die Tatsache, daB in Berichten und Schriften verdffentlichte und
erlduterte Daten ebenso wenig vor MiBbrauch oder MiBdeutung gefeit sind. In-
sofern besteht kein Unterschied in der grundsédtzlichen Verwertung beziiglich

der Publikation von Daten oder ihrer zugriffsbereiten Speicherung in Daten-
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banken, wohl aber im Anspruchsdenken seitens der Nutzer, weil sich diese von

Datenbanken - ein Zug der Zeit? - nicht nur schnelleres "Zugreifen", sondern

auch mehr "Information" versprechen.

Liegen Emissions- und Immissionsdaten flir bestimmte Fl&chen oder R&ume vor,
so stellt sich die Frage, wie sie flir die Raumplanung am besten und sinnvoll-
sten nutzbar gemacht werden k&nnen. Bezliglich der Bundes- und Landesplanung
wurden Verwendungsm®glichkeiten aufgezeigt (Kap. 4.2). Fiir diese Planungs-
ebenen 148t sich in bezug auf die diskutierten, eher abstrakten Fragestellungen
kein eindeutiges Bewertungssystem angeben, abgesehen davon, da8 man "ungesunde
Lebenshedingungen”, deren Beseitigung eines der Ziele des Bundesraumordnungs-
gesetzes ist, auch durch Vergleich einer vorhandenen Immissionsbelastung mit
Richt- oder Grenzwerten ermitteln kann. Wie die bislang soziodkonomischen
Kriterien fiir die Festlegung von Verdichtungsgebieten, Ballungskernen und
Ballungsrandzonen um immissionsschutzrelevante erweitert werden k&nnen, miiBte
im Detail untersucht werden. Mbglicherweise 148t sich auf diesem hohen Abstrak-
tionsniveau mit einem Luftbelastungsindex &hnlich wie bei der Ausweisung von
Belastungsgebieten arbeiten, der dann im Zusammenhang mit soziotkonomischen
Daten betrachtet werden miiBte. Besondere Bedeutung bekommen die vorhandenen
MeBergebnisse, speziell aus den fléchendeckenden PegelmeBprogrammen, wie sie
die LIS im Rhein-Ruhr-Gebiet durchftihrt, in Bauleitplanverfahren. Da vor allem
in Bebauungsplinen die auszuweisenden Fldchen klein sind gegenliber dem MeB-
raster der PegelmeB8programme (z.B. 100 x 100 m2 im Vergleich zu konstant
1 x 1 km2), erhebt sich fUr den Planer h#ufig die Frage, mit welchen Belastun-
gen er auf Teilfléchen der 1l-km?-Fl&che zu rechnen hat, wenn nach dem Stich-
probenverfahren der TA Luft auf der l-km2-Fl&dche eine bestimmte Kenngr#fe 1I1
oder 12 ermittelt wurde. Vorschldge hierzu sind neuerdings von BEIER und BUCK
[82, 91] gemacht worden. Sie sehen eine Mdglichkeit, dem Vorsorgegedanken in
der Bauleitplanung Rechnung zu tragen, darin, die Einhaltung vorhandener Grenz-
werte mit h&herer Sicherheit zu gewdhrleisten als im Genehmigungsverfahren nach
TA Luft. Ihr Verfahren geht dahin, die statistischen Unsicherheiten vorhande-
ner, nach TA Luft bestimmter Immissionskenngr&Ben zu berechnen und daraus #iber
einen "Vorsorgezuschlag", dessen Hbhe sich nach der geforderten Sicherheit und
der Standardabweichung der KenngrBBe richtet, spezielle "KenngrdBen fiir die
Bauleitplanung®” zu gewinnen. Auf der Basis von Stichproben mit dem Umfang N =
104 kann z.B., die Einhaltung der Immissionswerte IW2 mit einer Sicherheit von
88 Prozent nachgeprift werden. Mit diesem Wissen kann man dem Vorschlag zufolge
aus vorhandenen l-km2-Kenngr®Ben KenngrdBen flir Planungsgebiete ableiten, die
in der Regel kleiner als 1 km2 sind.

Diese Vorschlége sind ohne Zweifel nfitzlich und den Planern willkommen, In vie-
len, wenn nicht gar den meisten F#llen aber spielen in den Bauleitplanver-
fahren neben den durch die {iblichen MeBprogramme erfaBten Schadstoffen andere
eine Rolle. Hier kommt das schon erwihnte Problem der Relevanz von Komponenten
ins Spiel und damit das der speziellen Immissionsschutzgutachten (vgl. [16]) in
Planverfahren.

In Nordrhein-Westfalen fallen solche Gutachten in der Regel an, wenn die nach
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dem AbstandserlaB [7] vorgegebenen Abstédnde zwischen Wohnbebauung und Gewerbe-
bzw. Industriegebieten nicht eingehalten sind. Eine h&ufige Fragestellung
besteht auch darin, zu ermitteln, wie nahe eine geplante Wohnbebauung an einen
schon vorhandenen Emittenten heranriicken kann, ohne daB8 es z.B. zu erheblichen
BelZstigungen durch Geriiche kommen wird. Bei Gebietsentwicklungspldnen k&énnen
gutachterliche Untersuchungen beziiglich der Eignung von Standorten fir Indu-

strieansiedlungen, Deponien usf. notwendig werden.

Die Anforderungen an Immissionsschutzgutachten in Bauleitplanverfahren (sinn-
gemdB natlirlich auch in Gebietsentwicklungsplanverfahren) sind ausfiihrlich
von KOCH et al. [16] behandelt worden. Da in Planverfahren eine Vielfalt von
Kombinationen, Planungsvarianten, auftreten kann, je nachdem, welche Gebiete
nebeneinander ausgewiesen werden sollen, gibt es auch - im Unterschied zum
starren Schema der TA Luft in Genehmigungsverfahren - eine Vielfalt von metho-
dischen M&glichkeiten und individuellen Beurteilungen je nach Planungsfall.
Entscheidend dabei ist die Giite der vorliegenden Information. Sie ist am
grboBten, wenn der Emittent schon existiert. An Gutachten bei Planungsfédllen
in Belastungsgebieten sind u.U. andere Anforderungen zu stellen als bei son-
stigen Planungsféllen, weil in der Regel die Situation komplexer ist. Es ist
auch ein Unterschied, ob die Industrie- bzw. die Gewerbegebiete neben den
(ggf. geplanten) schutzwiirdigen Nutzungen erst geplant oder schon vorhanden
und in diesem Fall gar nicht, teilweise oder voll besiedelt sind, ob es sich um
Auswelisung von Wohngebieten oder Griinfléchen, Gartenanlagen etc. in der N&he
von Schwermetall- oder Fluoremittenten oder von stark befahrenen StraBen
handelt, usw. Im prophylaktischen Immissionsschutz ist auch der Planung von
Industriegebieten neben Wasser- und Versorgungsfldchen oder die Ausweisung von
Fldchen fiir Nahrungsmittelindustrie u.d. neben anderen Industriefldchen Be-

achtung zu schenken.

Vom Planungsfall und von den vorhandenen Informationen hdngt mithin die Ent-
scheidung fiir das anzuwendende Verfahren (Immissions-Messungen, Immissions-
Simulationen, Wirkungsfeststellungen) im Hinblick auf das zu erstellende Gut-
achten ab. Grundsdtzlich scllte die Immissions-Ist-Belastung durch Messungen
festgestellt werden. Es ist aber stets zu entscheiden, ob auch Methoden der
Wirkungsfeststellungen (Vegetations- oder Bodenuntersuchungen; Erhebungen iiber
die Hdufigkeit des Auftretens von Gerilichen) und Immissions-Simulationen anzu-

wenden sind.

Besondere Umsicht hat der Auswahl der fiir ein Plangebiet relevanten Emittenten
und Komponenten zu gelten. Relevant sind (ggf. geplante) Emittenten fiir eine
(ggf. geplante) schutzwiirdige Nutzung dann, wenn die durch sie verursachten
Immissionen zusammen mit der Vorbelastung entsprechende Grenz- oder Richtwerte
iiberschreiten (werden). Die emittierten Komponenten, die zusammen mit der Vor-
belastung zu einer Uberschreitung der "Grenzbelastung" filhren (werden), sind
die relevanten Komponenten. Die Auswahl kann im Einzelfall, vor allem in vor-
belasteten Gebieten, sehr schwierig sein und muB anhand von Vorwissen (Emis-
sionskataster, in der Vergangenheit beobachtete Wirkungen, Ergebnisse von

ImmissionsmeBprogrammen usw.) erfolgen. Selbst bei Einhaltung von Grenzwerten
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kann es im Sinne des prophylaktischen Immissionsschutzes noch sinnvoll sein,
Vegetationsuntersuchunger. durchzufiihren (Beispiel Fluor-Emittent: Der Fluor-
Immissionswert der TA Luft kann eingehalten sein, aber dennoch eine chronische
Belastung der Vegetation vorliegen, ein Faktum, das bei der Ausweisung von
Kleingartenanlagen bedeutsam widre); im Sinne des prophylaktischen Immissions-
schutzes wire ggf. auch nach der Einhaltung von Vorsorge- und Planungsricht-
werten (s.o.) zu fragen,

Ziel des Immissionsschutzgutachtens sollte es sein, so viel objektive natur-
wissenschaftliche Informationen {iber eine Situation beizubringen, wie mdglich
ist; nur dann erh#lt auch der Planungstriger die M8glichkeit, so objektiv wie
mglich die einzelnen Belange gegeneinander und untereinander gerecht abwigen
zu kbnnen. Daher mu8 jede Methode einer anderen vorgezogen werden, die diesem
Grundsatz nicht entspricht, also weniger exaktes Informationsmaterial tiber eine
Situation vermittelt, In einem Immissionsschutzgutachten im Rahmen von Bau-
leitplanverfahren sollten folgende Punkte nach wissenschaftlichen Kriterien
behandelt werden:

Darstellung des Sachverhalts, d.h, Beschreibung des Planungsfalles, der
- ggf. geplanten - Emittenten und ihres Beurteilungsbereiches und der
schutzwlirdigen Nutzungen.

- Begriindung der Auswahl der Methoden einschlieBlich Relevanz von Emitten-
ten und Komponenten.

- Darstellung der Immission-Ist-, ggf, auch Wirkungssituation in den zu
betrachtenden Nutzungen.

- Prognose der Immissions-Belastung nach Realisierung der Planungsabsicht
(unter Berlcksichtigung der méglichen Anderung der Immissions-Situation,
z,.B. durch den Bau weiterer Emittenten oder Auswirkunq nachtridglicher
MaBnahmen) .

- Vergleich der festgestellten bzw., prognostizierten Immissions-Situation
mit geeigneten Richt- oder Grenzwerten.

- Ggf. Vorschldge flir mindernde MafSnahmen bei Nichteinhaltung der Grenz-
werte,

~ Ggf. Uberprlfung der gednderten Situation nach Realisierung der Planungen
als neuer Immissions-Ist-Situation,

Bekanntlich erfordern die unterschiedlichen Immissionen (Luftverunreinigungen,
Ger#usche, Erschiitterungen, Lichtimmissionen) unterschiedliche Erhebungsmetho-
den. Hinsichtlich der Luftverunreinigungen ist verfahrensmdBig auch zu unter-
scheiden zwischen nicht-geruchsintensiven und geruchsintensiven Luftverunreini-
gungen, Die potentiell gesundheitsgéfahrdende Wirkung kann bei beiden Arten nur
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bestimmt werden iber die Messung oder Simulation von Immissionskonzentrationen
und Vergleich mit Richt- oder Grenzwerten; will man aber lediglich feststellen,
ob eine (erhebliche) Beldstigung durch Gerliche vorliegt, so sind Wirkungs-
methoden (Feststellung der H&ufigkeit des Auftretens von Geriichen durch Pro-

bandenbegehungen, u.4. [16, 83]) heranzuziehen,

Zusammenfassend ist festzuhalten, daB die vielfdltigen Grundbelastungsmessungen
sehr wichtig und in Planungsverfahren auf verschiedenen Ebenen nutzbar sind,
daB sie aber h&dufig flir konkrete Planungen nicht ausreichen, so daB in diesen
Fillen detajllierte Einzeluntersuchungen notwendig werden. Datenbanken haben
den Vorteil, daB ihnen kurzfristig zu entnehmen ist, welche Daten fiir ein
Plangebiet vorliegen. Ob sie flir die Beurteilung des konkreten Falles aus-
reichen, ist nur mit Hilfe von Sachverstdndigen zu entscheiden.

Die umfassende Sicht, die ein Immissionsschutzgutachten bietet, das auf den
Prinzipien des prophylaktischen Immissionsschutzes und seiner "Gesamt-Schau"
basiert, ldBt so ein Gutachten auch ohne Probleme zu einem gewichtigen Bestand-
teil einer Umweltvertrdglichkeitspriifung werden, allerdings nur in dem MaBe,
wie es auf gesicherte Erkenntnisse und Informationen zurilickgreift.

4.2.6. Gebietsbezogener Immissionsschutz

Der prophylaktische Immissionsschutz in der Raumplanung versucht, wie eingangs
erldutert, durch sinnvolle gegenseitige Zuordnung von unterschiedlichen Nutzun-
gen schédlichen Umwelteinwirkungen vorzubeugen. Ein Hilfsmittel hierfiir stellen
ausreichende Abstinde zwischen emittierenden und "nicht-emittierenden" Fl4chen
dar, die Einschrdnkung von Emissionen (Gliederung von GE/GI-Gebieten), Aus-
schluB oder XAnderung von Nutzungen, spezielle SchutzmaSnahmen und der Erhalt
von Freifldchen und Austauschrédumen. Der in jlingerer Zeit verstdrkt in die
Diskussion gebrachte Begriff "gebietsbezogener Immissionsschutz" umschreibt
ein auf diesen &dlteren Vorstellungen basierendes verfeinertes Instrumentarium
sowie dariiber hinausgehende raumbezogene strukturelle MaBnahmen ([72, 73, 74,
92, 93, 94] u.a.). Wdhrend sich die letztgenannten MaBnahmen auf gr&Bere Re-
gionen beziehen und damit flir die Planungsebenen Gebietsentwicklungsplanung,
vielleicht sogar Landesplanung zugeschnitten sind, werden erstere vor allem
im Rahmen der Bauleitplanung wirksam werden k&nnen. Doch sind strukturelle
lfaBnahmen auch kleinrdumig, z.B. in Stadtgebieten, denkbar und sinnvoll.

Ein ganzes Biindel von MaBnahmen z&hlt zum gebietsbezogenen Immissionsschutz.
Sie beginnen im Bereich der Stadterneuerung und der Wohnumfeldverbesserung
und reichen {ber die Schaffung von Freifléchen, verkehrsberuhigten Zonen,
FuBgdngerbereichen bis hin zum Ausbau des Fernwdrmenetzes oder der Substitution
von Feuerungsanlagen flir Feststoffe wie Koks in 8ffentlichen Gebduden durch Gas
oder Fernwidrme, gebietsbezogen zu Verbrennungsverboten flir fossile Brennstoffe
(Beispiel Stuttgart, vgl. [92]). Beziliglich des Verkehrs hat TOPP [93] drei
Ebenen beschrieben, auf denen Mafnahmen beziiglich der Stadtvertré&glichkeit
des Verkehrs angreifen k&nnen: "Auf einer okeren Ebene geht es um die Ver-
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ringerung oder um das Einfrieren des heutigen Verkehrsaufwandes durch F&rde-
rung einer Siedlungsstruktur der kurzen Wege. ... Auf einer mittleren Ebene
geht es um eine mBglichst weitgehende Verlagerung des Verkehrs auf umwelt-
und energieschonende Verkehrsmittel in der ©&kologischen Rangfolge "eigene
FliBe"/Fahrrad, 8ffentliche Verkehrsmittel, Auto-Fahrgemeinschaft, Auto-Einzel-
fahrer. ... Auf einer unteren Ebene schlieBlich geht es um die stadtver-
trigliche Auslegung der Verkehrssysteme selbst"™ (S. 550). Im einzelnen z&hlen
zu den MaBSnahmen die F8rderung des FuBginger- und Fahrradverkehrs, Parkraum-
strategien, Verbesserungen im U8ffentlichen Personennahverkehr, Verkehrsbe-
ruhigung mit entsprechenden Geschwindigkeitsbegrenzungen u.a.m.

Zum prophylaktischen Immissjionsschutz geh®ren bei den hier beschriebenen MaB-
nahmen auch solche, die der Sicherung und Verbesserung der lokalklimatischen
Verhltnisse dienen, Einige seien stichpunktartig genannt (vgl. speziell [92]
und [95])

Erhaltung bzw. VergrbBSerung stadtnaher Wilder
- Sicherung, Vergr8Berung oder Neugewinnung innerstddtischer Griinanlagen

~ Sicherung stadtklimatisch wichtiger Fldchen (Frischluftschneisen, Kalt-
luftentstehungsgebiete) durch Bauverbotszonen

- Beachtung der Windverhdltnisse bei H8he und Stellung von neu zuy er-
richtenden Geb#duden

- "Ykologisches Bauen" (Dachbegriinungen, Bepflanzungen, Vermeidung der
Oberfldchenversiegelung durch bauliche Anlagen) u.a.

Die Auswirkungen solcher MaBnahmen auf die Luftbelastung und das Stadtklima
sind durch Messungen nachpriifbar. Wichtig ist natfirlich, da8 man sich mit der
Verringerung von stddtischen Umweltproblemen nicht die Vergr8Berung der Pro-
bleme im Umkreis der St#dte erkauft. Heraushalten des Verkehrs aus der Stadt
kann zu einer Verschlechterung der Verkehrssituation in den Stadtrandbereichen
ftihren. Hier ist eine Schaden/Nutzen-Abwlgung in jedem Fall erforderlich.
Dasselbe gilt auch fiir regionsbezogene MaBnahmen des Immissionsschutzes, mit
denen fllr grBere Gebiete durch StrukturmaBnahmen (Verkehr, Raumwlrme, Energie-
versorgung) versucht werden kdnnte, insgesamt die Emissionen und damit auch die
Immissionen zu senken. Zu solchen MinderungsmafSnahmen gehdren z.B., die Aus-
nutzung von Substitutionspotentialen, der verstdrkte Ausbau des Fernwldrme-
netzes, verbesserte Wirmedimmung und allgemein st#ddtebauliche Sanierungsmaf-
nahmen. Die Forschung, die in erster Linie die Quantifizierung der Wirkungen
solcher MaBnahmen betrifft, steht erst am Anfang. In Zukunft werden aber alle
hier beschriebenen Instrumentarien immer wichtiger werden.
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4.3, Stérfallvorsorge

Emissionsminderung an der Quelle und raumbezogene MaBnahmen sind die beiden
Pfeiler, auf die sich der prophylaktische Immissionsschutz stiitzt. Dennoch
kann auch der prophylaktische Immissionsschutz ein Restrisiko und Stoérfélle
nicht vollsténdig ausschlieBen (Kap. 3). Im AnschluB an die Katastrophe von
Tschernobyl und das Ungliick von Sandoz 1986 beschdftigt sich die Diskussion
in Expertenkreisen und in der Uffentlichkeit verstdrkt mit dem Problem der
Stérfallvorsorge. Die Chemische Industrie antwortete auf den Sandoz-Unfall mit
"Umwelt-Leitlinien"” [96], ohne aber darin auf St8rfdlle und daraufbezogene
Vorsorge einzugehen. Die Bundeslédnder reagierten - eine Idee des Landes Baden-
Wirttemberq - mit dem Vorschlag, einen 8ko-TUV ins Leben zu rufen, mit dem sich
jetzt die Umweltministerkonferenz befaBt. Es werden Konzepte verfaBt, parlamen-
tarische Anfragen eingebracht, AnhSrungen veranstaltet und Gedanken publiziert,
wie organisatorisch, hinsichtlich der Rollenverteilung zwischen Staatlicher
tlberwachung und Betreiber der Anlagen als "Hauptverantwortlichem", am besten
die Sicherheit von Chemie-Anlagen in allgemeinen und speziell beziliglich Stér-
fillen in den Griff zu kriegen ist [97].

Naturwissenschaftlich-technisch muB man zwischen anlagenbezogenen und stoffbe-
zogenen VorsorgemaBnahmen unterscheiden. Bei letzteren steht die Minimierung
gefihrlicher Chemikalien, z.B. {ber Verbote der Herstellung und Benutzung
bestimmter Stoffe, im Vordergrund, mit entsprechenden Konsequenzen fiir das
Chemikaliengesetz und sonstigen Regelwerken. Bei ersteren handelt es sich zum
einen um die Verminderung von Emissionen durch die Gewdhrleistung des Standes
der Technik und um eine technische Auslequng der Anlagen, die h&chsten Anfor-
derungen an ihre Sicherheit genligen muB, zum anderen aber auch um VorsorgemaB-
nahmen, mit denen der Schaden bei eingetretenem Std&rfall weitestgehend zu

begrenzen ist.

Die Quelle der Erkenntnisse fiir VorsorgemaBnahmen sind natiirlich auch bezlig-
lich der Sicherheit von Anlagen Kenntnisse {iber bereits eingetretene oder
beinahe eingetretene Stérfille, Ulber Fehler, Ereignisse und Ungllcksfdlle im
weitesten Sinn, ferner auch simulierte oder vorausgedachte Schadensereignisse.
Die Konsequenzen aus solchen F&llen allgemein bekannt 2zu machen, so daB alle
Anlagenbetreiber und Uberwachungsorgane daraus Nutzen =ziehen kdénnten, wire
sicher Grundvoraussetzung flir ein Sicherheits- und Stérfall-Vorsorge-Konzept,
gleich filir welche Anlagenart. Entsprechende Moéglichkeiten, das vorhandene
Wissen Uber Sicherheitstechniken und Stérfdlle aufzubereiten und zentral zu-
génglich zu machen, sind allerdings erst im Aufbau. GleichermaBen wichtig sind
"Vorsorge-MaBnahmen" im Vorfeld der technischen Vorsorge an der einzelnen An-~
lage, némlich solche, die sich auf die Forschung und Entwicklung sowie auf die
Aus- und Fortbildung qualifizierten Personals sowohl bei den Betreibern als
auch bei den staatlichen Kontrolleuren beziehen. Dabei erscheint es m.kE.
vor allem geboten, bei Ingenieuren und Konstrukteuren die F&higkeit durch
gezielte Schulung zu vergr&Bern, mbgliche Stdrfdlle zu simulieren und voraus-
zudenken, eine F3higkeit, die weit {lber die Kenntnis des Umgangs mit mathe-
matischen Simulationsmodellen hinausgeht und die intuitive Erfassung bzw.
Einsicht mit einschlieBt (vgl. z.B. [42], speziell aber [98]}.
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Technische und sonstige Wege zur Sicherheits- und Std&rfallvorsorge aufzuzeigen,
ist hier nicht Platz und auch nicht Aufgabe der vorliegenden Arbeit. Sie be-
ziehen sich auf die Herstellung von ’Produkten, die Minimierung des Risikos
ihrer Lagerung, ihre Entsorgung, auf Verbot und Ersatz hochgiftiger Stoffe,
auf Verfahrensumstellungen, auf Transportvorschriften und -verbote bezilglich
hoch-toxischer Stoffe, auf die Vorsorge bei der Verwendung chemischer Produkte,
auf verstirkte Uberwachung, auf Verstlrkung der Eigenverantwortung der Anlagen-
betreiber, auf Nutzungs~ uynd Anbaubeschrdnkungen nach eingetretenem St&rfall
u.v.a. Auch hier hat der prophylaktische Immissionsschutz noch ein weites und
sich fortentwickelndes Aufgabenfeld vor sich.

4,4. Internationale Aspekte

Prophylaktischen Immissionsschutz im MaBstab von Bauleitplanverfahren oder auch
regionalbezogen zu betreiben, reicht mit Sicherheit fiir die Bewdltigung der
heutigen Probleme nicht aus; selbst alle MaBnahmen im Bereich der Bundesre-
publik, so wichtig und wesentlich sie im einzelnen sein mdgen, sind, interna-
tional betrachtet, nur ein Tropfen auf den heiBen Stein. Die Probleme nehmen
weltweit zu:'COz-Problem, Ozon~-Problem, Abholzung der Wdlder, Vordringen der
Wlsten, Generosion, Zerstérung von Boden, Flora und Fauna, Verschmutzung
der Gewdsser, Problem der Spurenstoffe in der Atmosphlire, Verfrachtung von
Schadstoffen {iber Lindergrenzen hinweg u.a. Die Behandlung all dieser Probleme
fillt inzwischen halbe Bibliotheken (vgl. z.B. [45, 46, 99, 100, 101]}). Wihrend
erst jetzt die Industrieldnder auf die (gar nicht so neuen) Herausforderungen
zu reagieren beginnen, hat STRATMANN schon 1973 [10] die internationale Zusam-
menarbeit als die wichtigste Aufgabe des prophylaktischen Immissionsschutzes
erkannt: "Die prophylaktische Arbeitsphase ist darauf gerichtet, die Ursachen
der Emission zu bekdmpfen, also erst gar keine Emission entstehen zu lassen.
Global gesehen sind die Zielsetzungen:;

Begrenzung oder Reduzierung der Weltbevdlkerung;

Begrenzung oder Reduzierung der Glterproduktion;

Umstellung der Produktionsverfahren auf emissionsfreie Techniken;
geschlossene Kreisldufe aller Gliter.

Solange in diesen 4 Bereichen international keine Fortschritte erzielt werden
kd8nnen, bleiben erglinzende nationale Bemlthungen nur kurzfristig erfolgreich®.

Selbst harte Kritiker an der Luftreinhaltepolitik frllherer Bundesregierungen
bescheinigen heute der Bundesrepublik, international als Schrittmacher in der
Luftreinhaltung zu fungieren [102]., Jeder noch so kleine Fortschritt in der
Abstimmung mit anderen Lindern, sei es in Ubereinkiinften bei gemeinsamen Kom-
missionen von Nachbarléndern oder in gr88eren, z.B, EG-weiten Beschlilssen, muB
als Erfolg des prophylaktischen Immissjonsschutzes gewertet werden. Hierzu
gehren neben den Kontakten auf administrativer Ebene auch der Wissenschaftler-
austausch, der gegenseitige Besuch von Einrichtungen, Studentenaustausch und
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sonstige Kontakte und ganz besonders die intensive Unterrichtung und Betreuung
von Gédsten - Wissenschaftlern, Studenten, Verwaltungsangeh&rigen - aus Landern
der Dritten Welt. In den Beziehungen zur Dritten Welt sollten bei allen Projek-
ten (Entwicklungshilfe, Technologie-Transfer) Umweltschutz-, also auch Luft-
reinhalteiiberlegungen eine bedeutende Rolle spielen, sei es im Politik-Dialog
oder in den Projekt-Vertrdgen. Vor einigen Jahren lockte Brasilien noch aus-
ldndische Investitoren mit dem Schlagwort: "Come and pollute us"; inzwischen
hat man auch - angesichts der katastrophalen Luft-, Wasser- und Entsorgungs-
verhdltnisse in den Metropolen - in der Dritten Welt mehr ProblembewuBtsein
entwickelt, und hier sind die westlichen Industrielénder besonders gefordert,
mit organisatorischer, technischer und finanzieller Unterstiitzung "Hilfe =zur
Selbsthilfe" 2zu leisten. Auch hier ist die Bundesrepublik inzwischen sehr
aktiv geworden; zu jedem Entwicklungshilfe-Projekt ist seit 1987 eine Umwelt-
vertrdglichkeitspriifung zwingend vorgeschrieben. Werden die Umweltprobleme
in der Dritten Welt nicht nachhaltig und wirkungsvoll bek&mpft, so werden diese
Probleme iiber kurz oder lang auch auf die Industrienationen zuriickschlagen
(vgl. dazu z.B. [103, 104, 105, 106]). Dies ist ein weiteres groBes Aufgaben-
gebiet flir den prophylaktischen Immissionsschutz, auf dem trotz der Problemer-

kenntnis schon vor ftinfzehn Jahren noch groSe Anstrengungen vonndten sind.

5. Schlufwort: Prophylaktischer Immis -
sionsschutz und Offentlichkeitsinfor-

mation

Die Beteiligung der UOffentlichkeit an Projekten, bei denen der Umweltschutz
eine Rolle spielt, ist fiir verschiedene Bereiche vorgesehen: bei Genehmigungs-
verfahren und bei Bauleitplanverfahren; und auch die EG-Richtlinie {liber die
Umweltvertr&glichkeitspriifung [23] sieht die Information und Beteiligung der
Biirger vor. Transparenz und Offenlegung der Informationen ist mit Recht eine
wesentliche Forderung fiir alle Projekte, die die UOffentlichkeit berihren.
M8gen hinter der Vorsorge noch so sehr naturwissenschaftlich-technische Uber-
legungen und MaBnahmen stehen, flir den Blirger hat der Begriff Vorsorge eine
starke emotionale Bedeutung. "Mitreden" zu kodnnen, wo es um Projekte geht,
die einen selbst betreffen, ist gleichbedeutend mit der Meinung, selbst Vor-
sorge fir sein eigenes Dasein treffen zu kénnen. Dies gilt vor allem auch vecr
dem Hintergrund einer sich in den Industriel&@ndern ausbreitenden Technikmiidig-
keit, ja (nach Tschernobyl und Sandoz) mancherorts zunehmenden Technikangst.
Vorsorge, prophylaktischer Immissionsschutz und UOffentlichkeitsinformation
sind darum eng miteinander verbunden, was die V&ter der EG-Richtlinie sehr
wohl gesplirt haben. MARKL [107] hat den Kern getroffen, als er unlédngst aus-
fiihrte: "Wenn nicht alles t&duscht, wird kinftig neben Kapital, Kkohstoffen,
Arbeitskréiften, Verkehrs- und Kommunikationsmitteln immer stérker ein weiterer
Standortfaktor flir unsere Wirtschaftsunternehmen immer wichtiger werden: die
Akzeptanz der Gesellschaft, genauer: der Bevblkerung fiir das, was ein Unter-
nehmen in ihrer Mitte und mit ihrer Mitwirkung tut, was mit seinen Produkten
geschieht und zu welchen externen Kostenfolgen ihr Einsatz mOglicherweise

oder nachweislich fihrt. Wenn nicht alles t&duscht, gibt es nicht nur eine
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8kologische Belastbarkeit oder Tragekapazitit der Umwelt £fiir menschliches
Wirtschaften, sondern auch eine psychologisch-soziale Er-Tragekapazitdt, eine
Aufnahme- und Hinnahmebereitschaft flir menschliches Wirken und seinen An-
passungswandel, die wohl bedacht sein wollen ... Wenn eine Bevdlkerung aus
Angst oder Unkenntnis, oder beidem, die Akzeptanz fiir die Grundlage ihres
eigenen Wohlergehens verweigert, so wird die komplexe interdependente Indu-
striezivilisation instabil. Deshalb bedarf es ... auch der Riicksichtnahme auf
das, was eine Gesellschaft zu verkraften vermag."

Unsere technisierte und industrialisierte Zivilisation hat uns nicht nur Er-
leichterungen, sondern auch vielfdltige Probleme gebracht., Wenn diese Welt
so oder in #dhnlicher Form weiter bestehen soll, dann miissen wir weiter ver-
suchen, die Probleme zu mindern, aber auch, die Technik sinnvoll in unser
Leben 2zu integrieren und sie 2zu bewHdltigen (vgl. dazu vor allem [37, 39]).
Sicherlich wird eine in die Tiefe gehende technische Allgemeinbildung, die sich
auch auf die Inhalte des Umweltschutzes erstreckt, dabei wichtig bleiben oder
noch wichtiger werden, aber esg werden auch Unterrichtsinhalte vermehrt gefunden
werden milssen, die der Technik den ihr geblthrenden Stellenwert, aber auch nicht
mehr, zuweisen. Voraussetzung fiir eine Integration der Technik und eine Bewdl-
tigung der Technikmiidigkeit (so lange eine technisierte 2Zivilisation das
"Leitbild" der Gesellschaft darstellt) ist zweifellos eine bestlindige, inten-
sive, vertrauenerweckende bzw. -erhaltende Information der UOffentlichkeit.
Nicht nur auf einzelne Projekte bezogen, sondern allgemein bilden Information,
verantwortungsbewuBte Uffentlichkeitsarbeit, bestimmte Lehrinhalte an den
Schulen (Umwelterziehung), qualifizierte Ausbildung und verantwortungsbewuBtes
Forschen nach technischen Mbglichkeiten sowie ihr verantwortungsbewuBtes
Umsetzen einen unabdingbaren Bestandteil jedes Vorsorge-Konzeptes und damit
auch des prophylaktischen Immissionsschutzes. Dabei muB jeweils auf die Grenze
zwischen der naturwissenschaftlich-technisch begriindeten Vorsorge, die auf
schon Erkanntem oder Vermutetem beruht, und der gesellschaftspolitisch-ziel-
orientierten Vorsorge, die {iber den Rahmen des "Faktischen"” hinausgeht, streng
geachtet werden. Die naturwissenschaftliche Erkenntnis kann uns sagen, was wir
tun kénnen und wie, aber nicht, was wir tun sollen oder wollen sollen. Alle
Information iilber Vorsorge darf auch nicht darllber hinwegtduschen, daB auch die
griindlichste Vorsorge Restrisiken in unserer technisierten Zivilisation nicht
ausschlieBen kann. Wir wissen nicht, was das Morgen an ungeahnten Ereignissen
bringen wird, aber wir wissen auch nicht, was wir morgen wissen werden, um
solche Ereignisse filr die Zukunft auszuschlieBfen. Und andererseits kbnnen wir
nicht unseren Wohlstand und die Annehmlichkeiten unseres Lebens sichern wollen,
ohne dabei in Kauf zu nehmen, stléndig mit sicherlich ungewollten und ungelieb-
ten Problemen ringen zu milssen. "Der Mensch erschlie8t sich mit den neuen
M8glichkeiten, mit dem Gewinn an Freiheit (durch die Technikl! D. Verf.) rein
statistisch auch eine Quote an Irrtum, an MiBgriff und an MiBbrauch. Und mit
dem zunehmenden Vernetzungsgrad der industriellen Gesellschaft und mit dem
Umfang, mit der Michtigkeit und mit den Erfolgsaussichten der aufgewendeten
Mittel erhbht sich auch das Risiko des Riilckschlags. Es ist ein groBer Irrtum
anzunehmen, daf unser Leben mit Hilfe der Technik leichter und sicherer werde.
Jede hb8here Daseinsform ist gegeniiber der niederen riskanter ... Mit jedem
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einzelnen Schritte, mit dem der Mensch sich, gestlitzt auf sein BewuBtsein und
seine Technik, von der Natur emanzipiert, erhdht er sein Existenzrisiko"
({381, S. 66). Vorsorge gegen dieses Existenzrisikio ist ein uraltes mensch-
liches Bedlirfnis, und es ist von daher erstaunlich, wie spdt sich die Umwelt-
rechtsentwicklung ihrer annahm. "Zusammenfassend kann man das Vorsorgeprinzip
rechtspolitisch als Ausdruck der Schonung der Menschen und der Umwelt ver-
stehen, die gerechtfertigt ist sowohl durch die Absicht auch klinftigen Genera-
tionen ausreichende Lebensgrundlagen zu erhalten, als auch durch die Einsicht,
daB jeder Eingriff in die Umwelt diese potentiell sch&digen kann, zumal wir die
Wirkungen unserer Eingriffe nicht ausreichend abschitzen k&nnen.

Die Folgen dieser Einsicht ist das ethische Gebot, die Natur nur insoweit
durch Eingriffe oder stoffliche Emissionen zu verdndern als dies entweder zur
Erhaltung menschlichen Lebens oder anderer schiitzenswerter Grundwerte erfor-
derlich oder durch unser Wissen um die Aufnahmefidhigkeit der natlirlichen Me-
dien gerechtfertigt ist...

Bisher ist das Vorsorgeprinzip im positiven Recht ... mit sehr unterschied-
licher Konsequenz verwirklicht worden ..." ([108], S. 8f).

Die weitere Ausformung des Vorsorgeprinzips - technisch-naturwissenschaftlich,
gesellschaftspolitisch und juristisch - wird 2zu einer stabilen und sinnvollen,
d.h. humanen Integrierung der Technik in die Gesellschaft beitragen, vielleicht
zu der von vielen gewllnschten und geforderten Einheit von Ukologie und Bkono-
mie. Hierzu kann auch die Beachtung der Prinzipien des prophylaktischen Immis-

sionsschutzes einen Beitrag leisten.

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



58

Schrifttum

[1]

[2]

[3]

[4]

[5]

fé]

{71

[8]

(9]

[10]

[11]

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnliche Vorgénge
(Bundes~-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) vom 15.03.1974 (BGBl. I,
S. 721).

KOCH, E.:
Der Weg zum blauen Himmel liber der Ruhr. Geschichte der Vorldufer-
Institute der Landesanstalt fiir Immissionsschutz. VGB Essen 1983,

MIECK, I.:

Aerem corrumpere non licet. Luftverunreinigungen und Immissions-
schutz in Preussen bis zur Gewerbeordnung 1869,

Technik-Gesch., Bd. 34 (1967), 5. 36-78.

SCHADEWALDT, H.:

Stadtspezifische Gesundheitsaspekte im medizinhistorischen Riick-
blick., In: Umweltschutz in grofien St#dten.

VDI-Bericht 605, VDI-Verlag Dilisseldorf 1987.

WEY, K.-G.:
Umweltpolitik in Deutschland. Kurze Geschichte des Umweltschutzes in
Deutschland seit 1900. Westdeutscher Verlag Opladen 1982.

SPELSBERG, G.:
Rauchplage. Hundert Jahre Saurer Regen. Alano Verlag Aachen 1984.

Abstdnde zwischen Industrie- bzw, Gewerbegebieten und Wohngebieten
im Rahmen der Bauleitplanung (AbstandserlaB8). RAErl. 4. Ministers
fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW - III B6 -
B804.25 vom 09.07.1982,

Raumordnungsgesetz vom 08.04.1965 (BGBl. I, S. 306) i.d.F. vom
20.12.1976 (BGBl. I, S. 3581).

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA Luft)
vom 27.02.1986 (GMBl. S. 95, ber. S, 202),

STRATMANN, H.:

Immissionsliberwachung und Immissionsschutz.

IBM-Seminar "Umweltschutz und Datenverarbeitung®” vom 07. bis
09.03.1973 in Bad Liebenzell.

PRINZ, B.:

Funktionsmodelle fiir den Immissionsschutz in Verdichtungsrumen.
Freizonen als Frischluftreservoire.

Umwelt, 5 (1973), S. 62-65,

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



[12]

[131]

[14]

[15]

[16]

L17]

{18]

{191]

59

GUDERIAN, R.:

Prophylaktischer Immissionsschutz durch Raumordnungsmafnahmen.
Schriftenreihe der Landesanstalt fiilr Immissions- und Bodennutzungs-
schutz des Landes NRW Essen, H. 33 (1975), S. 25-29.

GUDERIAN, R.:

Immissionsschutz-Kriterien ffir den Maximalumfang von Verdichtungs-
gebieten (einschlieBlich Wechselbeziehungen von Verdichtungsge-
bieten und Freir&umen).

Schriftenreihe der Landesanstalt fiir Immissions- und Bodennutzungs-
schutz des Landes NRW Essen, H. 34 (1975), S. 20-27.

SCHWELA, D.:
Kriterien des prophylaktischen Immissionsschutzes filir Ausdehnung
und gegenseitige Abgrenzung emittierender Gebiete.

Schriftenreihe der Landesanstalt flir Immissionsschutz des Landes NRW

Essen, H. 44 (1978),

KOCH, E., B. PRINZ und P. ALTENBECK:

tUberlequngen zu Bewertungssystemen im prophylaktischen Immissions-
schutz unter besonderer Berlicksichtigung der Verwendbarkeit von
MI-Werten in Bauleitplanverfahren,

Raumforschung und Raumordnung, 39, H. 1 (1981), S. 31-39.

KOCH, E., V. THIELE, J. GIEBEL, H, STRAUCH und P. ALTENBECK:
Empfehlungen fiir die problemgerechte Erstellung von Immissions-
schutzgutachten in Bauleitplanverfahren.

LIS-Berichte der Landesanstalt fiir Immissionsschutz des Landes NRW
Nr. 26, Essen 1982.

FELDHAUS, G.:
Der Vorsorgegrundsatz des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
In: Deutsches Verwaltungsblatt, H. 4 (1980), S. 133-139.

ERBGUTH, W.:

Immissionsschutz und Landesplanung. Aktuelle Fragen im Verh#ltnis
beider Rechtsgebiete.

Beitrdge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumplanung,
Bd. 77. Universitdt Minster 1982,

WURM, S.:

Informationen zum Stand der gebietsbezogenen Luftreinhalteplanung
der Bundeslinder. Informationen zur Raumentwicklung H. 11/12.
Aktuelle Daten und Prognosen zur ré&umlichen Entwicklung.

Umwelt I: Luftbelastung (1985), S. 1035-1046.

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



[20]

[21]

[22]

[23]

[24]

[25]

[26]

[27]

[28]

60

KUHLING, W.:

Planungsrichtwerte filr die Luftqualitdt. Entwicklung von Mindest-
standards zur Vorsorge vor schidlichen Immissionen als XKonkreti-
sierung der Belange empfindlicher Raumnutzungen.

Schriftenreihe Landes- und Stadtentwicklungsforschung NRW, Materia-
lien Band 4.045; hrsg. vom Institut flir Landes~ und Stadtentwick-
lungsforschung, Dortmund 1986.

Symposium DAS VORSORGEPRINZIP IM UMWELTSCHUTZ.
Umweltbundesamt, Texte 25/84, Berlin 1984,

Leitlinien der Bundesregierung zur Umweltvorsorge durch Vermeidung
und stufenweise Verminderung von Schadstoffen (Leitlinien Umwelt-
vorsorge) .

Hrsg. vom Bundesminister filr Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit Bonn, Sept. 1986.

Richtlinie des Rates der Europ#ischen Gemeinschaften vom 27.06.1985
fiber die Umweltvertréglichkeitspriifung bei bestimmten tffentlichen
und privaten Projekten (85/337 EWG).

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften Nr. L 175/40, 05.07.1985.

HAAS, H. (Hrsqg.):

Technikfolgen-Abschitzung. Im Auftrage der Gesellschaft flir Ver-
antwortung in der Wissenschaft,

Scientia nova, Oldenbourg Verlag Miinchen/Wien 1975.

SPINDLER, E,A.:

Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Raumplanung. Ans#tze und Per-
spektiven zur Umweltgliteplanung.

Hrsg. vom Institut flir Raumplanung, Abteilung Raumplanung, Univer-
sitdt Dortmund (IRPUD), 1983.

SCHAFER, E.:

Umweltvertridglichkeitsprlifung nach der EG-kichtlinie und Bfirgerbe-
teiligungsverfahren. In: Gesundheit und Umwelt;

Hrsg.: Usterreichisches Bundesinstitut fiir Gesundheitswesen, Wien,
H. 1 (1987), S. 11-48.

Organisation des Umweltschutzes: Umweltvertriglichkeitspriifung
{(UVP) . KGSt Bericht Nr., 11/1986 (Kommunale Gemeinschaftsstelle flir
Verwaltungsvereinfachung K81ln).

CUPEI, J.:

Umweltvertrédglichkeitsprliifung {(UVP). Ein Beitrag zur Strukturierung
des Diskussion, zugleich eine Erléuterung der EG-Richtlinie, Carl
Heymanns Verlag Ktln - Berlin - Bonn - Miinchen 1986.

LIS-Berichte Nr, 75 (1988)



[29]

[301]

[31]

(321

[331]

[34]

[351]

[36]

[37]

[381]

[39]

61

SCHMIDT-BLEEK, F. et al.:

Konzept filir Frliherkennung und Beurteilung von Umweltverdnderungen
mit den Empfehlungen des Projektrates Frilherkennung von Umwelt- und
Gesundheitsschédden,

Hrsg. von der Gesellschaft fiir Strahlen- und Umweltforschung
Miinchen, GSF-Bericht 13/1987.

STRATMANN, H.:

Beitrdge zu Gesundheit und Umwelt. Stenographisches Protokoll der
Sitzung des 14. Umweltforums vom 17.11.1986 in Hannover.
Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft fiir Umweltfragen Bonn.

STRATMANN, H.:

Zielsetzung, Bedeutung und Ermittlung der Maximalen Immissions-
Konzentrationen (MIK-Werte) der VDI-Kommission Reinhaltung der Luft.
In: Wege und Ziele der Luftreinhaltung in der modernen Industrie-
gesellschaft - 30 Jahre VDI-Kommission Reinhaltung der Luft. Bd. 6.
Schriftenreihe der VDI-Kommission Reinhaltung der Luft, Diisseldorf
1987.

KOCH, E.:

Vortrdge im Rahmen des Fortbildungsprogramms der Landesanstalt fiir
Immissionsschutz Essen {iber "Prophylaktischer Immissionsschutz"
und "Immissionsschutz und Planung” (seit 1985).

KNUPKE, W.:

Immissionsschutz und Planung.

In: Aus Forschung und Wissenschaft 2, Ministerjum flir Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales des Landes NW, Dlisseldorf 1975.

SACHSSE, H.:
Naturerkenntnis und Wirklichkeit, Einfiihrung in die Naturphiloso-
phie I. Vieweg Braunschweig 1967.

REICHENBACH, H.:

Der Aufstieg der wissenschaftlichen Philosophie. Berlin 1951.

FLECHTHEIM, O.K.:
Ist die Zukunft noch zu retten? Hoffmann und Campe Hamburg 1987.

SACHSSE, H.:
Anthropologie der Technik., Vieweg Braunschweig 1978,

SACHSSE, H.:
Technik und Verantwortung. Rombach Freiburg i.B. 1972,

SACHSSE, H.:

Ukologische Philosophie. Wissenschaftliche Buchgesellschaft Darm-
stadt 1984,

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)




[40]

[41]

[42]

[43]

[44]

[45]

[46]

[47]

[48]

[49]

[50]

[51]

62

KOCH, E,:
Pseudowissenschaft, Wissenschaftliche Modelle ohne Menschen.
Westermayer Minchen 1973,

ELSTER, H.-J.:

Verantwortung in Wissenschaft, Technik, Bildungspolitik und Gesell-
schaft. In: Mbglichkeiten, Grenzen und ethische Probleme der Bio-
technik, hrsg. von H.,-J, Elster,

Schriften der Gesellschaft flir Verantwortung in der Wissenschaft 5.
E. Schweizerbart’sche Verlagsbuchhandlung Stuttgart 1987.

LUCK, W.A,P,:
Homo investigans. Der soziale Wissenschaftler, Steinkopff Taschen-
blicher 8, Darmstadt 1976,

JONAS, H.:
Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik fiir die technolo-
gische 3ivilisation. Insel Verlag Frankfurt/Main 1979,

JUNGK, R. und H.J. MUNDT (Hrsg.):
Der Weg ins Jahr 2000. Modelle flir eine neue Welt. Kurt Desch
Miinchen 1968,

MEADOWS, D. et al.:
Die Grenzen des Wachstums, Bericht des Club of Rome zur Lage der
Menschheit. Deutsche Verlags-Anstalt Stuttgart 1972.

Global 2000. Der Bericht an den Prisidenten. Deutsche Ubersetzung
hrsg. von R, Kaiser. Zweitausendeins Frankfurt/Main 1980.

KAHN, H. und A, WIENER:
Ihr werdet es erleben. Voraussagen der Wissenschaft bis zum Jahre
2000, Wien - Mlnchen - Z{rich 1968,

MALZ, F.:
Taschenwdrterbuch der Umweltplanung, List Verlag Miinchen 1974.

KIMMINICH, O.:
Das Recht des Umweltschutzes, 2. Aufl., Goldmann M{inchen 1972,

SCHXFER, K.:

Die Leitbild-Konzeption der Raumordnung und ihre Konkretisierung

in Pl&nen der Linder.

Dissertation, Hochschule flir Verwaltungswissenschaften, Speyer 1975,

GILDEMEISTER, R.:
Landesplanung, Westermann Braunschweig 1973,

LIs-Berichte Nr, 75 (1988)




[52]

(53]

[54]

[55]

[561]

[57]

(58]

[59]

[(60]

[61]

63

DITTRICH, E.:
Das Leitbild in der Raumordnung, In: Informationen.
Institut fiir Raumforschung, Bad Godesberg, 1958.

DITTRICH, E.:

Raumordnung und Leitbild.

In: Schriftenreihe des Instituts fir Stddtebau, Raumplanung und
Raumordnung an der TH-Wien, H. 2, Wien 1962.

DREYHAUPT, F.J.:
Planung und Umweltschutz. In: Wirtschaft und Umweltschutz.
C.F, Miller Juristischer Verlag Heidelberg 1986.

AMERY, C.:
Natur als Politik., Die &kologische Chance des Menschen. Rowohlt
Reinbek b. Hamburg, 1978.

KLOTEN, N.:
Utopie und Leitbild im wirtschaftspolitischen Denken.
In: Kyklos 1967, s. 331ff.

Umweltbelastung durch Thallium.

Zusammengestellt von der Landesanstalt filir Immissionsschutz des
Landes NRW (Red. E. Koch und G.H.M. Krause) im Auftrag des Ministers
fir Arbeit, Gesundheit und Soziales und des Ministers flir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten des Landes NRW, Dilisseldorf 1980.

FELDHAUS, G. und H. LUDWIG:

Strategie und Zielsetzung der Luftreinhaltepolitik in der Bundes-
republik Deutschland.

Staub Reinhaltung der Luft 47 (1987), Nr, 3/4, S. 64-66,

VESTER, F.:
Der Wert eines Vogels, 3. Aufl., Mlinchen 1984.

WICKE, L.:

Die Bkologischen Milliarden. Das kostet die zerstdrte Umwelt - so
k&nnen wir sie retten.

K6sel Miinchen 1986.

Aktuelle Probleme der Richtlinienarbeit zur Emissionsminderung -
insbesondere unter Berlicksichtigung unbestimmter Rechtsbegriffe,
Informationssymposium der VDI-Kommission Reinhaltung der Luft
13.10.1980, Diisseldorf. Manuskriptdruck Dilisseldorf 1981,

LIs-Berichte Nr. 75 (1988)



[62]

[63]

[64]

[65]

[66]

(671

[68]

(691

£701]

[(71]

64

THOENES, H.-W.:

Abwdgungskriterien bei der Feststellung des Standes der Technik und
ihre Bewertung. In: Wege und Ziele der Luftreinhaltung in der mo-
dernen Industriegesellschaft - 30 Jahre VDI-Kommission Reinhaltung
der Luft. Bd. 6 Schriftenreihe der VDI-Kommission Reinhaltung der
Luft, DlUsseldorf 1987.

DREYHAUPT, F.J.:
Umweltschutz flir Unternehmer. Immissionsschutz.
Verlag TUV Rheinland GmbH, K&ln 1978,

BOISSEREE, K.:

Urtliche Umweltstandards? Nochmals zur Verbindlichkeit von Emis-
sions- und Immissionsgrenzwerten in Bebauungsplidnen.

Umwelt- und Planungsrecht Nr, 11/12 (1983), S. 368-370.

MENKE, R.:

Die Festsetzung von Grenzwerten filir Umweltbelastungen im Bebauungs-
plan als Mittel zur Konfliktbewdltigung in Gemengelagen.

Natur und Recht, 4 (1985), S. 137-145.

HINZEN, A. et al.:

Umweltqualitlit und Wohnstandorte. Ratgeber flir die Bebauungsplanung.
Hrsg. vom Umweltbundesamt Berlin. Bauverlag GmbH Wiesbaden, Berlin
1982.

STEINEBACH, G.:

Ldrm- und Luftgrenzwerte. Entstehung - Aussagewert - Bedeutung flir
Bebauungspline,

Werner Verlag Diisseldorf 1987.

Baugesetzbuch in der Fassung vom 08,12,1986.
BGBl1 I vom 12.12.1986, Nr. 64, S, 2253 ff.

SUFKER, W.:

Der Umweltschutz im neuen Baugesetzbuch,

In: Umweltschutz in groBen Stddten. VDI-Berichte 605, §. 115-120,
VDI-Verlag Dlisseldorf 1987.

SANDER, H.:

Existieren mit der TA Luft 1986. Auswirkungen auf die Genehmigung
und den Betrieb von Anlagen (Teil 1).

Umweltmagazin Februar 1987, S. 30-32,

KALMBACH, S.:
Was bringt die TA Luft 1986.
Umweltmagazin November 1986, S. 40-44,

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



65

[72] PETERS, A.:
Die Erfassung der r#dumlichen Verteilung von Schwefeldioxid- und
Stickoxid-Emissionen als Informationsgrundlage flir die Raumordnung.
Informationen zur Raumentwicklung, H. 11/12 (1985), S. 1003-1013.

(731 SCHMITZ, S.:
Schadstoffemissionen privater Haushalte. Ein r&umlich diaaggre-
giertes Schétzmodell.
Informationen zur Raumentwicklung, H. 11/12 (1985), S. 1021-1028.

[74] KAMPE, D. und S. SCHMITZ:
Anforderungen an r&umlich differenzierte Emissionsdaten als Grund-
lage zur Ableitung von raumplanerischen Konzepten der Luftrein-
haltung.
Vortrag beim Kolloquium "Aus Luftreinhalteplénen abgeleitete Daten
und Gr&Ben als Hilfsmittel flir den Planer" am 29.09.1987 beim
Minister fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (MURL) NRW
Diisseldorf (wird in einer vom MURL herausgegebenen Publikation

abgedruckt).

(751 Luftreinhalteplan Ruhrgebiet Mitte 1980 ~ 1984.
Hrsg. vom Minister flir Arbeit, Gesundheit und Soziales NW. Diissel-
dorf 1980.

[761] Durchfiihrung der Smog-Verordnung.

Gem, RAErl. des Ministers fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft, des Innenministers, des Ministers filr Arbeit, Gesundheit und
Soziales, des Ministers fiir Wirtschaft, Mittelstand und Technologie
und des Ministers fiir Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr.

MBl. NW vom 16.01,1986, Nr. 2, S. 11,

[771 WEIDNER, H.:
Anmerkungen zur SO2-Luftreinhaltepolitik.

In: H. Graf Hatzfeldt (Hrsg.): Stirbt der Wald? Energiepolitische

Voraussetzungen und Konsequenzen,

Alternative Konzepte 41, C.F. Miiller Karlsruhe 1982.

[781] STUCKER, H,J.:
Uberlequngen zu kiinftigen Nutzungsm&glichkeiten der Luftreinhalte-
pldne fiir die Planung und zur inderung des Konzepts der Luftrein-
haltepléne.
Vortrag beim Kolloquium "Aus Luftreinhalteplénen abgeleitete Daten
und Gr&Ben als Hilfsmittel fiir den Planer™ am 29.09.1987 beim
Minister fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (MURL) NRW
Diisseldorf (wird in einer vom MURL herausgegebenen Publikation
abgedruckt).

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



(791

[80]

(81]

[82]

[83]

[84]

(85]

[86]

[871]

66

PIETSCH, J,:

Bewertungssystem fiir Umwelteinflllsse. Nutzungs- und wirkungsorien-
tierte Belastungsermittlungen auf 8kologischer Grundlage.
Deutscher Gemeindeverlaq, Verlag W. Kohlhammer, K&ln 1983.

DORNIER SYSTEM GmbH:
Handbuch zur 8kologischen Planung,
Hrsg. vom Umweltbundesamt Berlin 1978,

BUCHWALD/ENGELHARDT (Hrsg.):
Handbuch fiir Planung, Gestaltung und Schutz der Umwelt, Bd. 3,
BLV Miinchen, Bern, Wien 1980,

BEIER, R. und M, BUCK:

Nutzung von Immissionsdaten fiir Fragen der Bauleitplanung.
Vortrag zum Kolloquium "Aus Luftreinhalteplénen abgeleitete Daten
und Grdfen als Hilfsmittel fir den Planer" am 29,09.1987 beim
Minister fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (MURL) NRW
Diisseldorf (wird in einer vom MURL herausgegebenen Publikation
abgedruckt).

KOCH, E. und G. SCHUTZ:

Gerliche,

In: Handbuch Stadtklima und Luftreinhaltung. Springer Heidelberg
1988 (in Druck).

KOCH, E., P. ALTENBECK, K. OTTERBECK, V. THIELE et al.:
Methodische Untersuchungen zur Feststellung und Beurteilung von
Geruchssituaticnen im Felde (geplant als LIS-Bericht, in Vorbe-
reitung).

Durchfiihrung der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft.
Gem, RdAErl. des Ministers fiilr Arbeit, Gesundheit und Soziales und
des Ministers fiir Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr.

MB1 NRW Nr., 52 vom 03.08,1984, S. 886~-896.

KOCH, E.:

M8gliche Beitrdge des Immissionsschutzes in den einzelnen Planungs-
ebenen.

Vortrag beim Kolloquium "Aus Luftreinhaltepléinen abgeleitete Daten
und Gr&8en als Hilfsmittel fliir den Planer" am 29,09.1987 beim
Minister fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (MURL) NRW
Dliisseldorf (wird in einer vom MURL herausgegebenen Publikation
abgedruckt).

Raumordnungsbericht 1986,

Schriftenreihe des Bundesministers f{ir Raumordnung, Bauwesen und
Stddtebau H. 06.061, Bonn 1986.

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



[881]

(891

(901

[91]

[92]

(931

(941

(951

[961]

[971

(981

67

KRONER, G. und H.-R. KESSLER:

Vorschlag einer r8umlichen Gliederung des Bundesgebietes nach der
Erreichbarkeit von Oberzentren,

Informationen zur Raumentwicklung, H. 1 (1976), S. 15-33.

Gesetz zur Landesentwicklung (Landesentwicklungsprogramm) vom
19.03.1974. Gesetz- und Verordnungsblatt NW Nr. 15, 29.03.1974.

Landesplanungsgesetz (LP1G) in der Fassung der Bekanntmachung vom
28.11.1979. Gesetz- und Verordnungsblatt NW Nr. 67 vom 10.12.1979,

BEIER, R. und M, BUCK:

Mbglichkeit und Grenzen der Nutzung von Luftqualitétsdaten aus
diskontinuierlichen Messungen gem&Bf TA Luft.

LIS-Berichte Nr. 74 der Landesanstalt flir Immissionsschutz des
Landes NRW, Essen 1988.

BAUMULLER, J. und U. HOFFMANN:

Verbesserung der Infrastruktur des Stadtklimas - Erfahrungen im
Raum Stuttgart. In: Umweltschutz in groBen Stddten,
VDI-Berichte 605, S. 191-222, VDI-Verlag Diisseldorf 1987.

TOPP, H.:

Wege zur Stadtvertréglichkeit des Verkehrs. In: Umweltschutz in
groBen Stddten.

VDI-Berichte 605, S. 547-564. VDI-Verlag Dlisseldorf 1987.

FIESELER, H.:

Bauleitplanung und Umweltschutz.

Vortrag im Fortbildungsprogramm der Landesanstalt flir Immissicns-
schutz NRW Essen vom 22.09.1987.

Handbuch Stadtklima und Luftreinhaltung.
Hrsg. von H. Schirmer, VDI-Kommission Reinhaltung der Luft.
Springer Heidelberg 1988 (im Druck).

Umwelt-Leitlinien,
Hrsg. vom Verband der Chemischen Industrie e.V. (ca. 1987).

DREYHAUPT, F.J.:

Kompetenzen und Verantwortung flir Sicherheit und Umweltschutz auf
der Direktionsebene biindeln.

Handelsblatt 27.10.1987.

SACHSSE, H.:

Die Bedeutung der Intuition. Von der Einseitigkeit unseres wissen-
schaftlichen Denkens.

DABEI-Forum H. 9, Bonn 1986.

LIS-Berichte Nr, 75 (1988)



[99]

(1001

[101]

[102]

[103]

[1041]

f1051]

[1061]

[107]

68

OECD (Hrsgqg.):
Wirtschaft und Umwelt. Die Verflechtung von Ukonomie und 8kologie.
Erich Schmidt Verlag Berlin 1983.

UNEP (Hrsg.):

Umwelt - weltweit.

Bericht des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) 1972~1982.
Erich Schmidt Verlag Berlin 1983.

CLARK, W.C, und R.E, MUNN:

Sustainable Development of the Biosphere.
{International Institute for Applied Analysis).
Cambridge University Press Cambridge 1986.

WEIDNER, H.:

17 Linder im Vergleich. Luftreinhaltepolitik in Europa - Leistungen
und M8glichkeiten - Teil 1,

Umweltmagazin November 1986, 5. 26-29.

KOCH, E.:

Umweltschutz und Dritte Welt.

In: H.-J. Elster und E. Koch (Hrsg.): Naturwissenschaft und Technik.
Unser Verhdltnis zur Dritten Welt - zwischen Eigennutz, Indifferenz
und Verantwortung.

Schriften der Gesellschaft flir Verantwortung in der Wissenschaft 2,
E. Schweizerbart’sche Verlagsbuchhandlung Stuttgart 1984.

WOHLKE, H.:
Umweltzerstérung in der Dritten Welt.
C.H. Beck Mlinchen 1987.

Umweltwirkungen von Entwicklungsprojekten, Hinweise zur Umweltver-
trdglichkeitspriifung (UVP),

Hrsg. vom Bundesminister flir wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ -
intern), Bonn 1987.

Umwelt und Entwicklung. Entwicklungspolitik Materialien Nr. 77.
Hrseg. vom Bundesminister flr wirtschaftliche Zusammenarbeit, Bonn
1987.

MARKL, H.:

Wissenschaftliche Forschung und 8kologische Herausforderungen,
Festvortrag anléBlich des Jubildums 75 Jahre Industrieverband
Pflanzenschutz e.V.

Abgedruckt in Allgemeiner Forstzeitschrift Nr. 22 und 23, 1987.

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



[108]

69

LERSNER, H. FREIHERR VON:

"Umwelt und Recht" - Gedanken zum Vorsorgeprinzip.

In: Umweltkolloquium am 25.02.1987 in Dilisseldorf anl&Blich des
Ausscheidens von Herrn Ministerialdirigent Prof. Dr.-Ing. Franz
Joseph Dreyhaupt aus dem aktiven Dienst des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Hrsg. vom Minister fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW,
Diisseldorf 1987.

LIS-Berichte Nr. 75 (1988)



Berichte der

LANDESANSTALT FUR IMMISSIONSSCHUTZ DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN,

- LIS-Berichte

ESSEN

Die LIS-Berichte haben spezielle Themen aus den wissenschaftlichen Untersuchungen der LIS zum Gegen-

stand.

Berichte -

Die in der Regel umfangreichen Texte sind nur in begrenzter Auflage vorratig.
soweit nicht vergriffen - Interessenten auf Anforderung kostenlos zur Verfiligung gestellt.
auch die vergriffenen - stehen Interessenten in zahlreichen Universitdts- und Hochschul-

Sie werden -
Alle LIS-

bibliotheken zur Einsichtnahme und Ausleihe zur Verfligung.

Anforderungen sind zu richten an die

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr,
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte~-Nr.
(vergriffen)

Berichte~-Nr.
(vergriffen)

Berichte~Nr.
(vergriffen)

Berichte~-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

9:

10:

11:

12:

13:

Landesanstalt fiir Immissionsschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen
Wallneyer Str. 6

4300 E s s en 1

KRAUTSCHEID, S. und P. NEUTZ:
LIDAR zur Ferniberwachung von Staubemissionen.

- Nachweis der Kalibrierfahigkeit eines LIDAR-Systems - (1978).

BUCK, M.:
Die Bedeutung unterschiedlicher Randbedingungen bei der
der Luftqualitdt (1978).

Messung und Beurteilung

SCHEICH, G.:
Entwicklung und Anwendung von Ausbreitungsmodellen und Luftilberwachungsprogramme
in den USA (1979).

SPLITTGERBER, H. und K.H. WIETLAKE:
Ermittlung der Luftschalldammung von Bauelementen fir Industriebauten am Bau
(1979).

SPLITTGERBER, H.:
Zur Problematik der MefigrdéBen und Meflwerte bei Erschiitterungsimmissionen (1979).

STRAUCH, H. und K.H. GOLDBERG:
Ermittlung der Da@mmwirkung von Dachentliiftern fiir Werkshallen im Einbauzustand
unter Beriicksichtigung der baulichen Nebenwege (1979).

KRAUSE, G.M.H., B. PRINZ UND K. ADAMEK:
Untersuchungen zur Anwendbarkeit der Falschfarbenfotografie fiir die Aufdeckung
und Dokumentation von Immissionswirkungen auf Pflanzen (1980).

WIETLAKE, K.H.:
Erschiitterungsminderung durch
(1980).

"Direktabfederung" von Schabotte-Schmiedehammern

STRAUCH, H.:
Methoden zur Aufstellung von Larmminderungsplanen (1980).

HILLEN, R.:
Untersuchung zur flachenbezogenen Gerduschbelastungs-Kennzeichnung
-Ziele, Methodik, Ergebnisse- (1980Q).

MANNS, H., H. GIES und W. STRAMPLAT:
Erprobung des Staub-Immissionsmeflgerdtes FH62I fir die kontinuierliche Bestimmung
der Schwebstoffkonzentration in Luft (1980).

GIEBEL, J.:
Verhalten und Eigenschaften atmosphdrischer Sperrschichten (1981).

BROKER, G., H. GLIWA und E. MEURISCH:
Abscheidegrade von biologisch-~ und chemisch-aktiven Aggregaten zur Desodorierung
osmogener Abluft von Tierkdrperbeseitigungsanlagen (1981).



serichte~Nr.
(veryriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte=-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
{(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
{vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr,
(vergriffen)

Berichte-Nr.

(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
{vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

14:

15:

16:

17:

19:

20:

21;

22:

23:

24:

25:

26:

27:

28

29:

BRANDT, C,J.:
Untersuchungen lber Wirkungen von Fluorwasserstoff auf Lolium Multiflorum und
andere Nutzpflanzen (1981).

WELZEL, K. und H.D. WINKLER:

Emission und interner Kreislauf von Thallium bei einem Drehrohrofen mit
Schwebegaswarmeaustauscher zur Herstellung von Portlandzementklinker unter
Einsatz von Purpurerz als Eisentrdger. - 1. Bericht - (1981).

PRINZ, B. und E. KOCH:
Umweltpolitik und technologische Entwicklung in der VR China (1984).

BROKER, G. und H, GLIWA:
Untersuchungen zu den Dioxin-Emissionen aus den kommunalen
Hausmiillverbrennungsanlagen in Nordrhein-Westfalen {(1982).

BUCK, M., H. IXFELD und K. ELLERMANN:
Die Entwicklung der Immissionsbelastung in den letzten 15 Jahren in der Rhein-
Ruhr-Region (1982).

PFEFFER, H.U.:
Das Telemetrische Echtzeit-Mehrkomponenten-Erfassungssystem TEMES zur
Immissionsiiberwachung in Nordrhein-Westfalen (1982).

BACH, R.W.:
Uber Schatzfunktionen zur Bestimmung hoher Quantile der Grundgesamtheit
luftverunreinigender Schadstoffkonzentrationen aus Stichproben (1982).

STRAUCH, H.:
Hinweise zur Anwendung flachenbezogener Schalleistungspegel (1982).

SPLITTGERBER, H.:
Verfahren zur Auswertung von Erschiitterungsmessungen und zur Beurteilung von
Erschiitterungsimmissionen (1982).

KRAUSE, G.M.H.:

Immissionswirkungen auf Pflanzen - Forschungsschwerpunkte in den Vereinigten
Staaten von Amerika.
Air Pollution Workshop in Ithaca, N.
(1982).

Y., in der Zeit vom 02.05.-24.05.1981

KULSKE, S.:
Analyse der Periode sehr hoher lokaler Schadstoffbelastungen
im Ruhrgebiet vom 15.01.1982 bis 20.01.1982 (1982).

VAN HAUT, H. und G.H.M. KRAUSE:
Wirkungen von Fluorwasserstoff-Immissionen auf die Vegetation (1982).

KOCH, E., V. THIELE, J. GIEBEL, H. STRAUCH und P. ALTENBECK:

Empfehlungen fir die problemgerechte Erstellung von Immissionsschutzgutachten in

Bauleitplanverfahren (1982).

MANNS, H., H. GIES und G. NITZ:
Verbesserung der Zuverlassigkeit und Vergleichbarkeit von Messungen zur
Ermittlung aromatischer Kohlenwasserstoffe in der AuBenluft (1982).

PRINZ, B., G.M.H. KRAUSE und H. STRATMANN:
Vorlaufiger Bericht der Landesanstalt fir Immissionsschutz iiber Untersuchungen
zur Aufklarung der Waldschaden in der Bundesrepublik Deutschland (1982).

GIEBEL, J.:
Untersuchungen iiber Zusammenhange zwischen Sperrschichthdhen und Immissionsbe-
lastung (1983).

Bericht iiber eine Reise in die USA und die Teilnahme am 13.



Berichte-Nr.

Berichte—-Nr.

Berichte~-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)
Berichte=-Nr.
Berichte-Nr.

(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte~Nr.
(vergriffen)

31:

32:

34:

37:

39

40:

41:

42

44 ;

45

MANNS, H. und H. GIES:
Ergebnisse der Laborpriifung und Optimierung des mefitechnischen Teiles der Ozon-
Melipldtze im Melnetz LIMES-TEMES (1983).

BEINK, H., R. SCHMIDYT UND M. BUCK:
Ein Meflverfahren zur Bestimmung des Schwefelsdure- und Sulfatgehaltes in Luft
(1983).

BEIER, R. und P. BRUCKMANN:
Messung und Analyse von Kohlenwasserstoff-Profilen im Rhein-Ruhrgebiet (1983).

FRONZ, W.:

Ermittlung von Verkehrsgerdusch-Immissionen

- zum tageszeitlichen Verlauf des Gerduschpegels und des Verkehrsaufkommens an
Bundes—- und Sammelstrafien (1983).

BROKER, G.:
Zusammenfassende Darstellung der Emissionssituation in Nordrhein-Westfalen und
der Bundesrepublik Deutschland fir Stickstoffoxide (1983).

PIORR, D. und R. HILLEN:
Veranderung akustischer Kenngrdflen infolge der nadchtlichen Abschaltung von
Lichtsignalanlagen (1983).

BUCK, M., H, IXFELD und K. BLLERMANN:
Benzol-Immissionsmessungen im Lande Nordrhein-Westfalen (1983).

BACH, R.-W. und H. STRAI'MANN:
Untersuchungen zur Bestimmung der Aufnahmerate des I[RMA-Geridtes bei verschiedenen
Anstromverhaltnissen (1983),

WIETLAKE, K.H.:
Beurteilung und Minderung tieffrequenter Geradusche (1983).

STRAUCH, H. und K. SCHWENGER:
Gerdusche und Erschitterungen, verursacht durch elektrisch angetriebene
Warmepumpen (1983).

BROKER, G. und B. SCHILLING:
Schwermetallemissionen bei der Verbrennung kommunaler Klarschldmme (1983).

HILLEN, R.:
Uber Moglichkeiten zur Verbesserung der Qualitat von Schiellgerduschmessungen im
Immissionsbereich (1983).

KLEIN, M.:
Untersuchung zur Schallausbreitung im Freien - Ziele, Physik der
Schallausbreitung, Vorgehensweise, Ergebnisse - (1983).

PFEFFER, H.-U., S. KULSKE und R. BEIER:

Jahresbericht 1981 ilber die Luftqualitdt an Rhein und Ruhr.

Ergebnisse aus dem telemetrischen Immissionsmefinetz TEMES in Nordrhein-Westfalen.
(1984)

BUCK, M., H. IXFELD und R. BEIER:
Immissionsbelastung durch Fluor-Verbindungen in der Nachbarschaft der
Aluminiumhiitte LMG in Essen. (1984).

STRAUCH, H. und R. HILLEN:
Gerdauschimmissionen in Grollstdadten; Flachenbezogene Kennzeichnung dieser
Gerdauschimmissionen (1984).

BUCK, M. und P. BRUCKMANN:
Air quality surveillance in the Federal Republic of Germany (1984).



Berichte-nr.

Berichte-Nr.

Berichte-=Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte~Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.

47 :

48 :

49

50:

51:

52:

53:

54:

55:

56:

57:

58:

59:

60:

61:

62:

62:

BEIER, R.:
Kohlenwasserstoffbelastung in Ahlen - eine statistische Analyse ~. (1984)

SCHADE, H.:
Prognose der Schadstoffemissionen aus Verbrennungsanlagen im Belastungsgebiet
Rheinschiene-8iid fiir die Jahre 1985 und 1990. (1984)

STRATMANN, H.:

Wirkungen von Luftverunreinigungen auf die Vegetation.

Bewertung der Luftanalyse auf der Grundlage weiterentwickelter Dosis-
Wirkungsbeziehungen filir Schwefeldioxid und Ozon zur Ursachenaufklarung der
neuartigen Waldschaden. (1984)

GOLDBERG, K.H.:
Untersuchungen zu SchiefBladrmminderungen, dargestellt an Fallbeispielen. (1984)

HERPERTZ, E., J. ASSMANN, D. KRANE, E. HARTMANN, B. STECK, E.BREWIG und J,
KROCHMANN :
Messen und Beurteilen von Lichtimmissionen (1984).

Pfeffer, H.-U.:

Qualitatssicherung in automatischen Immissionsmefnetzen.

Teil 3: Ringversuche der staatlichen Immissions- MeB-~ und Erhebungsstellen in der
Bundesrepublik Deutschland (STIMES}).

Ergebnisse fir die Komponenten 80,5, NO, 03 und CoO. (1984).

BEIER,R.:
Zur Planung und Auswertung von Immissionsmessungen gemidB TA-Luft 1983. (1985).

BROKER, G. und H. GLIWA:

Polychlorierte Dibenzo-Dioxine und Furane in den Filterstiduben und Schlacken der
zwolf Hausmiillverbrennungsanlagen in Nordrhein-Westfalen sowie einiger
Sondermiillverbrennungsanlagen. (1985).

KULSKE, S., J. GIEBEL, H.-U. PFEFFER und R. BEIER:

ANALYSE der Smoglage vom 16. bis 21. Januar 1985 im Rhein-Ruhr-Gebiet.
Teil 1: Text- und Bildband. (1985).

Teil 2: Meflergebnisse. (1985).

SPLITTGERBER, H., M. KLEIN und P. NEUTZ:
Untersuchungen zur Ermittluyng der Wahrnehmungsschwelle bei Einwirkung von
Erschiitterungen auf den Menschen - Beschreibung der Versuchsanlage - (1985).

PRINZ, B., J. HRADETZKY, H.-U. PFEFFER, H.W. ZOTTL und H.-K. LICHTENTHALER:
Forschungsergebnisse zur Problematik der neuartigen Waldschiden. (1985).

GIEBEL, J. und W. STRAMPLAT:
Untersuchung iiber die Eignung des Korrelationsspektrometers Cospec V zur
Bestimmung des Transportes von Schwefeldioxid bzw. Stickstoffdioxid. (1986).

PRINZ, B., D. SCHWELA, E. KOCH, S. GANSER und T. EIKMANN:
Untersuchungen zum EinfluBl. von Luftverunreinigungen auf die Haufigkeit von
Pseudokrupperkrankungen im Stadtgebiet Essen. (1986).

MANNS, H. und H. GIES:
Ergebnis der Erprobung des automatischen Ozon-Mellgerdtes Dasibi, Typ 1008 AH
(1986).

SPLITTGERBER, H.:
Messung und Beurteilung von Erschiitterungsimmissionen ~ Vergleich verschiedener
Verfahren - (1986).

BUCK, M. und P. KIRSCHMER:
Immissionsmessungen polychlorierter Dibenzo-p-Dioxine und Dibenzofurane in
Nordrhein-Westalen. (1986).

BUCK, M. und P. KIRSCHMER:

Measurements of Polychlorinated Dibenzo-p-dioxins and Dibenzofurans in Outdoor
Air. (Ubersetzung des 1986 erschienenen LIS-Berichtes Nr. 62).

(1987).



Berichte—-Nr.

Berichte-Nr.

Berichte~Nr.

Berichte-Nr.

Berichte-Nr.
(vergriffen)

Berichte-Nr.

(vergriffen)

Berichte-Nr.

Berichte~Nr.

Berichte-Nr.

Berichte Nr.

Berichte Nr.

Berichte Nr.

63:

64:

65:

66:

68:

69:

70:

71:

72:

73:

74:

GIEBEL, J.:
Untersuchung iiber die praktische Anwendung eines numerischen Ausbreitungsmodells
(K-Modell) fiir die Praxis der Immissions-Simulation. (1986)

WINKLER, H.D.:
Thalliumemissionen bei der Zementherstellung - Ursachen und MinderungsmafBnahmen -
(1986).

WIETLAKE, K.H.:

Erschiitterungseinwirkung durch Exzenter-Schmiedepressen und ihre Minderung durch
Direktabfederung.

(1986)

Viertes Symposium {iber die Technik der Kernreaktorferniiberwachungssysteme am
8. und 9.10.1986 in der LIS, Essen.
(1986).

ASSMANN, H.: :

Hinwelse zur Prognose von Gerduschimmissionen im Rahmen von Genehmigungsverfahren
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz.

(1986)

MANNS, H. und H. GIES:

Erprobung des Schwebstaubmeflgerdtes FH 62 I 3 m3/h fir die automatisierte Immis-
sionsmessung. .

(1986)

BEINE, H.:

Phosphorsaureester und verwandte Verbindungen - Umweltrelevanz und luftanalyti-
sche Bestimmung.

(1987)

BUCK, M. und H.-U. PFEFFER:

Air quality surveillance in the state North-Rhine-Westphalia
{(Federal Republic of Germany).

(1987)

WEFERS, H. und H. KATZER:

Zusammenstellung von zusdtzlichen sicherheitstechnischen Anforderungen an Anlagen
zur Lagerung von druckverfliissigtem Ammoniak in Kraftwerken.

(1987)

BEIER, R., J. KOHLERT und M. BUCK:

Entwicklung der Immissionsbelastung in der Umgebung der Aluminiumhiitte im Essener
Norden in den Jahren 1984-1986.

(1987)

SCHADE, H.:

Erstellung eines Emissionskatasters und einer Emissionsprognose fiir Feuerungsan-
lagen im Sektor Haushalte und Kleinverbraucher des Belastungsgebietes Ruhrgebiet
Ost.

(1987)

BEIER, R. und M. BUCK:

Moglichkeit und Grenzen der Nutzung von Luftqualitdtadaten aus diskontinuierli-
chen Messungen gemdl TA-Luft.

(1988)



	LlS-Berichte Nr.75
	Prinzipien des prophylaktischen Immissionsschutzes
	Titel

	Inhalt

	Zusammenhang

	1. Einleitung

	2. Prophylaktischer Immissionsschutz - Definition und Erläuterungen

	2.1. Historische Übersicht
	2.2. Das dreistufige Immissionsschutzsystem
	2.3. Der Bereich prophylaktischer Immissionsschutz

	3. Möglichkeiten und Grenzen der Vorsorge

	3.1. Naturwissenschaftliche Grundlagen der Prophylaxe
	3.2. Prophylaxe, Prognose und Planung
	3.3. Zur Frage des "Leitbildes" im Zusammenhang mit dem  prophylaktischen Immissionsschutz in der Raumplanung
	3.4. Prinzipien naturwissenschaftlich begründeter Vorsorge

	4. 
Der prophylaktische Immissionsschutz in der Praxis 
	4.1. Allgemeine Grundlagen
	4.2. Immissionsschutz in den einzelnen Planungsebenen
	4.3. Störfallvorsorge
	4.4. Internationale Aspekte

	5. Schlußwort: Prophylaktischer Immissionsschutz und Öffentlichkeitsinformation

	Schrifttum

	LIS-Berichte

